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Jahreswirtschaftsbericht 1989 der Bundesregierung 

Gemäß § 2 des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des 
Wachstums der Wirtschaft (StWG) legt die Bundesregierung hier-
mit dem Deutschen Bundestag und dem Bundesrat den Jahreswirt-
schaftsbericht 1989 vor. 

Mit dem Jahreswirtschaftsbericht stellt die Bundesregierung ge-
mäß § 3 des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des Wachs-
tums der Wirtschaft gesamtwirtschaftliche Orientierungsdaten für 
1989 zur Verfügung. Sie sollten auch bei den preis- und einkom

-

mensrelevanten Entscheidungen im Gesundheitswesen — gemäß 
§ 405 a der Reichsversicherungsordnung — berücksichtigt wer-
den. 

Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung (Rat) hat am 18. November 1988 sein Jahres

-

gutachten 1988/89 (JG) vorgelegt. Es trägt den Titel „Arbeitsplätze 
im Wettbewerb". Die Bundesregierung dankt dem Rat für seine 
gründliche Untersuchung der Wi rtschaftsentwicklung im abgelau-
fenen Jahr und die Analyse der Aussichten für 1989 ebenso wie für 
seine ausführliche Stellungnahme zu den künftigen Aufgaben der 
Wirtschaftspolitik. Sie nimmt zum Jahresgutachten wiederum je-
weils im Sachzusammenhang Stellung. 

Zur Vorbereitung des Jahreswirtschaftsberichts wurde die wachs

-

turns- und beschäftigungspolitische Strategie der Bundesregie-
rung im Konjunkturrat für die öffentliche Hand mit den Ländern 
und Gemeinden sowie in Gesprächen mit Vertretern der Gewerk-
schaften und dem Gemeinschaftsausschuß der Deutschen gewerb-
lichen Wirtschaft erörtert. 
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A. Ausgangslage und wirtschaftliche Perspektiven für 1989 

I. Wirtschaftspolitische Ausgangslage 

1. Die Wirtschaft der Bundesrepublik Deutschland 
befindet sich zu Beginn des Jahres 1989 in einem 
kräftigen Aufwärtstrend. Expansion bei Stabilität — 
das ist nach dem Urteil des Sachverständigenrates zur 
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung das Markenzeichen des wi rtschaftlichen Auf-
schwungs, der nun in sein siebtes Jahr geht. Was im 
Zusammenwirken von Wirtschaft, Staat und Tarifpar-
teien erreicht worden ist, kann sich - wie der Rat 
betont — durchaus sehen lassen (Vorwort des Jahres-
gutachtens). Die Konstitution der Volkswirtschaft ist 
heute besser als zu Beginn der achtziger Jahre (Zif-
fer 214 JG). 

2. Das Wirtschaftswachstum erreichte 1988 mit 
3,4 v. H. die höchste Rate seit Beginn dieses Jahr-
zehnts. Dazu haben zwar auch ein ungewöhnlich mil-
der Winter 1987/88 und eine gute Ernte beigetragen; 
entscheidend aber war, daß sich die binnenwirtschaft-
liche Dynamik verstärkt hat. Dies ist um so bemer-
kenswerter, als die heftigen Turbulenzen an den Ak-
tien- und Devisenbörsen vom Herbst 1987 und der 
sich im Anschluß daran ausbreitende Pessimismus die 
Perspektiven für das abgelaufene Jahr zunächst stark 
verdunkelt und zu teilweise sehr skep tischen Progno-
sen Anlaß gegeben hatten. Die Zuversicht der Bun- 
desregierung zu Beginn des letzten Jahres, die damals 
von verschiedenen Seiten hef tig kritisiert wurde, er-
wies sich als berechtigt. 

Dank einer entschlossenen, interna tional abgestimm-
ten Wirtschafts-, Finanz- und Geldpolitik konnten die 
entstandenen Verunsicherungen rasch überwunden 
werden. Von erheblicher Bedeutung war die Stabili-
sierung der Wechselkurse durch eine verstärkte Zu-
sammenarbeit der sieben größten westlichen Indu- 
strienationen. Im Inland haben die finanzpolitischen 
Entscheidungen der Bundesregierung und die Geld-
politik der Deutschen Bundesbank das Vertrauen von 
Investoren und Konsumenten wieder gefestigt. So 
kam es mit der zweiten Stufe der Einkommensteuer-
senkung ab Januar 1988 für Wirtschaft und Verbrau-
cher zu erheblichen Entlastungen. Die Bundesregie-
rung entschied sich bewußt für das Wirkenlassen au-
tomatischer Stabilisatoren und hat deshalb 1988 in 
ihrer Haushaltsplanung ein wesentlich höheres Defi-
zit im Bundeshaushalt hingenommen als ursprünglich 
vorgesehen. Darüber hinaus hat die Bundesregierung 
die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) in die Lage 
versetzt, durch die Bereitstellung zinsgünstiger Mittel 
der seinerzeit befürchteten Investitionszurückhaltung 
der Gemeinden entgegenzuwirken. Die Deutsche 
Bundesbank sorgte ihrerseits durch Zinssenkungen 
und reichliche Dotierung der Bankenliquidität für Er-
leichterungen. Dank guter internationaler Zusam-
menarbeit konnte überdies ein genereller Rückfall in 
den Protektionismus vermieden werden. 

Die Auftriebskräfte haben sich vor allem auch deshalb 
so schnell und so eindeutig wieder durchgesetzt, weil 
die deutsche Wirtschaft heute auf einem wesentlich 
besseren Fundament aufbauen kann als zu Beginn der 
achtziger Jahre (Ziffer 214 JG). Der von Anfang an 
langfristig angelegte wi rtschaftspolitische Kurs der 
Bundesregierung, der auf eine grundlegende markt-
wirtschaftliche Erneuerung und auf eine dauerhafte 
Stärkung der Wachstumskräfte abzielt, hat sich damit 
als richtig erwiesen. 

Die Basis der wirtschaftlichen Aufwärtsentwicklung 
hat sich 1988 erheblich verbreitert. Im abgelaufenen 
Jahr trugen alle Bereiche gemeinsam zur wirtschaftli-
chen Dynamik bei. Das Wachstum ist damit zugleich 
robuster geworden. Dabei vollzieht sich die wirt-
schaftliche Expansion weitgehend spannungsfrei, so 
daß auch insoweit die Voraussetzungen für ihre Fo rt

-setzung günstig sind. 

Die kräftigste Wachstumsdynamik entfaltete 1988 die 
Investitionstätigkeit der Unternehmen. Der Anteil ih-
rer Investitionen am Bruttosozialprodukt erreichte im 
abgelaufenen Jahr den höchsten Stand seit Anfang 
der siebziger Jahre. In der kräftigen Beschleunigung 
der Investitionstätigkeit bestätigt sich die grundle-
gende Verbesserung der gesamtwirtschaftlichen Rah

-

menbedingungen, namentlich der Zusammenhang 
zwischen verbesserter Finanzlage der Unternehmen 
und ihrer Investitionstätigkeit. Die wachsenden Inve-
stitionen der Unternehmen tragen wesentlich zur Si-
cherung der Wettbewerbsfähigkeit der in der Bundes-
republik vorhandenen sowie zum Entstehen neuer 
Arbeitsplätze bei. Sie schaffen die Grundlagen dafür, 
daß der Spielraum für das wirtschaftliche Wachstum 
auch nach weitgehender Vollauslastung der Produk-
tionskapazitäten erweitert wird. 

3. Die günstige gesamtwirtschaftliche Entwicklung 
des abgelaufenen Jahres hat sich auch auf den Ar-
beitsmarkt vorteilhaft ausgewirkt: 

— Die Zahl der Erwerbstätigen nahm im Verlauf des 
Jahres 1988 saisonbereinigt um rund 170 Tsd auf 
rund 26,2 Mio zu. Seit dem Tiefpunkt der Beschäf

-

tigung Ende 1983 konnten damit rund 900 Tsd 
Arbeitsplätze zusätzlich besetzt werden. 

Verschiedene Indizièn sprechen dafür, daß die Be

-

schäftigungszunahme in den vergangenen Jahren 
tatsächlich sogar noch größer ausgefallen ist. So 
weist der Rat darauf hin, daß die Zahl der sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigten nach der Sta-
tistik der Bundesanstalt für Arbeit seit 1983 um 
rund 300 Tsd stärker zugenommen hat als dies die 
- umfassendere, aber wohl ungenauere — Er-
werbstätigenstatistik der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung ausweist (Ziffer 92 JG). Diese be-
ruht noch auf einer Fortschreibung der Volkszäh-
lungsergebnisse von 1970. Die ersten, kürzlich ver-
öffentlichten Daten der Volkszählung von Mai 
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1987 deuten dagegen auf eine stärkere Beschäfti-
gungszunahme hin. So liegt danach die Erwerbs-
tätigenzahl um ca. 1 Mio über den Fortschrei-
bungsergebnissen. Diese beträchtlichen Abwei-
chungen machen — ebenso wie andere wesentli-
che Diskrepanzen zwischen Zählergebnissen und 
Fortschreibungswerten — deutlich, wie notwendig 
entgegen vielfach geäußerten gegenteiligen Auf-
fassungen regelmäßige Volkszählungen sind. Es 
sollte keinesfalls gering geschätzt werden, daß 
durch den erfolgreichen Abschluß der Volkszäh-
lung zukünftige Planungen auf eine wesentlich si-
cherere statistische Grundlage gestützt werden 
können. 

- Die Arbeitslosenzahl war im Jahresdurchschnitt 
1988 mit 2,24 Mio zwar geringfügig höher als ein 
Jahr zuvor; sie sank jedoch in der zweiten Jahres-
hälfte deutlich und lag im Dezember . 1988 um 
120 Tsd unter dem Stand von Dezember 1987. Da-
bei war der Rückgang bei den Männern ausge-
prägter als bei den Frauen. Daß die Abnahme der 
Arbeitslosigkeit wiederum deutlich geringer war 
als der Beschäftigungszuwachs, ist darauf zurück-
zuführen, daß die Erwerbspersonenzahl weiterhin 
kräftig gewachsen ist. Neben der weiter zuneh-
menden Erwerbsbeteiligung der Frauen spielte 
dabei eine besondere Rolle, daß sich der Zustrom 
von Zuwanderern aus der DDR und von Aussied-
lern aus Osteuropa erheblich verstärkt hat. Rund 
243 Tsd deutsche Aus- und Übersiedler kamen al

-

lein 1988 neu in die Bundesrepublik. Da es sich 
hierbei überwiegend um Personen im erwerbsfähi-
gen Alter handelt, ist damit eine nachhaltige Erhö-
hung des Arbeitskräftepotentials verbunden. Der 
Rat warnt zu Recht vor der Ansicht, daß die Be

-

schäftigungsprobleme hierdurch auf Dauer ver-
stärkt werden (Ziffer 94 JG). 

— Beachtliche Erfolge wurden bei der Bekämpfung 
der Jugendarbeitslosigkeit erzielt. So konnte die 
Zahl der arbeitslosen Jugendlichen unter 20 Jah-
ren auf den niedrigsten Stand seit Herbst 1981 
gesenkt werden. Wie schon 1987 überstieg auch 

• das Angebot an Ausbildungsstellen die Zahl der 
Bewerber. In verschiedenen Wirtschaftszweigen 
und Regionen gibt es eine erhebliche Zahl von 
Ausbildungsplätzen, die nicht besetzt werden 
konnten. Die Chancen, einen Ausbildungsplatz zu 
finden sind inzwischen so gut wie lange nicht mehr 
(Ziffer 99 JG). 

— Daß der Arbeitskräftebedarf im Verlauf des ver-
gangenen Jahres deutlicher zugenommen hat, als 
es die relativ starre Arbeitslosenzahl erscheinen 
läßt, wird auch an den verfügbaren Informationen 
über die Bewegungen am Arbeitsmarkt sichtbar. 
So meldeten sich im abgelaufenen Jahr zwar 
3,668 Mio Personen — annähernd 60 Tsd weniger 
als 1987 — bei den Arbeitsämtern arbeitslos; 
gleichzeitig sind aber 3,786 Mio Personen aus dem 
Kreis der Arbeitslosen ausgeschieden, rund 
150 Tsd mehr als ein Jahr zuvor. Unter den Er-
werbssuchenden, die sich neu als arbeitslos regi-
strieren ließen, ist die Zahl derjenigen, die zuvor 
einer Erwerbstätigkeit nachgingen oder in betrieb

-

licher Ausbildung standen, deutlich zurückgef al

-

len (— 6,9 v. H. bzw. — 9,4 v. H.). Die Freisetzung 
von Arbeitskräften . hat also im Zuge der höheren 
Kapazitätsauslastung spürbar nachgelassen. An-
dererseits meldeten  sich erheblich mehr Personen 
arbeitslos, die zuvor in der Bundesrepublik keine 
Erwerbstätigkeit ausgeübt hatten (+ 14,1 v. H.). 

— Im Zuge der starken wirtschaft lichen Auftriebs-
kräfte ist die Zahl der Kurzarbeiter gegenüber 
1987 um rund 25 v. H. auf rund 208 Tsd im Jahres-
durchschnitt 1988 gesunken. Damit hat sich die 
Kurzarbeit auf ein Drittel ihres Umfanges im Jahre 
1982 reduziert. Mit dem erheblichen Abbau der 
Kurzarbeit sind die Arbeitskraftreserven in den Be-
trieben weitgehend erschöpft. Daher wurden der 
Arbeitsverwaltung im Verlauf des letzten Jahres 
deutlich mehr offene Stellen gemeldet als 1987 
(+ 6,1 v. H.). 

Ausgeprägt blieben die regionalen Unterschiede am 
Arbeitsmarkt. In fast allen Bundesländern ging aller-
dings die Arbeitslosigkeit von Dezember 1987 bis De-
zember 1988 zurück. 

4. 1988 war erneut ein Jahr mit bemerkenswe rter 
Preisstabilität. Im Jahresdurchschnitt lag der Preisin-
dex für die Lebenshaltung aller p rivaten Haushalte 
nur um 1,2v. H. höher als ein Jahr zuvor. In den letzten 
drei Jahren wurde damit ein so hohes Maß an  Preis-
niveaustabilität erreicht, wie es seit den fünfziger Jah-
ren nicht mehr der Fall  war. Selbst wenn man die 
erheblichen direkten Verbilligungen ausklammert, 
die sich seit 1986 bei den Energieträgern ergeben 
haben, stieg das Preisniveau in diesem Zeitraum pro 
Jahr im Durchschnitt um weniger als 11/2 v. H. Bei 
verantwortlichem Verhalten aller wirtschaftspolitisch 
Handelnden, insbesondere der Tarifparteien, beste-
hen gute Chancen, daß auch in Zukunft ein hohes 
Maß an Preisniveaustabilität aufrechterhalten werden 
kann. 

Zu Recht betont der Rat erneut, daß produktivitäts-
orientierte Tariflohnabschlüsse keineswegs einen 
Verzicht der Arbeitnehmer auf Kaufkraftzuwächse 
bedeuten (Ziffer 338 JG). Stabilität der Lohnstückko-
sten verbessert die Erlös-Kosten-Rela tion der Unter-
nehmen, vermindert so den Preisdruck und schafft 
damit Kaufkraftgewinne nicht nur für diejenigen, die 
einen Arbeitsplatz besitzen. 

5. Im Zuge der guten Binnenkonjunktur nahmen die 
Einfuhren in erheblichem Umfang zu; allerdings kam 
es bei den Exporten nach der verhalteneren Entwick-
lung in den vorangegangenen Jahren ebenfa lls wie-
der zu deutlichen Steigerungen. Die rege Nachfrage 
nach Investitionsgütern in den Industrieländern hat 
hier sicherlich eine entscheidende Rolle gespielt, weil 
die Angebotspalette deutscher Hersteller gerade bei 
dieser Produktgruppe besonders reichhaltig ist und 
modernste Technologie bietet. 

Insgesamt hat sich der seit 1985 zu beobachtende 
Abbau der realen Außenhandelsüberschüsse — wenn 
auch verlangsamt - fortgesetzt; die nominalen Han-
dels- und Leistungsbilanzsalden sind aufgrund erneut 
verbesserter Austauschverhältnisse (terms of trade) 
im Vergleich zum Vorjahr jedoch wieder leicht gestie-
gen. Der Überschuß im Handel mit den Vereinigten 
Staaten verringerte sich — nicht zuletzt als Folge der 
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überaus starken Dollar-Abwertung in den Vorjahren 
erheblich. Im Warenaustausch mit den EG-Part-

nern hingegen weitete sich der Handelsbilanzüber

-
schuß in beachtlichem Umfang aus. Dabei spielte 
auch eine Rolle, daß die Preise für Energieeinfuhren 
insbesondere aus Großbritannien und den Niederlan-
den in den letzten Jahren erheblich gesunken sind. 

Die wieder gewachsenen Überschüsse in der Han-
dels- und Leistungsbilanz sind auch im Zusammen-
hang mit der verstärkten Integration in der Europäi-
schen Gemeinschaft und der Vollendung des europäi-
schen Binnenmarktes zu sehen, auf die sich die Unter-
nehmen in allen Partnerstaaten derzeit intensiv vorbe-
reiten. Im Zusammenhang damit kommt es in den 
Staaten mit bislang geringerer Wi rtschaftskraft zu ei-
nem Aufbau neuer Produktionsanlagen, die vielfach 
aus den bereits hoch industrialisierten Staaten impor-
tiert werden. Die Bundesrepublik Deutschland ist hier 

mit ihrem breiten Investitionsgüterangebot besonders 
wettbewerbsfähig. Zugleich hat sie durch ihre erheb-
lichen Kapitalexporte zur Finanzierung solcher Inve-
stitionen beigetragen. Insgesamt wurden die Lei-
stungsbilanzüberschüsse der Bundesrepublik 
Deutschland 1988 durch einen hohen langfristigen 
Kapitalexport mehr als ausgeglichen. 

6. Die Weltwirtschaft ist an der Jahreswende 
1988/89 durch eine deutliche Expansion gekenn-
zeichnet. In nahezu allen Industrieländern verlief die 
wirtschaftliche Entwicklung 1988 besser als zu Jah-
resanfang allgemein erwartet worden war. In ihrem 
jüngsten Economic Outlook stellt die OECD hierzu 
fest, daß der Aufschwung in den Industrieländern dy-
namischer verläuft als je zuvor seit Anfang der siebzi-
ger Jahre. Alle internationalen Organisationen gehen 
von einer Fortsetzung dieses Aufwärtstrends im Jahr 
1989 aus. 
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II. Gesamtwirtschaftliche Eckwerte 

7. Die Bundesregierung ist mit dem Sachverständi-
genrat und den meisten anderen Beobachtern in der 
Auffassung einig, daß die gesamtwirtschaftliche Akti- 
vität auch über 1988 hinaus aufwärtsgerichtet sein 
wird (Ziffer 214 JG).Unter Berücksichtigung der um 
die Jahreswende erkennbaren Ausgangslage und des 
derzeitigen Informationsstandes hält die Bundesre-
gierung für 1989 eine Entwicklung für wahrschein-
lich, bei der 

— die gesamtwirtschaftliche Produktion von Waren 
und Dienstleistungen weiter kräftig wächst, wobei 
das Bruttosozialprodukt im Jahresdurchschnitt 
sein Vorjahresniveau um etwa 2 1/2 v. H. übertref

-

fen könnte; 

-  die Beschäftigung weiter steigt, so daß die Zahl der 
Erwerbstätigen im Jahresdurchschnitt um gut 
1/2 v. H. zunimmt und die Arbeitslosenquote auf 
7 1/2v. H. aller Erwerbspersonen bzw. 8 1/2v. H. der 
unselbständigen Erwerbspersonen reduziert 
wird; 

— der Verbraucherpreisanstieg unter Berücksichti-
gung der zu Jahresbeginn wirksam gewordenen 
Verbrauchsteuererhöhungen auf 2 bis 2 1/2 v. H. 
begrenzt werden kann; 

— der Anteil des Außenbeitrags am Bruttosozialpro-
dukt in konstanten . Preisen von 1980 mit rd. 
2 1/2 v. H. und nominal mit 5 1/2 v. H. sowie der 
Anteil des Leistungsbilanzüberschusses mit rd. 
4 v. H. in etwa stabil bleibt. 

Diese Eckwerte der Jahresprojektion stellen Orientie-
rungsgrößen dar, die vor dem Hintergrund der inlän-
dischen und internationalen Ausgangslage sowie im 
Hinblick auf die von der Wirtschaftspo litik geschaffe-
nen Rahmenbedingungen erreichbar sind. Ihre Reali-
sierung hängt in erheblichem Ausmaß auch von den 
angebots-, nachfrage-, einkommens- und preispoliti-
schen Entscheidungen der p rivaten Wirtschaftssub-
jekte ab. 

Die Annahmen und Bedingungen dieser Jahrespro-
jektion sind im einzelnen in Anlage B. beschrieben. 

Fortsetzung des kräftigen Wirtschaftswachstums 

8. Mit einer realen Ausweitung des Sozialprodukts 
um rd. 2 1/2 v. H. in diesem Jahr würde die Wirtschaft 
wieder den mittelfristigen Wachstumstrend der letz-
ten Jahre fortsetzen. Die Bundesregierung teilt die 
Auffassung des Sachverständigenrates, wonach in 
nicht unerheblichem Maß Sondereinflüsse — gün-
stige Witterung und gute Ernte, reale D-Mark-Abwer

-

tung, abermaliger Ölpreisrückgang, im Hinblick auf 
die Gesundheitsstrukturreform vorgezogene Inan-
spruchnahme von Gesundheitsleistungen — aber 
auch expansive Wirkungen der Geld- und Finanzpo-
litik das Wachstum im letzten Jahr zeitweilig über den 
mittelfristigen Pfad angehoben haben (Ziffer 215 JG). 
Einige dieser Effekte dürften wegen ihres einmaligen 
Charakters 1989 rechnerisch in die Gegenrichtung . 

 wirken. Unter Berücksichtigung dieser Sonderein

-

flüsse bedeutet eine Wachstumsrate von. 2 1/2 v. H. kei-
neswegs eine Abschwächung in diesem Jahr. Viel-
mehr ergibt sich für den Jahresverlauf eine etwa 
ebenso dynamische Entwicklung der endogenen 
Wachstumskräfte wie im abgelaufenen Jahr. 1989 
darf nicht für sich allein gesehen werden. Dieses Jahr 
liegt zwischen zwei Jahren mit beträchtlichen Steuer-
senkungen. Die von der gesamten Steuerreform, de-
ren dritte und größte Stufe der Nettoentlastung 1990 
in Kraft tritt, ausgehenden Leistungsanreize und 
Wachstumsimpulse auf die deutsche Wirtschaft wer-
den erheblich sein. 

Derzeit deuten alle Zeichen darauf hin, daß sich die 
kräftige Aufwärtsentwicklung der Ausfuhrtätigkeit 
1989 fortsetzt. Dennoch können Risiken für die Aus-
fuhrentwicklung nicht ganz ausgeschlossen werden. 
Eine so stark in den weltwirtschaftlichen Arbeitstei

-

lungsprozeß integrierte Wirtschaft wie die deutsche 
reagiert  erfahrungsgemäß besonders empfindlich auf 
weltwirtschaftliche Störungen, seien sie auf starke 
Nachfrageschwankungen, Wechselkursturbulenzen , 

oder Protektionismustendenzen zurückzuführen. Eine 
intensive internationale Zusammenarbeit bleibt des- 
halb besonders wichtig. 

Nach sechs Jahren gesamtwirtschaftlichen Wachs-
tums ist mittlerweile wieder ein hoher Auslastungs-
grad der Kapazitäten erreicht. Ihre Ausdehnung hat 
mit der Produktionsausweitung nicht Schritt halten 
können. Ein dynamischeres Wachstum ist auf Dauer 
nur möglich, wenn über eine erhebliche Verstärkung 
kapazitätserweiternder Investitionen der vorhandene 
Kapitalstock und das Produktionspotential der Wirt-
schaft kräftiger zunehmen oder der vorhandene Kapi-
talgüterbestand besser genutzt wird. Zu Recht betont 
der Sachverständigenrat die Begrenzung des Wachs-
tumsspielraums der deutschen Wirtschaft, fa lls es 
nicht zu einer deutlichen Verstärkung der Investi-
tionstätigkeit kommt (Ziffer 181 JG). Ein höheres 
Wachstum des Produktionspotentials ist allerdings 
auch durch eine größere Arbeitszeitflexibilität — ins-
besondere eine Entkoppelung der individuellen Ar-
beitszeiten von den Betriebszeiten -  möglich, weil 
dies eine bessere Ausnutzung des vorhandenen Kapi-
talstocks bedeutet. 

Seit 1983 sind die Investitionen im Unternehmensbe-
reich aufwärtsgerichtet; 1988 kam es sogar zu einer 
erfreulichen Verstärkung. Das Produktionspotential 
steigt derzeit wieder etwas kräftiger als in den letzten 
Jahren, doch liegt die Zunahme immer noch unter den 
mittelfristigen Notwendigkeiten. Die Bedingungen 
für eine nachhaltige Verbesserung der Investitionstä-
tigkeit der Unternehmen, allen voran die Ertrags-, 
Eigenkapital- und Finanzierungsposition, sind so gut 
wie lange nicht mehr. Die Investitionspläne deuten — 
Umfrageergebnissen zu Folge — für den Bereich des 
Produzierenden Gewerbes auf eine deutliche Auf-
stockung der Investitionsbudgets hin. Arbeitsplatz-
schaffende Erweiterungsinvestitionen sind vor allem 
in den Dienstleistungsbereichen zu beobachten, in 
denen es vielfach, wie auch die starke Zunahme der 
Beschäftigung zeigt, einen sehr engen Zusammen-
hang zwischen Investitionen und Beschäftigungsan-
stieg gibt. 
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Angesichts der guten Ertragsbedingungen, hoher Ka-
pazitätsauslastung und kommender Anforderungen 
im intensiver werdenden internationalen Wettbewerb 
spricht vieles dafür, daß die Unternehmen die sich 
bietenden Chancen nutzen und neue Investitionsfel-
der schneller und energischer erschließen. Für die 
gesamtwirtschaftliche Entwicklung des Jahres 1989 
dürften daher die Unternehmensinvestitionen die dy-
namischste Komponente der Inlandsnachfrage blei-
ben. 

Positive Wachstumsimpulse werden voraussichtlich 
auch in diesem Jahr von einer steigenden Wohnungs-
bautätigkeit ausgehen, zumal die Baugenehmigun-
gen, namentlich im Mietwohnungsbau, in letzter Zeit 
kräftig gestiegen sind. 

Bei den öffentlichen Investitionen kann davon ausge-
gangen werden, daß die insgesamt stark verbesserte 
Einnahmensituation der Kommunen, auf die etwa 
zwei Drittel aller öffentlichen Investitionen entfällt, zu 
weiter steigenden Investitionen führt. Jedenfalls gibt 
es insgesamt gesehen aus finanziellen Gründen keine 
Veranlassung, die Investitionsausgaben einzuschrän-
ken. Die öffentlichen Investitionen, die überwiegend 
Bauinvestitionen sind, haben vielfach Komplementär-
funktion zu privaten Vorhaben, z. B. öffentliche Inve-
stitionen im Bereich des Umweltschutzes, der Er-
schließung von Gewerbeflächen, der Infrastruktur so-
wie der Stadterneuerung. Die Bundesregierung er-
wartet, daß die den Ländern im Rahmen des Struktur-
hilfegesetzes zufließenden Mittel von jährlich 
2,45 Mrd DM in erheblichem Umfang an die Gemein-
den für Investitionszwecke weitergeleitet werden. 
Auch tragen die erweiterten Kreditmöglichkeiten der 
Gemeinden im Rahmen des KfW-Programms zur Stüt-
zung der kommunalen Investitionen bei. 

Die Angebotsmöglichkeiten der Bauwirtschaft dürf-
ten genügend elastisch sein, um eine wachsende Bau-
nachfrage zu bef riedigen, zumal die Unternehmen zur 
Zeit kräftig investieren. 

Nicht mehr ganz so stark wie in den drei letzten Jah-
ren dürfte der Private Verbrauch expandieren. Der 
teilweise Verzicht der Tarifvertragsparteien auf Ver-
besserung der nominalen Einkommen zugunsten kür-
zerer Arbeitszeit, sowie die wenn auch maßvolle — 
Erhöhung der Verbrauchsteuern in diesem Jahr wer-
den zu einer Abflachung des realen Einkommensan-
stiegs führen. Außerdem wachsen mehr Einkom-
mensempfänger in diesem Jahr in eine höhere Steu-
erprogression hinein, bevor es für sie 1990 wieder zu 
erheblichen Entlastungen kommt. Wie aber auch der 
Sachverständigenrat zu Recht betont, bestimmt die 
Entwicklung des verfügbaren Einkommens nur auf 
mittlere Frist die Verbrauchstätigkeit. Kurzfristig 
übernimmt die Ersparnisbildung bei schwankender 
Einkommensentwicklung eine Art Pufferfunktion 
(Ziffer 206 JG). Die hohe Konsumneigung und das 
Wissen um die 1990 wieder stärker steigenden Net-
toeinkommen dürften daher nur zu einer vergleichs-
weise geringen Verlangsamung in der realen Ver-
brauchsentwicklung führen. 

Abermalig höherer Beschäftigungsstand 

9. Die im Vergleich zum Vorjahr voraussichtlich ge-
ringere Dynamik des gesamtwirtschaftlichen Wachs-
tums bedeutet keineswegs eine entsprechende Ver-
langsamung bei der Ausweitung des Beschäftigungs-
standes. Für die längerfristige Betrachtung gilt, daß 
die Erweiterung des Arbeitsplatzangebots erheblich 
dynamischer ist, als die offenbar lückenhaften regel-
mäßigen statistischen Indikatoren anzeigen. Das Er-
gebnis der Volkszählung 1987, das rd. 1 Mio mehr 
Erwerbstätige als die Fortschreibung der Volkszäh

-

lung 1970 aufweist, liefert hierfür einen eindeutigen 
Beleg. 

Bei der kurzfristigen Betrachtung muß im Auge behal-
ten werden, daß 1988 in Rela tion zum gesamtwirt

-

schaftlichen Wachstum nur eine vergleichsweise ge-
ringe Ausweitung der Beschäftigung zu verzeichnen 
war. Dies zeugt von einer offenbar erheblichen Mobi-
lisierung der in den Jahren zuvor aufgebauten Pro-
duktivitätsreserven; hierauf weist auch der Sachver-
ständigenrat hin (Ziffer 220 JG). Dies gilt nament lich 
für den Baubereich. Allein im Bauhauptgewerbe ist 
die Wertschöpfung 1988 um 5 1/2 v. H. gestiegen und 
hat so erheblich zur Wachstumsbeschleunigung bei-
getragen, gleichzei tig ging die Zahl der Beschäftigten 
um 1 1/2 v. H. zurück. Inzwischen sind diese Produkti

-

vitätsreserven weitgehend ausgeschöpft, auch die 
Unternehmen des Bau- und des Verarbeitenden Ge-
werbes planen wieder eine Ausweitung ihrer Beleg-
schaften. Im Dienstleistungsbereich dürfte die Schaf-
fung von Arbeitsplätzen in kaum vermindertem Um-
fang  weitergehen. Insgesamt dürfte der Anstieg der 
Zahl der Erwerbstätigen im Jahresdurchschnitt mit rd. 
150 Tsd etwa so stark wie im Vorjahr ausfallen. 

Die Entwicklung der letzten Jahre belegt, daß mit der 
Bereitstellung zusätzlicher Beschäftigungsmöglich-
keiten in der Bevölkerung auch der Wunsch zunimmt, 
einer Erwerbstätigkeit nachzugehen. Dies erschwert 
eine Verringerung der nach wie vor zu großen Lücke 
zwischen Erwerbspersonenangebot und -nachfrage. 
Waren über längere Zeit hierfür demographische, mit 
den geburtenstarken Jahrgängen und dem Altersauf-
bau zusammenhängende Gründe maßgebend, so sind 
jetzt andere Ursachen verantwortlich. Die weiter zu-
nehmende Erwerbsneigung der Frauen und die 
kräftig steigende Zahl von Übersiedlern und deut-
schen Aussiedlern sowie von ausländischen Erwerbs-
personen spielen jetzt die wich tigste Rolle. Unter Be-
rücksichtigung der günstigen Ausgangslage ist die 
Bundesregierung der Auffassung, daß die kräftige Be-
schäftigungszunahme ausreicht, 1989 einen leichten 
Rückgang der Arbeitslosenzahl zu ermöglichen. 

Die Bundesregierung stimmt der Feststellung des 
Sachverständigenrates zu, daß in der Zunahme des 
Erwerbspersonenangebots durch höhere Erwerbsbe-
teiligung der Frauen oder durch die Aussiedler kei-
neswegs nur eine Belastung des Arbeitsmarktes gese-
hen werden darf (Ziffer 223 JG). Tatsächlich bedeutet 
ein höheres Erwerbspersonenpotential auf Dauer 
auch ein größeres Wachstumspotential. 
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Wahrung der Geldwertstabilität 

10. Der Sachverständigenrat weist darauf hin, daß 
alle Politikbereiche, namentlich die Geldpolitik, die 
Finanzpolitik und die Tarifpolitik zur Wiedergewin-
nung der Stabilität des Geldwertes beigetragen haben 
(Ziffer 224 JG). Zwar haben sinkende Einfuhrpreise 
infolge des Ölpreisrückgangs und der D-Mark-Auf-
wertung eine Zeitlang zu diesem Ergebnis beigetra-
gen, doch erklärt sich das erreichte Maß an Geldwert-
stabilität in der Bundesrepub lik Deutschland in erster 
Linie aus der stabilitätsorientierten Wirtschaftspoli tik 
im Inland. Auch in diesem Jahr werden die Wirkun-
gen dieser Politik zu spüren sein. Auch unter Einbe-
ziehung des „Einmaleffekts" höherer Verbrauchsteu-
ern auf das Preisniveau werden sich die Preissteige-
rungen daher in Grenzen halten. 

Die Deutsche Bundesbank hat mit der Verkündung 
des Geldmengenziels deutlich gemacht, daß sie ent

-

schlossen ist, etwaigen aufkeimenden Inflationsge

-

fahren entgegenzuwirken. Die Tariflohnpolitik ist teil-
weise durch mehrjährige Abschlüsse gekennzeichnet. 
Neu anstehende Entscheidungen sollten sich weiter-
hin am Verteilungsspielraum ausrichten, d. h. die 
Lohnstückkosten möglichst stabil halten. Steuerpoliti-
sche Beschlüsse, seien sie belastender oder entlasten-
der Natur, haben sie Auswirkungen auf das Preisni-
veau oder nicht, sollten bei einer solchen tarifpoliti-
schen Ausrichtung ohne Belang bleiben (Zif-
fer 227 JG). 

Die Bundesregierung stimmt dem Sachverständigen-
rat nachdrücklich zu, daß die mit dem Abschluß von 
längerfristigen Tarifverträgen verbundenen Erwar-
tungen der Arbeitnehmer auf die weitgehende Erhal-
tung der Kaufkraft des Geldes nicht infrage gestellt 
werden dürfen. Sonst könnten schmerzhafte Rück-
schläge bei der Preisstabilität vorprogrammiert sein. 
Es liegt jetzt auch weitgehend an der Preispolitik der 
Unternehmen, diese Erwartungen nicht zu enttäu-
schen. Die letzten Jahre haben trotz weitgehender 
Preisstabilität eine Ausweitung der Gewinnspannen 
ermöglicht. Eine jetzt angesichts stark verbesserter 
Ertragsposition mögliche Zurückhaltung im preispoli-
tischen Verhalten wäre als ein gewisser Garant für 
eine auch in Zukunft hohe Preis- und Lohnstückko-
stenstabilität anzusehen. Unter Berücksichtigung 
adäquater Verhaltensweisen der Lohn- und Preispoli-
tik könnte dann der Verbraucherpreisanstieg im Jah-
resdurchschnitt 1989 auf 2 bis 2 1/2 v. H. begrenzt wer-
den. 

Zunehmende weltwirtschaftliche Verflechtung 

11. Die Ausweitung der Inlandsnachfrage wird bei 
weiterhin hoher Importelastizität auch 1989 zu einem 
kräftigen Einfuhrwachstum führen. Angesichts der 
guten Weltkonjunktur und insbesondere der weiter 
voraussichtlich kräftig steigenden Investitionsnach-
frage aus den europäischen Ländern dürften sich auch 
die Ausfuhren nochmals deutlich erhöhen. Infolge-
dessen wird der Anteil des realen Außenbeitrags am 

Bruttosozialprodukt, der von 5 1/2 v. H. 1985 auf 
2 1/2 v. H. 1988 erheblich zurückgegangen ist, wahr-
scheinlich in etwa konstant bleiben. Allerdings hat es 
bisher in nominaler Rechnung kaum Veränderungen 
gegeben, weil der reale Anpassungsprozeß durch 
gleichzeitige terms of trade-Gewinne, auf die eine 
einzelne Volkswirtschaft wenig Einfluß hat, immer 
wieder wettgemacht wurde. 1989 dürfte auch in nomi-
naler Rechnung der Anteil am Sozialprodukt nicht 
nennenswert von dem des Vorjahres abweichen. 

Die Bundesregierung hält es für erforderlich, daß die 
deutsche Volkswirtschaft auch in Zukunft ihren Bei-
trag zu einem besseren internationalen Gleichgewicht 
und zur Vermeidung möglicher Störungen in den au-
ßenwirtschaftlichen Beziehungen leistet. Sie strebt 
daher mittelfristig eine Rückführung der außenwirt-
schaftlichen Überschüsse an. 

Steigende Einkommen 

12. Der Einkommenspolitik der Tarifvertragspar-
teien ist es in den letzten Jahren im Zusammenwirken 
mit anderen Politikbereichen weitgehend gelungen, 
gleichzeitig für eine Zunahme der Reallohneinkom-
men und verbesserte Investitionsbedingungen zu sor-
gen. Damit wurde nicht nur ein erheblicher Beitrag 
zur Stabilisierung des Preisniveaus geleistet, sondern 
sie schlug sich auch in einer deutlichen Beschäfti-
gungsausweitung nieder. 

Den zentralen Anliegen der Wirtschaftspoli tik und 
den Eckwerten dieses Berichts würden die in diesem 
Jahr noch zu treffenden einkommenspolitischen Ent-
scheidungen der autonomen Tarifvertragsparteien 
am besten gerecht, wenn sie sich weitgehend an der 
bisher verfolgten Linie relativ stabiler Lohnstückko-
sten orientieren. Dies bedeutet eine Ausrichtung an 
dem durch die Produktivitätsentwicklung vorgegebe-
nen Verteilungsspielraum. Erleichtert wird ein sol-
ches Verhalten durch preispolitische Disziplin auf Sei

-

ten der Unternehmen (siehe Ziffer 10). 

Den wachstums-, beschäftigungs- und preispoliti-
schen Orientierungen der Jahresprojektion würde un-
ter Einrechnung der bereits früher ge troffenen Ent-
scheidungen eine Zunahme der Bruttolöhne und 
-gehälter je beschäftigten Arbeitnehmer um rd. 
2 1/2 v. H. entsprechen. Hierbei ist — entsprechend den 
getroffenen Vereinbarungen der Tarifpartner — eine 
erhebliche Reduzierung der tariflichen Arbeitszeit be-
rücksichtigt, für die ein Großteil der Arbeitnehmeror-
ganisationen nachdrücklich optiert hat. Unter Ein-
schluß weiter steigender Beschäftigung und gewisser 
Entlastungen bei den Sozialbeiträgen würde dies ei-
nen Anstieg der Bruttoeinkommen aus unselbständi-
ger Arbeit um 3 bis 3 1/2 v. H. bedeuten. Die Einkom-
men aus Unternehmertätigkeit und Vermögen könn-
ten mit 5 bis 6 v. H. zwar erheblich langsamer als im 
Vorjahr, aber immer noch stärker als die Lohneinkom-
men zunehmen. Nicht zuletzt deswegen erwartet die 
Bundesregierung, daß Unternehmensinvestitionen 
und Beschäftigung kräftig steigen. 
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B. Mit Sozialer Marktwirtschaft den europäischen Binnenmarkt vollenden 

L Den marktwirtschaftlichen Ordnungsrahmen 
in allen Bereichen der Wirtscha ftspolitik 
stärken 

1. Die Voraussetzungen für eine dynamische 
Wirtschaft verbessern 

13. Die verbesserte Konstitution der Volkswirtschaft 
und die günstigen Aussichten für die deutsche Wirt-
schaft sollten kein Anlaß sein, in den wirtschaftspoli-
tischen Bemühungen um die Sicherung der Grundla-
gen für ein anhaltendes, sich selbst tragendes Wachs

-

turn  und um Erhaltung der Attraktivität der Bundesre-
publik Deutschland als Investitionsstandort nachzu-
lassen. Im Gegenteil bedingen gerade die weltwirt-
schaftlichen Strukturwandlungen und die Herausfor-
derungen bei der Verwirklichung des EG-Binnen-
marktes ein noch entschlosseneres Handeln, um die 
mittelfristigen Rahmenbedingungen für die Wirt

-schaft weiter zu verbessern. Die Bundesregierung 
sieht wie der Sachverständigenrat die Verbesserung 
der Bedingungen, unter denen sich wirtschaftliches 
Wachstum und Beschäftigung entfalten können, als 
die Hauptaufgabe der Wi rtschaftspolitik an (Zif-
fer 233 JG). Es bleibt zentrale Aufgabe der Wirt-
schaftspolitik, für gute Angebotsbedingungen zu sor-
gen (Ziffer 244 JG). Klarheit, Verläßlichkeit und Kon-
sistenz der Wirtschaftspolitik schaffen dabei für die 
wirtschaftlich Handelnden Sicherheit und Vertrauen 
in die Zukunft. 

Die grundlegenden Maximen der Wirtschafts- und Fi-
nanzpolitik der Bundesregierung bleiben somit auch 
für die Zukunft gültig. Dazu gehören: 

— die ordnungspolitische Neubesinnung auf die 
Grundsätze der Sozialen Marktwirtschaft, insbe-
sondere die Schaffung verläßlicher und wider-
spruchsfreier Rahmenbedingungen für die Ge-
samtwirtschaft und ihre Teilbereiche, die Stärkung 
der Leistungs- und Risikobereitschaft, die Siche-
rung des Wettbewerbs und die Verringerung bü-
rokratischer Hemmnisse, 

— die Erhaltung und Stärkung der finanzpolitischen 
Handlungsfähigkeit des Staates durch Konsolidie-
rung der öffentlichen Finanzen, Rückführung des 
Staatsanteils, qualita tive Verbesserung der Ausga-
benstruktur und eine leistungsfreundlichere Be

-

steuerung, 

— eine an den Grundsätzen sozialer Gerechtigkeit, 
Solidarität und Subsidiarität ausgerichtete Sozial-
politik, die auch die Finanzierung der sozialen Si-
cherungssysteme unter sich verändernden demo-
graphischen Bedingungen sicherstellt, 

— das intensive Bemühen um europäische und welt

-

wirtschaftliche Konzertierung und Kooperation. 

Eine Politik zur Stimulierung der Nachfrage über hö-
here Staatsausgaben lehnt die Bundesregierung in 
Übereinstimmung mit dem Sachverständigenrat ab 
(Ziffer 253 JG). Sie würde neue Unsicherheiten über 
den Kurs der Wirtschaftspoli tik schaffen, zu höherer 
Steuerbelastung oder mehr Staatsverschuldung füh-
ren, die Investitionsbereitschaft dämpfen und so letzt-
lich die Beschäftigungsprobleme erhöhen. 

14. Die Bundesregierung betrachtet nach wie vor die 
dauerhafte Verbesserung der Beschäftigung und die 
Rückführung der Arbeitslosigkeit als die wirtschafts- 
und sozialpolitisch wichtigste Aufgabe. Hervorzuhe-
ben ist in diesem Zusammenhang, daß im Verlauf der 
wirtschaftlichen Aufwärtsentwicklung die Zahl der 
Arbeitsplätze insgesamt erheblich angewachsen ist. 
Die Bundesregierung unterstreicht die Äußerung des 
Sachverständigenrates, daß die hohe Arbeitslosigkeit 
nicht zu dem Fehlschluß verleiten darf, das Wi rt

-schaftswachstum gehe am Arbeitsmarkt vorbei (Zif-
fer 221 JG). Wesentlich ist, daß seit dem Tiefpunkt im 
Herbst 1983 bis Ende 1989 deutlich über 1 Mio mehr 
Arbeitsuchende einen Arbeitsplatz bekommen haben 
werden; damit werden die Arbeitsplatzverluste von 
Beginn der achtziger Jahre wettgemacht sein. Auch 
wenn die hohe Zahl der zusätzlich in das Erwerbsle-
ben eingetretenen Personen einen gleichzei tigen 
Rückgang der Arbeitslosigkeit in dieser Zeit verhin-
derte, so sieht die Bundesregierung die wachsende 
Erwerbstätigkeit als einen hohen wirtschaft lichen und 
gesellschaftspolitischen Gewinn an. 

Im Vergleich zum Verarbeitenden Gewerbe hat der 
große Bereich der Dienstleistungen, worauf auch der 
Sachverständigenrat verweist, seinen Beschäfti-
gungsstand überdurchschnittlich erhöht (Zif-
fer 222 JG). Darin wird deutlich, daß die verschiede-
nen Arten von Dienstleistungen nicht nur für die Wirt-
schaftsentwicklung, sondern auch für die Ausweitung 
der Beschäftigung eine wichtige Rolle spielen. Die 
Bundesregierung wird verstärkt darauf achten, daß 
die vielfältigen Möglichkeiten für eine Steigerung der 
Beschäftigung durch einen ungehinderten Wettbe-
werb genutzt werden können. Dies gilt gerade auch 
im Hinblick auf die erheblichen Wachstumspoten-
tiale, die sich bei der Verwirklichung eines großen 
einheitlichen europäischen Binnenmarktes ergeben. 

Die Herausforderungen des Binnenmarktes annehmen 

15. Die deutsche Wirtschaft muß sich insgesamt, 
auch in jenen Bereichen, die bisher weniger im inter-
nationalen Wettbewerb standen, zunehmend auf ein 
immer stärker zusammenwachsendes Europa einstel-
len. Hierauf weist der Sachverständigenrat mit Recht 
hin (Ziffer 235 JG). Die Verwirklichung des Binnen-
marktes, „eines Raumes ohne Binnengrenzen, in dem 
der freie Verkehr von Waren, Personen, Dienstleistun- 
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gen -und Kapital gewährleistet ist," wird in den kom-
menden Jahren be trächtliche Wachstumsimpulse frei-
setzen. Davon ist eine intensivere europäische Ar-
beitsteilung und eine bessere Nutzung der Leistungs-
reserven zu erwarten. Die positiven Effekte des Bin-
nenmarktes müssen genutzt werden, um die Arbeits-
losigkeit in der Gemeinschaft abzubauen, regionale 
Wohlstandsunterschiede zu verringern und Europa zu 
einem Wachstumsmotor in der Weltwirtschaft werden 
zu lassen. 

Diese Chancen können nur dann in vollem Maße 
wirksam werden, wenn sowohl die Wirtschaftspoli tik 
als auch Unternehmen, Sozialpartner und Verbrau-
cher auf die neuen Gegebenheiten aktiv und flexibel 
reagieren und sich auf die Dimension eines Binnen-
marktes von über 320 Mio Bürgern einstellen. Die 
große Vielfalt von Traditionen, Verhaltensweisen, 
wirtschaftlichen und sozialen Bedingungen sollte als 
Chance verstanden werden, durch die Bündelung von 
Kräften zu neuer Dynamik und zu mehr Wohlstand für 
alle zu kommen. In diesem Zusammenhang wendet 
sich die Bundesregierung gegen Tendenzen zu bü-
rokratischen Überregulierungen. Vielmehr bleibt der 
Wettbewerb der beste Koordinator dieser Vielfalt in 
Europa. Deshalb be trachtet die Bundesregierung eine 
wettbewerbliche Ordnungspolitik als eines der we-
sentlichen Elemente des gemeinsamen Binnenmark-
tes. Diese setzt am besten Kräfte für einen dynami-
schen Wettbewerb frei und darf deshalb auch nicht 
durch Beihilfen verzerrt werden. Die Bundesregie-
rung tritt überdies für eine wirksame EG-Fusionskon-
trolle ein, die klar an den Kriterien eines effizienten 
Wettbewerbs zwischen Unternehmen orientiert ist. 

16. Aufgabe der Unternehmen selbst ist es, sich im 
Wettbewerb den Chancen und Herausforderungen 
des Binnenmarktes zu stellen. Sie müssen geeignete 
Konzepte für ein erfolgreiches Abschneiden im Bin-
nenmarkt entwickeln. Die Wirtschaftspolitik der Bun-
desregierung wird ihrerseits die Rahmenbedingun-
gen für ein dynamisches Wachstum bei Stabilität wei-
ter verbessern; denn dies  ist das wirkungsvollste Mit-
tel, die Stellung der deutschen Wirtschaft in einem 
offenen, europäischen Wettbewerb zu stärken. 

Je schneller und besser die Anpassung an den euro-
päischen Strukturwandel gelingt, desto günstiger ent-
wickeln sich auch Wachstum und Beschäftigung. 
Großunternehmen operieren meist heute schon welt-
weit und können sich deshalb leichter auf den Binnen-
markt einstellen. Viele kleine und mittlere Unterneh-
men sehen sich dagegen, wenn sie sich im gemein-
schaftsweiten Wettbewerb behaupten wollen, vor 
neue, große Herausforderungen gestellt. Die Bundes-
regierung be trachtet es als eine wichtige Aufgabe, 
zusammen mit den Verbänden durch geeignete Infor-
mationspolitik gerade für die mittelständischen Un-
ternehmen und freien Berufe die Kenntnis über die 
Möglichkeiten im größeren Markt zu erweitern und 
für mehr Transparenz zu sorgen. Es geht dabei darum, 
diese Unternehmen rechtzeitig auf den gemeinsamen 
Binnenmarkt vorzubereiten, damit sie dann um so 
mehr ihre besondere Anpassungsfähigkeit und Be-
weglichkeit einsetzen können, um neue Absatzf elder 
zu erschließen und im größeren We ttbewerb zu beste-
hen. Insbesondere die Kammern sind aufgerufen, in 

dieser Hinsicht intensive Aufklärungsarbeit zu lei-
sten. Der Bundesminister für Wirtschaft wird im ersten 
Halbjahr 1989 zu einer mittelstandspolitischen Euro-
pakonferenz einladen. 

Die Vollendung des Binnenmarktes erfordert von al-
len, auch von der Gesellschaft insgesamt, Flexibilität 
und Mobilität im Denken und Handeln. Gerade im 
Hinblick auf den gemeinsamen Binnenmarkt ist es 
wichtig, überfällige Strukturanpassungen einzuleiten 
und wo nötig zu beschleunigen. 

17. Mit der Aufhebung der wi rtschaftlichen Grenzen 
zwischen den Mitgliedstaaten treten die Fragen der 
Standortqualität als wesentlicher Bestimmungsfaktor 
für die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und die 
Frage nach Möglichkeiten für die Ausgestaltung des 
Sozialsystems verstärkt in den Vordergrund. 

Die deutsche Wirtschaft geht gut gerüstet in die be-
vorstehende Phase der aktiven Anpassung an den 
großen Binnenmarkt. Dazu tragen vor allem die gut 
entwickelte Infrastruktur, das hohe Ausbildungsni-
veau und der Bildungsstand der Bürger sowie das 
offene und freie Gesellschaftssystem bei. Sozialer 
Frieden, ein hoher sozialer Konsens und soziale Stabi-
lität sind weitere Stärken der Bundesrepublik 
Deutschland. Diese Vorteile im europäischen Wettbe-
werb um Märkte und Standorte zu erhalten, ist wich-
tige Aufgabe a ller Beteiligten. Dabei kommt auch den 
rechtlichen und tarifvertraglichen Rahmendaten des 
Arbeitsmarktes sowie einer Reform der Unterneh-
mensbesteuerung besonderes Gewicht zu. Die Re-
form der Unternehmensbesteuerung ist eine wichtige 
Voraussetzung dafür, daß der Standort Bundesrepu-
blik Deutschland sowohl innerhalb der Europäischen 
Gemeinschaft als auch interna tional seine Attraktivi-
tät behält und die großen Aufgaben des nächsten 
Jahrzehnts bewältigt werden können. 

Die Bundesregierung begrüßt, daß sich der Sachver-
ständigenrat mit der Frage der Wettbewerbsfähigkeit 
des Standorts Bundesrepublik Deutschland auseinan-
dersetzt (Ziffer 147 ff. JG). Sie hält allerdings die Aus-
führungen des Rates zur Wettbewerbsfähigkeit der 
Bundesrepublik zum Teil für problematisch. Im Ge-
gensatz zum Rat sieht sie keine Anzeichen dafür, daß 
die Bundesrepublik in den vergangenen Jahren eine 
vergleichsweise geringe Wettbewerbsfähigkeit be-
sessen haben dürfte (Ziffer 152 JG). Sie hält die vom 
Rat verwendeten Indikatoren und die daraus für die 
Wettbewerbsfähigkeit gezogenen Schlußfolgerungen 
nicht für überzeugend (Ziffer 149 ff. JG). Der Rat 
kommt selbst in seinem Gesamturteil zu dem Ergeb-
nis, daß die internationale Wettbewerbsfähigkeit der 
Bundesrepublik Deutschland und ihre Attraktivität als 
Unternehmensstandort nicht schlechthin als unzurei-
chend bezeichnet werden können und ein anderes 
Urteil den Tatsachen widerspricht (Ziffer 176 JG). Die 
Konstitution der Wirtschaft sei heute sogar besser als 
zu Beginn der achtziger Jahre (Ziffer 214 JG). Außer-
dem berücksichtigt seine Analyse nicht, daß die Bun-
desrepublik mit ihrem Wirtschaftswachstum pro Kopf 
der Bevölkerung im Zeitraum 1982/88 im Mittelfeld 
und nicht etwa am unteren Ende a ller wichtigen Indu-
strieländer liegt. Auch sollte in Rechnung gestellt wer-
den, daß in einem Land, in dem die Tarifpartner sich 
für eine deutliche Rückführung der Arbeitszeit ent- 
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scheiden, naturgemäß das gemessene Wachstum des 
Bruttosozialproduktes geringer ausfällt als in Län-
dern, in denen die Tarifpartner Produktivitätsgewinne 
für einen stärkeren Anstieg der Realeinkommen nut-
zen. Im übrigen ist es bei sich rasch wandelnden 
Marktverhältnissen nicht unproblema tisch, aus der 
Messung des Anteils, den die Bundesrepublik 
Deutschland am Welthandel mit einzelnen Industrie-
gütergruppen hat, Rückschlüsse auf die Wettbe-
werbsfähigkeit abzuleiten. Wichtiger als der Erhalt 
oder der Ausbau von Weltmarktanteilen bei bestimm-
ten Gütergruppen ist für die Wettbewerbsfähigkeit 
die Anpassungsflexibilität der Unternehmen. Die 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft und 
die Attraktivität des Investitionsstandorts Bundesre-
publik Deutschland müssen immer wieder neu erwor-
ben und die Voraussetzungen dafür weiter verbessert 
werden. 

Dem Sachverständigenrat ist zuzustimmen, daß eine 
entschlossene Schwerpunktsetzung in der Wi rt

-schaftspolitik erforderlich ist und dabei zentrale Auf-
gabe für die nächsten Jahre die breite und grundle-
gende Verbesserung der Bedingungen bleibt, unter 
denen sich wirtschaftliches Wachstum entfalten kann 
(Ziffer 233 JG). 

Wachstumsdynamik durch Investitionen 

18. Die Bundesregierung wertet es als ein sehr posi-
tives Zeichen, daß gerade in der letzten Zeit die Inve-
stitionen der Unternehmen stärker gestiegen sind und 
auch in diesem Jahr ein wichtiger Träger des gesamt-
wirtschaftlichen Wachstums sein werden. Sie sieht in 
der nachhaltigen Verstärkung der Investitionstätig-
keit den Schlüssel für eine dauerhaft stärkere Dyna-
mik der deutschen Wirtschaft, für die Bewältigung der 
bestehenden Probleme auf dem Arbeitsmarkt, für die 
notwendige Anpassung an sich ändernde Nachfrage- 
und Angebotsverhältnisse sowie für die Antwort auf 
die Herausforderungen des Binnenmarktes. Die Er-
weiterung des Produktionspotentials bei Geldwertsta-
bilität verschafft der deutschen Wi rtschaft eine gute 
Position im Inland und auf den Weltmärkten. Zugleich 
sichert sie den Erhalt des wirtschaftlichen und sozia-
len Fortschritts. 

Die Bedingungen dafür, daß sich Investitionen rentie-
ren, haben sich in der Vergangenheit erheblich ver-
bessert. Der Sachverständigenrat stellt fest, daß die 
Rahmenbedingungen für Investoren so gut wie seit 
langem nicht mehr sind (Ziffer 198 JG). Die verstärkte 
Orientierung der Wirtschaftspoli tik an marktwirt-
schaftlichen Grundsätzen und die schon erreichte 
Verbesserung der steuerlichen Rahmenbedingungen 
zugunsten von höherer Leistungsbereitschaft und Ri-
sikoübernahme haben mehr Investitionen in Gang 
gesetzt. Der Druck des Wettbewerbs von innen wie 
außen und die verbesserten Nachfragebedingungen 
haben die Bereitschaft, aber auch die Notwendigkeit 
zu mehr Innovationen und Investitionen erhöht. Mit 
der Vollendung des europäischen Binnenmarktes 
Ende 1992 wird sich der Wettbewerb um Investitionen 
und Produktionsstandorte verstärken. Die Bundesre-
gierung wird deshalb ihre Anstrengungen darauf 
konzentrieren, die Attraktivität des Investitionsstand

-

orts Bundesrepublik Deutschland zu sichern und wei-
ter zu erhöhen. 

Vorgaben des Staates an die Wirtschaft oder Abspra-
chen unter Beteiligung des Staates über künftige Pro-
duktions- oder Investitionsschwerpunkte führen zu 
marktwirtschaftlichen Fehlsteuerungen. Solche  Vor-
gaben und Absprachen würden im Gegenteil neue 
Verkrustungen in den ökonomischen und gesell-
schaftlichen Strukturen sowie Verzerrungen auf den 
Märkten bewirken. Der strukturelle Wandel würde 
dadurch aufgehalten oder in falsche Bahnen gelenkt. 
Produktivkräfte würden an falschen Orten gebunden. 
Schnelle Antworten auf binnenwirtschaftliche oder 
weltwirtschaftliche Strukturwandlungen würden ver-
zögert. Vielmehr ist Wettbewerb der beste Garant für 
die Entwicklung rentabler Investitionsstrukturen und 
insbesondere für mehr Innovationen. 

Mehr Flexibilität und Qualifizierungsanstrengungen 
notwendig 

19. Die Bundesregierung sieht es für die Gestaltung 
einer modernen Arbeitswelt als wich tig an, mehr Frei-
heit in Dauer und Rhythmus der individuellen Arbeits-
zeit zu erlangen. Flexiblere Arbeitszeitformen schaf-
fen Freiräume für Arbeitnehmer und Bet riebe. Die 
Entkoppelung von Betriebs- und individueller Ar-
beitszeit erhöht die Souveränität der Arbeitnehmer, 
über ihre Zeit zu bestimmen. Gleichzeitig erlaubt eine 
solche Entkoppelung, den Bestand vorhandener Ma-
schinen länger zu nutzen und mobilisiert dadurch Pro-
duktivitätsreserven. Das eröffnet zusätzliche Beschäf-
tigungsmöglichkeiten und senkt die Kapitalkosten. 
Wo Kostensenkungen und eine Ausdehnung der Be-
triebslaufzeit niedrigere Güterpreise erlauben — so 
der Sachverständigenrat — wird eine größere Nach-
frage induziert (Ziffer 326 JG). 

Flexiblere Arbeitszeitmodelle haben im Zeichen des 
fortschreitenden Wertewandels auch eine bedeut-
same gesellschaftspolitische Dimension. Sie sind 
wichtige Voraussetzung für die Verwirklichung glei

-

cher Chancen von Mann und Frau im Arbeits- und 
Familienleben. Die Bundesregierung teilt deshalb die 
Auffassung des Rates, daß differenzierte und flexible 
Arbeitszeitregelungen zwischen den Sozialpartnern, 
die insbesondere auch den Samstag umfassen, im In-
teresse sowohl der Bet riebe als auch der Arbeitneh-
mer liegen können (Ziffer 322 JG). Dazu gehört ein 
ausreichendes Angebot an qualifizierten Teilzeitar-
beitsplätzen. 

20. Qualifizierung und Weiterbildung sind — wie 
auch der Sachverständigenrat feststellt — fundamen-
tale Voraussetzung eines hohen Beschäftigungsstan-
des (Ziffer 250 JG). Die Wirtschaft ist aufgerufen, mit 
entsprechenden Ausbildungs- und Weiterbildungs-
bemühungen darauf hinzuwirken, daß die Wachs-
tumschancen nicht durch einen Mangel an Facharbei-
tern beeinträchtigt werden. Die Bundesregierung be-
trachtet Investitionen in Humankapital, bessere Qua-
lifikation auf möglichst breiter Basis sowie mehr Aus- 
und Fortbildung als wesentliche Grundlagen für eine 
größere Dynamik der Wirtschaft durch raschere Be- 
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wältigung des strukturellen Wandels und damit für 
Arbeitsplatzsicherheit sowie mehr Beschäftigungs

-

chancen. Eine hohe Qualität in der Aus- und Weiter-
bildung sichert einen hohen Standard an anwendba-
rem Wissen. Dieser ermöglicht die schnelle und wirk-
same Nutzung neuer technischer Entwicklungen so-
wie angemessenes Handeln gegenüber Änderungen 
von Angebot und Nachfrage. 

- Ein hohes Qualifikationsniveau ist ein bedeutender 
internationaler Standortvorteil (Ziffer 328 JG). Es gilt 
daher, das im internationalen Vergleich hohe Qualifi-
kationsniveau der deutschen Arbeitnehmer zu erhal-
ten und weiter auszubauen. So wird wesentlich dazu 
beigetragen, die Attraktivität des Investitionsstandor-
tes Bundesrepublik Deutschland zu stärken und damit 
auch den wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt in 
der Bundesrepublik im Rahmen des europäischen 
Binnenmarktes zu sichern. Mehr Aus- und Fortbil-
dung sowie bessere Qualifikation in allen Berufen 
sind zu allererst Aufgabe der Wi rtschaft und der So-
zialpartner; dies liegt in ihrem ureigensten Inter-
esse. 

Zur vollen Nutzung des hohen Wissenspotentials in 
der Bundesrepublik gilt es nicht nur, bewäh rte Metho-
den und Wege, wie zum Beispiel das duale Ausbil-
dungssystem, zu verbessern und auszubauen, son-
dern auch neue, bisher noch zum Teil brachliegende 
Fähigkeiten stärker einzubeziehen. So geht es zumal 
darum, die vielfältigen Chancen und Möglichkeiten 
für mehr Kreativität zu nutzen, die eine stärkere Betä-
tigung der Frauen in der Wirtschaft eröffnet. Auch 
deshalb müssen die Anstrengungen um größere Fle-
xibilität im Erwerbsleben und um mehr Teilzeitarbeit 
erhöht werden. Individueller Arbeitszeitzuschnitt 
kann dabei die Verbindung von Familienleben und 
Berufstätigkeit erleichtern; das gilt insbesondere, 
wenn Müttern der Weg in den Beruf wieder eröffnet 
werden soll . Daneben sollten flexible Öffnungszeiten 
von Behörden und Geschäften den Bedürfnissen Be-
rufstätiger mit Familienpflichten entgegenkommen. 

Wichtig ist, die in letzter Zeit stark gewachsene Zahl 
der deutschen Aussiedler voll in das Berufsleben in 
der Bundesrepublik Deutschl and zu integrieren. 
Hierin liegt eine na tionale Aufgabe. Die Bundesregie-
rung appelliert deshalb an alle gesellschaftlichen 
Gruppen, ideell und materiell zur schnellen und wir-
kungsvollen Integration der Aussiedler beizutragen. 
Nach Überwindung der anfänglichen Anpassungs-
probleme und bei voller menschlicher und beruflicher 
Eingliederung besteht gerade bei den Aussiedlern 
eine große Mo tivation zu Leistung und Flexibilität. 

In Europa die soziale Dimension verwirklichen 

21. Der Binnenmarkt wäre ohne soziale Dimension 
unvollständig. Die Sozialordnung in Europa muß da-
bei im Sinne eines breiten, gesellschaftspolitischen 
Ansatzes gesehen werden. Dazu gehören eine offene 
Freiheits- und Friedensordnung genauso wie bessere 
Entfaltungs- und Wohlstandsmöglichkeiten für den 
einzelnen Bürger durch den freien Waren- und Kapi-
talverkehr, die Niederlassungsfreiheit und die Freizü-
gigkeit der Arbeitnehmer in Europa. Es gehören dazu 

ebenso die gemeinschaftsweite Sicherung wirtschaft-
licher und sozialer Grundrechte, wie z. B. die Koali-
tionsfreiheit, die Tarifautonomie, die berufliche 
Gleichstellung von Mann und Frau sowie die Chan-
cengleichheit für alle EG-Bürger, mögen sie nun im 
eigenen Land arbeiten oder in Nachbarländern. Es 
wird die Aufgabe der nächsten Jahre sein, solche so-
zialen Grundrechte möglichst konkret zu formulieren 
und nicht bei einer Abfassung unbestimmter Rechts-
begriffe und Absichtserklärungen stehenzubleiben. 

Im Bereich des Arbeitsschutzes, einem weiteren 
Schwerpunkt bei der Ausgestaltung der sozialen Di-
mension, sind Harmonisierungen insbesondere mit 
Hilfe von Mindestvorschriften erwünscht. So können 
die Mitgliedstaaten mit niedrigerem Schutzniveau 
dieses Schritt für Schritt verbessern, ohne daß die an-
deren Staaten, wie z. B. die Bundesrepublik Deutsch-
land, ihre Sicherheitsstandards aufgeben müßten. 

Eine Harmonisierung der sozialen Sicherungssysteme 
als Vorbedingung für den Binnenmarkt würde den 
national gewachsenen Strukturen nicht gerecht wer-
den. Sie stünde im Widerspruch zum engen Zusam-
menhang zwischen dem Umfang sozialer Vorteile und 
den wirtschaftlichen Voraussetzungen in den einzel-
nen Ländern, d. h. der Interdependenz zwischen der 
Sozial- und Wirtschaftsordnung, die bedingt, daß das, 
was verteilt wird, zunächst einmal erwirtschaftet wer-
den muß. Dadurch würden die Möglichkeiten der 
schwächeren Mitgliedstaaten zur Nutzung ihrer spe-
zifischen Standortvorteile eingeschränkt, die sie ha-
ben müssen, um zum wirtschaftlichen und sozialen 
Niveau anderer Länder aufschließen zu können. 

Die Bundesregierung sieht in der Intensivierung des 
sozialen Dialogs auf europäischer wie auf nationaler 
Ebene einen wich tigen Beitrag, die Sozialpartner mit 
den Chancen und Herausforderungen bei der Ver-
wirklichung des Binnenmarktes vertraut zu machen 
und ihre Bereitschaft zu flexibler Anpassung und Mit-
gestaltung zu gewinnen. 

Mit der erstmaligen Sitzung der nationalen Europa-
Konferenz am 7. Dezember 1988 unter dem Vorsitz 
des Bundeskanzlers ist ein Forum eröffnet worden, in 
dem die Fortschritte bei der Vollendung des Binnen-
marktes durch Gespräche zwischen den gesellschafts-
politisch relevanten Gruppen begleitet und so Folgen 
und Chancen des Weges zum Binnenmarkt transpa-
renter gemacht werden. Dies sollte auch ein Ansatz-
punkt sein, den sozialen Dialog zwischen Politik, Un-
ternehmen und Gewerkschaften über spezifische ge-
samtwirtschaftlich relevante Probleme inneuer Form 
wieder aufzunehmen. Die Bundesregierung ist ihrer-
seits dazu bereit. 

2. Verbesserung der Rahmenbedingungen für 
nachhaltiges Wachstum und mehr Beschäftigung 

22. Kontinuität, Konsistenz und Glaubwürdigkeit 
der Wirtschaftspolitik in ihren Teilbereichen wie im 
Ganzen sind unverzichtbare Rahmenbedingungen für 
anhaltendes Wachstum. Zur Herstellung eines umfas-
senden Ordnungsrahmens sind die Maßnahmen in 
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den verschiedenen Bereichen der Wirtschafts-, Fi-
nanz-, Geld-, Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik als ein 
sich gegenseitig ergänzendes Bündel von Entschei-
dungen zu sehen, das freilich nicht allein von der Bun-
desregierung geschnürt werden kann. Es bedarf viel-
mehr des aktiven Beitrags aller Beteiligten — insbe-
sondere der Tarifpartner. Um die Herausforderungen 
des wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Wandels 
unter den Bedingungen globalisierter Märkte weiter-
hin meistern zu können, hält die Bundesregierung wie 
der Sachverständigenrat eine umfassende Politik für 
geboten, die Hindernisse für die wirtschaftlichen An-
triebskräfte aus dem Weg räumt (Ziffer 244 JG). 
 

Haushaltspolitik zur Stärkung der Wachstumsgrundlagen 

23. Die Haushaltspolitik der Bundesregierung leistet 
einen wichtigen Beitrag für eine dauerhafte Verbesse-
rung der Wachstumsgrundlagen, indem der Aus-
gabenanstieg begrenzt, der Anteil der Staatsausga-
ben am Sozialprodukt, d. h. die sog. Staatsquote, zu-
rückgeführt wird und über einen mittelfristigen Zeit-
raum die Finanzierungsdefizite weiter gesenkt wer-
den (Ziffern 257, 258 JG). Dadurch werden Freiräume 
für private Initiative geschaffen, die Belastung des 
Kapitalmarktes durch den Staat gering gehalten, ei-
ner zunehmenden Einengung der haushaltspoliti-
schen Handlungsmöglichkeiten durch steigende 
Zinsausgaben entgegengewirkt und Raum für Steuer-
senkungen geschaffen. 

Der Anteil der staatlichen Ausgaben am Bruttosozial

-

produkt konnte von rund 50 v. H. im Jahr 1982 auf 

rund 46 1/2 v. H. im Jahr 1988 gesenkt werden. Die 
Bundesregierung strebt eine weitere schrittweise Ver-
ringerung der Staatsquote an, um einen möglichst 
großen Teil der wirtschaft lichen Aktivitäten wieder 
den Regeln des Wettbewerbs zu unterwerfen und den 
oftmals im Ergebnis strukturkonservierenden Einfluß 
des Staates zurückzuführen. Dadurch kommt auch die 
Signal- und Lenkungsfunktion der Preise wieder stär-
ker zur Geltung. Die Marktteilnehmer gewinnen 
mehr Spielraum für eigenverantwortliches Handeln. 

24. Die Bundesregierung hat 1988 zur Überwindung 
der konjunkturellen Unsicherheiten im Gefolge der 
Turbulenzen an den Devisen- und Aktienbörsen im 
Herbst 1987 einen vorübergehenden Wiederanstieg 
der Nettokreditaufnahme bewußt hingenommen. Die 
Sicherung des Vertrauens in die mittelfristige Fortset-
zung der Haushaltskonsolidierung erfordert jetzt eine 
Rückführung des Defizits. Dies wird mit dem Bundes-
haushalt 1989 in die Tat umgesetzt. Die maßvolle An-
hebung einiger Verbrauchsteuern als Ausgleich für 
dauerhaft zusätzliche Belastungen, vor allem des Bun-
des infolge steigender Abführungen an die Europäi-
sche Gemeinschaft und für Finanzhilfen an struktur-
schwache Länder, verhindert das Entstehen neuer 
struktureller Defizite im Bundeshaushalt. Die zusätzli-
chen Belastungen heben den Anstieg der Ausgaben 
1989 einmalig über die vom Finanzplanungsratemp

-

fohlene Obergrenze von 3 v. H. hinaus an. In der mit-
telfristigen Finanzplanung bis 1992 liegt dann der ge-
plante jährliche Ausgabenzuwachs wieder deutlich 
darunter und damit auch erheblich unter der für diese 
Zeit erwarteten Wachstumsrate des nominalen Brutto-
sozialprodukts. 
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Der Sachverständigenrat weist zu Recht darauf hin, 
daß ein dauerhaft höheres Ausgabenwachstum die 
Hoffnungen auf den Fortgang der Konsolidierung und 
auf wachstumsfördernde Reformmaßnahmen bei den 
Steuern schwinden lassen würde (Ziffer 266 JG). Die 
in diesem Jahr wieder niedrigere Neuverschuldung 
bei allen Gebietskörperschaften darf deshalb auch 
nicht zum Anlaß genommen werden, von der Linie 
strenger Ausgabendisziplin abzugehen. Sehr leicht 
könnte sonst die Vertrauenswürdigkeit der Finanzpo-
litik erschüttert und damit ihr mittelfristig angelegtes 
Konzept unterlaufen werden. 

25. Zu Recht betont der Sachverständigenrat, daß 
eine Stärkung der Wachstumskräfte eine ,,qua litative 
Konsolidierung" erfordert (Ziffer 256 JG). Eine wachs-
tumsorientierte Umschichtung der Ausgabenstruktur 
bleibt daher eine permanente Aufgabe für die Finanz-
politik. 1989 werden die investiven Ausgaben des 
Bundes wegen der Finanzhilfen für strukturschwache 
Länder erheblich steigen. Wie auch der Rat unter-
streicht, wird die Investitionstätigkeit der öffentlichen 
Hände außerdem durch das KfW-Gemeindekredit-
programm, die Weiterführung der Städtebauförde-
rung und das Wohnungsbauprogramm für Aussiedler 
gestützt (Ziffern 74, 130 JG). 

Die Bundesregierung hat die Möglichkeit einer linea-
ren Kürzung der Finanzhilfen sorgfältig geprüft. In-
folge der erheblichen rechtlichen und sachlichen 
Schwierigkeiten schätzt die Bundesregierung das da-
mit kurzfristig realisierbare Einsparvolumen niedriger 
ein als der Sachverständigenrat (Ziffer 269 JG). Wich-
tig bleibt es jedoch, Notwendigkeit und Umfang der 
staatlichen Subventionen bei der jährlichen Haus-
haltsaufstellung im Einzelfall immer wieder neu zu 
überprüfen. Darüber hinaus müssen im Rahmen der 
Veränderungen wirtschaftlicher Strukturen alle Mög

-

lichkeiten genutzt werden, den Subventionsabbau 
langfristig voranzutreiben. So zielen die von der Bun-
desregierung beschlossenen Eckdaten für eine indu-
strielle Führung ,des Airbus-Programms darauf ab, 
langfristig den Einsatz öffentlicher Hilfen abzubauen. 
Auch die Plafondierung von Finanzhilfen, die zur Un-
terstützung struktureller Anpassungsprozesse ge-
währt werden, trägt zur Begrenzung von Subventio-
nen bei. 

Erhebliche Fortschritte beim Subventionsabbau wer-
den durch das Steuerreformgesetz 1990 erzielt. Es 
sieht den Abbau von Steuervergünstigungen und 
steuerlichen Sonderregelungen ab 1990 in einer 
Größenordnung von jährlich 13 Mrd DM vor. Darunter 
betreffen 7 Mrd DM die im Subventionsbericht aufge-
führten steuerlichen Hilfen. Im übrigen werden durch 
das Absenken des Steuertarifs und durch die Verrin-
gerung der Progression künftig die Ausfallbeträge 
von Steuervergünstigungen dauerhaft vermindert. 

Steuerpolitik für mehr Investitionen und Beschäftigung 

26. Seit 1982 hat die längerfristig angelegte Steuer-
politik die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
nachhaltig verbessert und zu der anhaltenden wirt-
schaftlichen Aufwärtsentwicklung wesentlich beige-
tragen. Die dreistufige Steuerreform 1986, 1988 und  

1990 führt zu einer allgemeinen, umfangreichen und 
dauerhaften Senkung der direkten Steuern und baut 
zur Stärkung der Marktkräfte in beachtlichem Maße 
steuerliche Vergünstigungen und Sonderregelungen 
ab. 

Im Mittelpunkt des Steuerreformgesetzes 1990 steht 
der leistungs- und mittelstandsfreundliche neue li

-near-progressive Tarif der Einkommensteuer. Die 
durchgängige Senkung der Einkommensteuersätze 
und die Herabsetzung des Körperschaftsteuersatzes 
für einbehaltene Gewinne bewirken eine umfassende 
Entlastung für Bürger und Wi rtschaft. 

Die Bundesregierung hat damit die Voraussetzungen 
geschaffen, berufliche Leistung, Eigenkapitalbildung, 
Investitionskraft und Innovationsbereitschaft zu stär-
ken. Zugleich wird, wie auch der Sachverständigenrat 
hervorhebt (Ziffer 274 JG); ein Beitrag zur Verbesse-
rung der Qualität des Standorts Bundesrepublik 
Deutschland geleistet. 

27. Die Steuerpolitik der nächsten Jahre steht vor 
der Herausforderung, durch weitere Stärkung der In-
vestitions- und Innovationskraft der Unternehmen die 
Wettbewerbsfähigkeit und Attraktivität des Produk-
tionsstandortes Bundesrepublik Deutschland auch in 
den neunziger Jahren zu sichern und die Basis für 
höhere Beschäftigung zu verbreitern. Die steuerpoliti-
sche Entwicklung bei wich tigen Handelspartnern 

 kann dabei nicht unbeachtet bleiben, weil die Bun-
desrepublik Deutschland im Wettbewerb der Steuer-
systeme bestehen muß. 

Eine solche Orientierung paßt sich als eine weitere 
Etappe in die seit Anfang der achtziger Jahre von der 
Bundesregierung verfolgte mittel- und langfristig aus-
gelegte Steuerpolitik ein. Nach dem Sofortprogramm 
zur Belebung der Wirtschaft und der anschließenden, 
umfassenden Entlastung vor allem bei der Einkom-
mensteuer gilt es nun, die Leistungsanreize für die 
Unternehmen weiter zu stärken. 

Die Bundesregierung hat daher bereits im Jahreswirt-
schaftsbericht 1988 angekündigt, die Unternehmens-
besteuerung langfristig zu reformieren und die Unter-
nehmen im Rahmen der haushaltspolitischen Mög-
lichkeiten steuerlich zu entlasten. Im europäischen 
Binnenmarkt werden Investitionsentscheidungen 
stärker auch an steuerlichen Standortbedingungen 
orientiert werden. Die Steuerpolitik muß infolgedes-
sen dazu beitragen, daß die deutschen Unternehmen 
mit ihren Arbeitsplätzen in diesem We ttbewerb beste-
hen und die durch den gemeinsamen Markt gebote-
nen Chancen voll nutzen können. 

Der Sachverständigenrat hebt zu Recht hervor, daß es 
mehr Innovationen und mehr Investitionen im Inl and 
auf Dauer nur geben werde, wenn die Abgaben spür-
bar verringert werden. Deshalb gelte es, die direkten 
Steuern zu senken und die Steuerstruktur zu verbes-
sern (Ziffer 249 JG). 

Über das Konzept zur Verbesserung der Unterneh-
mensbesteuerung wird nach sorgfältiger Vorberei-
tung zu Beginn der nächsten Legislaturpe riode ent-
schieden werden. Die Unternehmen sollen rechtzeitig 
bei Vollendung des europäischen Binnenmarktes 
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Klarheit über die steuerpolitischen Rahmenbedingun-
gen haben. 

Die vom Sachverständigenrat empfohlene Einräu-
mung von mehr Gestaltungsmöglichkeiten der Län-
der im Steuerrecht (Ziffer 273 JG), würde das Prin-
zip einheitlicher steuerlicher Rahmenbedingungen 
durchbrechen, das Steuerrecht weiter komplizieren 
und eine Änderung der Finanzverfassung vorausset-
zen. 

28. Die Bundesregierung unterstützt die Bemühun-
gen um eine Angleichung bei den indirekten Steuern 
in der Europäischen Gemeinschaft. Die Aufhebung 
der innergemeinschaftlichen Grenzkontrollen und 
des heutigen steuerlichen Grenzausgleichs sind Vor-
aussetzung für den freien Warenaustausch. 

Eine Einigung innerhalb der Gemeinschaft auf zwei 
Mehrwertsteuersätze mit Bandbreiten wäre ein wich-
tiger Schritt auf diesem Weg. Bei den Sonderver-
brauchsteuern mißt die Bundesregierung der Anglei-
chung der Mineralölsteuer — auch wegen ihrer Aus-
wirkungen auf die Energie-, Verkehrs- und Umwelt-
politik — besondere Bedeutung zu. 

Privatisierung auf breiter Basis voranbringen 

29. Zu den wichtigsten Aufgaben einer auf mehr 
Wettbewerb in allen Bereichen unserer Wirtschaft ge-
richteten Politik gehört es, staatliche Beteiligungen an 
Unternehmen zurückzuführen. Bei der Verwirkli-
chung dieses Ziels wurden beträcht liche Fortschritte 
gemacht. Nachdem der Bund im letzten Jahr im indu-
striellen Bereich seine Beteiligung an der Volkswa-
gen AG und der VIAG AG veräußert hat, ist mit der 
Öffnung des Gesellschafterkreises der Deutschen 
Verkehrskreditbank im Jahre 1988 die Privatisierung 
von Bankbeteiligungen des Bundes ebenfalls einen 
Schritt vorangekommen. Das Gesetz über die Um-
wandlung der Deutschen Pfandbriefanstalt (Depfa) in 
eine Aktiengesellschaft ist am 1. Januar 1989 in Kraft 
getreten. Damit ist der Weg für die Privatisierung der 
Depfa frei: die Umwandlung der Bank in eine Aktien-
gesellschaft und sodann — zu einem geeigneten Zeit-
punkt — die Veräußerung des Anteilsbesitzes des 
Bundes. Nach Schaffung der gesetzlichen Vorausset-
zungen zur Teilprivatisierung der Deutschen Sied-
lungs- und Landesrentenbank, die für Anfang 1989 zu 
erwarten ist, wird die Bundesregierung auch hier Pri-
vatisierungsschritte durchführen. 

Auch in Zukunft bleibt die Bundesregierung bestrebt, 
Staatsunternehmen zu privatisieren. So soll der Anteil 
des Bundes an der Deutschen Lufthansa — bei Wah-
rung seiner Stellung als Mehrheitsgesellschafter — im 
Rahmen einer Kapitalerhöhung weiter zurückgeführt 
werden. Die Bemühungen, die Deutsche Industriean-
lagen GmbH (DIAG) in p rivate Hand zu überführen, 
werden fortgesetzt. Die Bundesregierung begrüßt die 
Absicht der Übernahme der Mehrheit des Kapitals der 
Treuarbeit AG durch die Mitarbeiter bei gleichzeiti-
ger Rückführung der Anteile von Bund und Ländern; 
dadurch werden sich die unternehmenspolitischen 
Möglichkeiten dieses Unternehmens gerade im Hin-
blick auf den europäischen Binnenmarkt vergrö-
ßern. 

Gefordert sind jetzt vor allem Länder und Gemeinden, 
ihre Beteiligungspolitik zu überdenken. Hier liegen 
noch beachtliche Privatisierungspotentiale brach. 

Im Rahmen der Privatisierung gilt es nicht nur, Betei-
ligungen des Staates abzubauen, sondern allgemein 
solche Aufgaben p rivaten Unternehmen zu überlas-
sen, die von ihnen effizienter erbracht werden kön-
nen. Das Schwergewicht staatlicher Leistungen liegt 
entsprechend der verfassungsrechtlichen Aufgaben-
verteilung bei Ländern und Gemeinden. Die Bundes-
regierung appelliert an die Kommunen, die Privatisie-
rung bei Dienstleistungen voranzutreiben. 

Größere Attraktivität für den Finanzplatz Bundesrepublik 
Deutschland 

30. Die Bundesregierung wird durch eine Reihe von 
Gesetzesinitiativen die Rahmenbedingungen für den 
hiesigen Finanzplatz weiter verbessern. Mit der No-
vellierung des Börsengesetzes werden die börsen-
rechtlichen Voraussetzungen für funktionsfähige Ter-
minmärkte geschaffen und die von der Kreditwirt-
schaft vorbereitete Gründung einer Deutschen Ter-
minbörse erleichtert. Für einen leistungsstarken und 
wettbewerbsfähigen Finanzterminmarkt hält die Bun-
desregierung einen möglichst breiten Zugang zur 
Terminbörse für erforderlich. So soll den institutionel-
len Anlegern im Rahmen der vorgesehenen Novellie-
rung des Gesetzes über Kapitalanlagegesellschaften 
sowie des Versicherungsaufsichtsgesetzes die Teil-
nahme an Finanztermingeschäften ermöglicht bzw. 
erleichtert werden. Die Börsenmitglieder sollten dabei 
auf der Grundlage gleicher Rechte und Pflichten han-
deln können. Die Bundesregierung würde es begrü-
ßen, wenn auch den Maklern die Möglichkeit gege-
ben wird, Konten bei den Kassenvereinen für die Ab-
wicklung von Wertpapiergeschäften zu unterhalten. 

Mit den beiden Gesetzesinitiativen sollen auch wei-
tere Liberalisierungen des Aufsichtsrechts verbunden 
sein. Die Bundesregierung beabsichtigt, im Zusam-
menhang mit der Umsetzung der EG-Richtlinie zur 
Harmonisierung des Investmentrechts die Anlage-
möglichkeiten der Investmentfonds, insbesondere 
auch am Geldmarkt, zu erweitern. Die Versicherungs-
aufsicht soll liberalisiert werden, um den Wettbewerb 
zu beleben und zu einer größeren Vielfalt des Ange-
bots der Versicherer zu gelangen. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, das für die Emis-
sion von im Inland ausgestellten Inhaber- und Order-
schuldverschreibungen bestehende Genehmigungs-
erfordernis nach §§ 795, 808 a BGB aufzuheben und 
damit einen weiteren Beitrag zur Deregulierung der 
Finanzmärkte zu leisten. 

Geldpolitik für Wachstum bei Wahrung der 
Preisniveaustabilität 

31. Die Bundesregierung ist mit dem Sachverständi-
genrat der Auffassung, daß sich die Deutsche Bundes-
bank mit dem im internationalen Vergleich herausra-
genden Ergebnis bei der Erhaltung der Geldwertsta-
bilität ein besonderes Vertrauenskapital erworben 
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hat, dessen Wert nicht hoch genug eingeschätzt wer-
den kann. Dieses Vertrauen gilt es zu erhalten (Zif-
fer 305 JG). 

Die Deutsche Bundesbank strebt für 1989 eine Aus-
weitung der Geldmenge M 3 (Bargeld, Sichteinlagen, 
Termingelder unter vier Jahren, Spareinlagen mit ge-
setzlicher Kündigungsfrist) um etwa 5 v. H. an. Damit 
hält sie an dem bewährten Konzept einer geldmen-
genorientierten Politik fest. Sie hat damit ein glaub-
würdiges stabilitätspolitisches Signal gegeben und ei-
nen wichtigen Beitrag zur Stabilisierung der Erwar-
tungen der Tarifparteien, der Investoren und der na-
tionalen wie internationalen Kapitalanleger gelei-
stet. 

Die Bundesregierung betrachtet ein Geldmengenziel 
von etwa 5 v. H. für 1989 als eine gute Grundlage für 
ein anhaltend kräftiges Wachstums der Wirtschaft bei 
Wahrung der Geldwertstabilität. Damit die dadurch 
gebotenen Chancen für einen spannungsfreien, zu-
nehmend stärker investitionsgetragenen Aufschwung 
genutzt werden können, bleibt ein stabilitätsgerech-
tes Verhalten aller Beteiligten notwendig. 

Mehr Beschäftigung durch flexible Arbeitsmärkte 

32. In der Verbesserung der Funktionsfähigkeit des 
Arbeitsmarktes sieht die Bundesregierung eine zen-
trale beschäftigungspolitische Aufgabe. Neue Her-
ausforderungen und Chancen der Vollendung des eu-
ropäischen Binnenmarktes müssen zugunsten von 
mehr Beschäftigung aufgegriffen werden. Alle Betei-
ligten, insbesondere Arbeitgeber und Arbeitnehmer, 
sind aufgefordert, zu dieser Anpassungsflexibilität auf 
dem Arbeitsmarkt verstärkt beizutragen. 

Sachverständigenrat und internationale Organisatio-
nen (OECD, IWF) unterstreichen die Notwendigkeit, 
den von der Bundesregierung u. a. mit dem Beschäf-
tigungsförderungsgesetz 1985 beschrittenen Weg zu 
größerer Flexibilität und Dynamik am Arbeitsmarkt 
fortzusetzen. Die Bundesregierung wird die Erfahrun-
gen mit den befristet geltenden arbeitsmarkt- und 
beschäftigungspolitischen Instrumenten (insbeson-
dere Erleichterung beim Abschluß von befristeten Ar-
beitsverträgen, erweiterte Möglichkeiten bei Überlas-
sung von Leiharbeitnehmern, Zulassung unentgeltli-
cher Ausbildungsstellenvermittlung durch Dritte im 
Auftrag der Bundesanstalt für Arbeit) auswerten und 
diese im Falle ihrer Bewährung verlängern. 

33. Gesamtwirtschaftliche Richtschnur einer wachs-
tumsgerechten Tarifpolitik ist, wie der Sachverständi-
genrat zu Recht feststellt (Ziffer 333 JG), eine mittel-
fristige Orientierung am Produktivitätszuwachs unter 
Einbeziehung von Lohn- und Arbeitszeitkomponen-
ten. Mit dem Abschluß mehrjähriger, moderater Tarif-
verträge in den letzten Jahren hat die Lohnpolitik an 
Berechenbarkeit gewonnen und damit Beschäfti-
gungsanstöße gegeben. Die Bundesregierung stimmt 
mit dem Sachverständigenrat überein, daß kein Anlaß 
besteht, vom eingeschlagenen Kurs der Tarifpolitik 
abzugehen (Ziffer 335 JG). Für eine noch stärkere 
Ausweitung der Beschäftigung bedarf es weiterhin 
tarifpolitisch verantwortlichen Handelns. Wenn wei-
tere Arbeitszeitverkürzungen nicht mit einer ausrei-

chenden Flexibilisierung der Arbeitszeiten verbun-
den werden, verengen sie aufgrund ihrer Kosten-, 
Einkommens- und Nachfragewirkungen Wachstums-
potentiale und werfen beschäftigungspolitisch mehr 
Probleme auf, als sie zu lösen vorgeben. 

Lohn- und Arbeitszeitpolitik der Sozialpartner sind 
entscheidende Bestimmungsgründe für die Wettbe-
werbsfähigkeit der Bet riebe und damit für die Sicher-
heit und Zukunft der Arbeitsplätze. Zugleich setzen 
sie zentrale Eckwerte für den laufenden Strukturwan-
del. Deshalb ist eine Tarifpolitik mit Augenmaß für 
regionale, sektorale und qualifikatorische Besonder-
heiten zentraler Bestandteil einer flexibilitätsorien-
tierten Beschäftigungspolitik. Hier gilt es, tarifver-
tragsrechtliche Gestaltungsspielräume im Interesse 
neuer Beschäftigungschancen verstärkt auszuschöp-
fen. Insbesondere sollen die Tarifpartner bei der Ge-
staltung von Tarifvereinbarungen darauf achten, daß 
die Aufnahme eines Arbeitsverhältnisses von Jugend-
lichen ohne Berufsausbildung und nicht hinreichend 
qualifizierten Langzeitarbeitslosen erleichtert wird. 

Mehr Kreativität der Sozialpartner ist nach Auffas-
sung der Bundesregierung insbesondere bei Betriebs-
vereinbarungen, in der Vermögenspolitik oder bei 
Aufnahme gewinnorientierter Lohnelemente denk-
bar. Die Überlegungen des Rates für eine betriebsnä-
here Tarifpolitik (Ziffern 345 ff. JG) sind ein wichtiger 
Diskussionsbeitrag für die künftige Gestaltung von 
Vertragsvereinbarungen durch die autonomen Tarif-
partner. Erinnert sei in diesem Zusammenhang auch 
an die in der Entkoppelung von Bet riebs- und indivi-
dueller Arbeitszeit liegenden Beschäftigungschancen 
(siehe Ziffer 19 dieses Berichts). 

Eine verantwortungsbewußte Tarifpolitik muß die 
Entwicklung der Lohnzusatzkosten berücksichtigen. 
Mehr als die Hälfte der Lohnzusatzkosten ist tarifver-
traglich bedingt. Gesetzgeber und Tarifpartner stehen 
daher gemeinsam in der Pflicht, den Anstieg der auch 
im internationalen Vergleich hohen Lohnzusatzko-
sten zu begrenzen. Mit der Gesundheitsreform leistet 
die Bundesregierung einen wichtigen Beitrag (siehe 
Ziffer 36 dieses Berichts). Darüber hinaus tragen die 
Bemühungen um Konsolidierung des Haushaltes der 
Bundesanstalt für Arbeit durch gezielte Straffung ar-
beitsmarktpolitischer Leistungen und die zeitweilige 
Erhöhung des Bundeszuschusses dazu bei, Beitrags-
satzerhöhungen zu vermeiden. Tarifvertragsparteien 
und Unternehmen sind aufgefordert, ihrer Mitverant-
wortung für die bet riebliche Kostenentwicklung auch 
in diesem Bereich Rechnung zu tragen. 

Den Standortvorteil „Qualifikation" durch berufliche Bildung 
sichern 

34. Die internationale Wettbewerbsfähigkeit der 
Bundesrepublik Deutschland basiert zu einem we-
sentlichen Teil auf dem hohen Qualifikationsniveau 
der deutschen Arbeitskräfte (siehe Ziffer 20 dieses 
Berichts) und dem gut ausgebauten Berufsbildungs-
system. 

a) Die Bundesregierung wird das bewährte duale Sy-
stem der beruflichen Ausbildung in Betrieb und 
Berufsschule stärken und weiterentwickeln. Es 
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zeichnet sich durch Praxisnähe und Flexibilität aus 
und dient auch dem Eigeninteresse der Arbeitge-
ber an qualifiziertem Fachkräftenachwuchs. 

Deshalb wird die Bundesregierung die Moderni-
sierung der Berufsausbildungsordnungen — in Zu-
sammenarbeit mit den Sozialpartnern und den 
Ländern — zügig fortsetzen. Nach Abschluß der 
letzten größeren Neuordnungsvorhaben im hand-
werklichen Bereich sowie einiger weiterer Neuord-
nungen im Ausbildungsbereich Indust rie und Han-
del werden bis Ende 1989 etwa für rund 90 v. H. 
aller Auszubildenden in rund 230 Ausbildungsbe-
rufen moderne Ausbildungsordnungen vorliegen. 

b) Die Bundesregierung bekräftigt ihre Auffassung, 
daß die marktwirtschaftlichen Elemente im Weiter-
bildungsbereich gestärkt werden müssen. Das be-
deutet vor allem mehr Eigenverantwortlichkeit von 
Arbeitnehmern und Arbeitgebern. Außerdem soll 
die Vielfalt der p rivaten und öffentlichen Angebote 
sowie die Pluralität der Träger erhalten bleiben. 
Nur so kann den unterschiedlichen Bedürfnissen 
der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber angemes-
sen entsprochen werden. Dies bedeutet aber auch, 
daß gegenüber Forderungen nach einer stärkeren 
Einflußnahme des Staates, sei es durch eigene An-
gebote im Bereich der Berufsschulen, sei es durch 
staatliche Auflagen bei der Eignung von Weiterbil-
dungsstätten und -personal, oder nach Beschrän-
kungen des Wettbewerbs im Weiterbildungsbe-
reich große Zurückhaltung geboten ist. Es gilt, wie 
auch vom Rat (Ziffer 329 JG) zu Recht gefordert 
wurde, die Bereitschaft und die Fähigkeit zur Wei-
terbildung bei Arbeitnehmern und Arbeitgebern 
generell zu stärken. Diesem Ziel dient auch die 
„Konzertierte Aktion Weiterbildung" der Bundes-
regierung, die 1989 fortgeführt werden wird. 

Wirtschaftlicher und technologischer Wandel ver-
langen, daß künftig — stärker als früher — nicht 
nur einem hohen Eingangsqualifikationsniveau 
der Arbeitnehmer besondere Beachtung ge-
schenkt wird, sondern auch Fortbildung und Wei-
terbildung im Verlaufe des Arbeitslebens gleich 
wichtig sind. Dies ist eine zentrale Aufgabe der 
Unternehmen, und der Ort, an dem dies am ehe-
sten und besonders effektiv bewerkstel ligt werden 
kann, sind die Betriebe selbst. Die Bundesregie-
rung begrüßt, daß auch die Tarifvertragsparteien 
diesem Erfordernis vermehrte Beachtung zuwen-
den. 

Beschäftigungsorientierte Arbeitsmarktpolitik 

35. Die Arbeitsmarktpolitik der Bundesregierung 
hat in den vergangenen Jahren einen zunehmenden 
Beitrag zur Flankierung des wirtschaft lichen Wachs-
tums und zur sozialen Sicherung bei Arbeitslosigkeit 
geleistet. Sie hat, so der Sachverständigenrat (Zif-
fer 100 JG), 1988 eine beachtliche Entlastung des Ar-
beitsmarktes bewirkt. 

Insgesamt steht der Arbeitsmarktpolitik ein wirksa-
mes und differenziertes Instrumentarium zur Verfü-
gung, das zum Arbeitsmarktausgleich wesentlich bei-
trägt. Mehr Bereitschaft der Arbeitgeber, den Arbeits

-

ämtern ihre offenen Stellen zu melden, würde die Ver-
mittlungstätigkeit erleichtern. 

a) Im Bereich der beruflichen Weiterbildung ist die 
Zahl neuer Teilnehmer an nach dem Arbeitsförde-
rungsgesetz geförderten Bildungsmaßnahmen von 
266.000 im Jahre 1982 auf 566.000 Teilnehmer im 
Jahre 1988 gestiegen. Insbesondere durch die von 
der Bundesregierung veranlaßte Qualifizierungs-
offensive hat die Zahl der Teilnehmer sprunghaft 
zugenommen. Für den Bereich der beruflichen 
Weiterbildung sind die Ausgaben von insgesamt 
3,32 Mrd DM im Jahr 1982 auf 6,04 Mrd DM im 
Jahre 1988 gestiegen. Damit ist ein Finanz- und 
Maßnahmevolumen erreicht, das es erforderlich 
macht und zumutbar erscheinen läßt, angesichts 
der notwendigen Begrenzung der Ausgabenstei

-

gerung der Bundesanstalt für Arbeit die Qualifizie-
rungsausgaben zu konsolidieren. Dabei bleibt es 
wichtig, den qualitativen Standard der Bildungs-
maßnahmen zu halten und — wo möglich — weiter 
zu verbessern. Zugleich müssen Unternehmen und 
Tarifvertragsparteien größere Verantwortung für 
die Weiterbildung der Arbeitnehmer übernehmen. 
Gerade die Fortbildung und Umschulung von Ar-
beitnehmern, die in Beschäftigung stehen, ist eine 
originäre unternehmerische Investition in die Zu-
kunft. Sie wird, worauf der Rat mit Recht hinweist 
(Ziffer 329 JG), von den Unternehmen gegenüber 
Sachkapitalinvestitionen häufig vernachlässigt. 

b) Allgemeine Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung 
sind seit 1982 zu einem Eckpfeiler der Arbeits-
marktpolitik ausgebaut worden. Waren im Jahr 
1982 jahresdurchschnittlich nur 29.000 Arbeitneh-
mer in Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen beschäf-
tigt, so waren es im Jahre 1988 115.000 Arbeit-
nehmer, insbesondere Langzeitarbeitslose. Das 
Ausgabenvolumen betrug im Jahre 1988 3,43 Mrd 
DM gegenüber 870 Mio DM im Jahre 1982. Ange-
sichts der Gefahr von Mitnahme- und Verdrän-
gungseffekten ist nunmehr eine Stabilisierung er-
forderlich. 

c) Die in mehreren Schritten vorgenommene Verlän-
gerung der Dauer des Anspruchs auf Arbeitslosen-
geld hat den sozialen Schutz der Arbeitnehmer 
beim Verlust ihres Arbeitsplatzes erheblich verbes-
sert. Die Ausgaben für Arbeitslosengeld betrugen 
1988 18,1 Mrd DM gegenüber 14 Mrd DM im 
Jahre 1986. Der Anteil der Empfänger von Arbeits-
losengeld an der Zahl der Arbeitslosen ist von 
35,9 v. H. im Jahre 1986 über 37,4 v. H. im Jahre 
1987 auf 42,2 v. H. im Jahre 1988 gestiegen, der der 
Empfänger von Arbeitslosenhilfe von 27,0 v. H. 
1986 auf 23,6 v. H. 1988 gesunken. 

d) Die mehrfach verbesserten Leistungen der Bun-
desanstalt für Arbeit, die anhaltend hohe Zahl der 
Leistungsbezieher und der unerwartet hohe Zu-
strom von Aussiedlern haben im Jahr 1988 finan-
zielle Grenzen der Haushaltsbelastung aufgezeigt. 
Mit der zum 1. Januar 1989 in Kraft getretenen 
Novelle zum Arbeitsförderungsgesetz sind die nö-
tigen Schritte eingeleitet worden, um den Kosten-
anstieg bei der Bundesanstalt für Arbeit zu begren-
zen und — zusammen mit den Zuschüssen der 
Bundesregierung — den erforderlichen Ausgleich 
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des Haushalts herbeizuführen. Der Sachverständi-
genrat hebt die Notwendigkeit der Fortsetzung der 
Qualifizierungsoffensive hervor. Mit seinen Hin-
weisen, die Qualifizierungspolitik der Bundesan-
stalt noch effizienter zu machen, steuerbar zu hal-
ten und sie als subsidiäres Qualifizierungsangebot 
insbesondere auf Arbeitslose und von Arbeitslosig-
keit Bedrohte zu konzentrieren (Ziffer 332 JG), un-
terstützt der Sachverständigenrat die durch die Än-
derungen des Arbeitsförderungsgesetzes zum Jah

-

resbeginn 1989 bereits eingeleiteten Maßnahmen. 
Die Bundesregierung läßt sich bei der Überprüfung 
arbeitsmarktpolitischer Leistungen zugleich von 
der Zielsetzung leiten, Beitragssatzerhöhungen 
und damit weitere Belastungen von Arbeitneh-
mern und Arbeitgebern mit Lohnzusatzkosten zu 
vermeiden. 

e) Die Vorruhestandsregelung ist — wie im Gesetz 
vorgesehen — mit Ende des Jahres 1988 ausgelau-
fen. Mit dem Gesetz zur Änderung des Arbeitsför-
derungsgesetzes und zur Förderung eines gleiten-
den Übergangs älterer Arbeitnehmerin den Ruhe-
stand ist im Anschluß daran — zeitlich bef ristet bis 
Ende 1992 — die Möglichkeit geschaffen worden, 
anstelle des abrupten einen schrittweisen Eintritt 
in den Ruhestand zu vollziehen. Bei Wiederbeset-
zung der freiwerdenden Arbeitsplätze mit zuvor 
arbeitslosen Arbeitnehmern kann der Arbeitgeber 
Zuschüsse der Bundesanstalt für Arbeit erhalten. 
Das Gesetz gibt den Tarifparteien und betriebli-
chen Partnern  einen Anreiz, vertragliche Regelun

-

gen über Altersteilzeitarbeit zu vereinbaren. Die 
Nutzung der geschaffenen Möglichkeiten bleibt 
den Arbeitgebern und Arbeitnehmern überlassen, 
die Einsatzmöglichkeiten, Umfang und Form des 
Teilvorruhestandes entsprechend den betriebli-
chen Notwendigkeiten am zutreffendsten beurtei-
len können. 

f) Zur Verbesserung der Beschäftigungssituation 
Schwerbehinderter bedarf es weiterhin intensiver 
Bemühungen aller Beteiligten. Zur verstärkten 
Förderung der Eingliederung Schwerbehinderter 
in Arbeit und Beruf bieten das neue Schwerbehin-
dertengesetz 1986 und die novellierte Schwerbe-
hinderten-Ausgleichsabgabeverordnung 1988 ein 
breites Instrumentarium an zusätzlichen Hilfen für 
Arbeitgeber und Schwerbehinderte. Dadurch wird 
die Besetzung freiwerdender Stellen mit Schwer-
behinderten erleichtert. Die Bundesregierung ap-
pelliert an alle öffentlichen und p rivaten Arbeitge-
ber, die gesetzliche Beschäftigungsquote für 
Schwerbehinderte zu erfüllen. 

g) Zur schnellen Eingliederung der deutschen Aus-
siedler und Zuwanderer aus der DDR, deren Zahl 
von 97.000 Personen im Jahr 1987 auf fast 243.000 
im vergangenen Jahr gestiegen ist, hat der Bund im 
Rahmen seiner verfassungsrechtlichen Zuständig-
keiten erhebliche finanzielle Anstrengungen un-
ternommen. Er wird dies auch fürderhin tun. Zur 
Überwindung der vielfach noch bestehenden 
Sprachbarrieren der Aussiedler ist ein ausreichen-
des Angebot an Sprachkursen wich tig. Die Nach-
frage nach den von der Bundesanstalt für Arbeit 
geförderten Deutsch-Lehrgängen ist sehr stark ge

-

wachsen. Dabei dient alle staatliche Hilfe dazu, 
Startnachteile für die Aussiedler auszugleichen. 

h) Illegale Beschäftigung, Leistungsmißbräuche und 
die ungerechtfertigte Ausnutzung der Geringfü-
gigkeitsgrenzen verzerren Wettbewerbsbedingun-
gen und gefährden die soziale Sicherung. Die Bun-
desregierung hat daher einen Gesetzentwurf zur 
Einführung eines Sozialversicherungsausweises 
vorgelegt, der die Möglichkeiten zur Bekämpfung 
der illegalen Praktiken erweitert. Die Bundesregie-
rung sieht, daß die Geringfügigkeitsgrenze vielen 
Betrieben und den privaten Haushalten eine ge-
wisse Elastizität in ihren Beschäftigungsdispositio-
nen erlaubt; sie wird aber Mißbräuche bekämp-
fen. 

i) Die Ausländerpolitik der Bundesregierung ist auch 
weiterhin auf die wirtschaftliche und soziale Inte-
gration der ausländischen Bevölkerung ausgerich-
tet. An dem seit 1973 geltenden Anwerbestopp für 
ausländische Arbeitnehmer aus Nicht-EG-Staaten 
wird unverändert  festgehalten. Die Förderung der 
wirtschaftlichen und sozialen Wiedereingliede-
rung ausländischer Arbeitnehmer und ihrer Fami-
lienangehörigen bei Rückkehr in ihre Heimatlän-
der bleibt weiterhin Bestandteil gemeinsamer An-
strengungen mit den Herkunftsländern. 

Strukturreformen der gesetzlichen Kranken- und 
Rentenversicherung 

36. Die wichtigsten sozialpolitischen Reformvorha-
ben dieser Legislaturpe riode sind die Strukturrefor-
men der gesetzlichen Kranken- und der gesetzlichen 
Rentenversicherung. Wirtschaftspolitisches Ziel bei-
der Vorhaben ist die Begrenzung der Belastung durch 
Beiträge für die Versicherten bzw. Lohnzusatzkosten 
für die Wirtschaft. 

a) Die Regelungen des Gesundheits-Reformgesetzes 
sind zum 1. Januar dieses Jahres in Kraft getreten. 
Ein wichtiges Anliegen ist die Neubestimmung der 
Aufgaben der gesetzlichen Krankenversicherung. 
Dabei geht es um eine zeitgemäße Abgrenzung 
zwischen den Aufgaben der mit Pflichtbeiträgen 
finanzierten Solidargemeinschaft und der Eigen

-

verantwortung des einzelnen. Die Mittel der ge-
setzlichen Krankenversicherung werden künftig 
stärker auf das medizinisch Notwendige konzen-
triert. 

Das Gesundheits-Reformgesetz löst nicht alle Pro-
bleme des Gesundheitswesens in einem Schritt. 
Als weitere Maßnahmen müssen eine Organisati-
onsreform sowie weitere Reformschritte im Kran-
kenhausbereich und bei der Verbesserung der 
ärztlichen Ausbildung folgen. 

b) Die Reform der gesetzlichen Rentenversicherung 
zielt darauf ab, diese auf ein längerfristig tragfähi-
ges finanzielles Fundament zu stellen. 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung des 
Sachverständigenrats (Ziffer 362 JG), daß bei der 
Rentenreform auch die Notwendigkeit einer Stär-
kung des Wirtschaftswachstums berücksichtigt 
werden muß. Deshalb muß die Rentenversiche- 
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rung so gestaltet werden, daß das künftige Wi rt
-schaftswachstum nicht beeinträchtigt wird. Ein 

Versuch, die gesetzliche Rentenversicherung pri-
mär durch die Erschließung neuer Finanzmittel zu 
sanieren - sei es durch Beitragssatzanhebungen, 
sei es durch die Erhöhung des Bundeszuschusses 
— wäre nicht problemadäquat, weil damit die öko-
nomischen Grundlagen der Rentenversicherung 
gefährdet würden. Eine dauerhafte Sicherung der 
Rentenfinanzen muß angesichts der demographi-
schen Entwicklung auch die Leistungsseite — wie 
insbesondere das Rentenzugangsalter, die Berück-
sichtigung von beitragslosen und beitragsgemin-
derten Zeiten sowie das Rentenanpassungsverfah-
ren einschließlich der Anpassung an die Nettolohn-
entwicklung — miterfassen. Das Reformkonzept 
der Bundesregierung sieht deshalb vor, daß die 
Lasten von allen Beteiligten — Rentnern, Beitrags-
zahlern und Bund — gemeinsam ge tragen werden. 
Die aus der demographischen Entwicklung resul-
tierenden Belastungen be treffen nicht nur das Sy-
stem der Rentenversicherung. Es ist deshalb erfor-
derlich, daß solchen Belastungsveränderungen un-
ter Beachtung der jewei ligen Besonderheiten auch 
in anderen ganz oder teilweise aus Steuermitteln 
finanzierten Alterssicherungssystemen sinngemäß 
Rechnung ge tragen wird. 

IL Europäische und internationale 
Wirtschaftspolitik 

37. Die verstärkte wirtschaftspolitische Kooperation 
der Industrieländer in den letzten Jahren hat sich be-
währt. Sie ist eine notwendige Konsequenz aus der 
zunehmenden wechselseitigen Abhängigkeit der 
Volkswirtschaften und der wachsenden internationa-
len Verflechtung der Güter- und Finanzmärkte. Die 
wirtschaftspolitische Zusammenarbeit im internatio-
nalen wie im europäischen Rahmen hat dazu beige- 
tragen, daß die Folgen der Turbulenzen an den Ak-
tien- und Devisenmärkten von Herbst 1987 rasch 
überwunden werden konnten. Sie bleibt auch in Zu-
kunft ein unverzichtbarer Ansatz, um weltwirtschaft-
liche Risiken in Grenzen zu halten. 

Die internationale und europäische Zusammenarbeit 
verstärken 

38. Die Bundesregierung begrüßt, daß die wirt-
schafts- und währungspolitische Zusammenarbeit der 
großen Industrieländer auf dem Wi rtschaftsgipfel in 
Toronto erneut bestätigt wurde. Bei der Jahrestagung 
von Internationalem Währungsfonds (IWF) und Welt-
bank in Berlin haben die Regierungen und Noten-
bankgouverneure der großen Industrieländer ihre 
Entschlossenheit bekräftigt, die Haushalts-, Geld- 
und Strukturpolitik in ihren Ländern weiter an dem 
Ziel auszurichten, ausgewogenes Wachstum bei sta-
bilem Geldwert zu sichern. Die Bundesregierung sieht 
hierin einen wich tigen Beitrag zum weiteren Abbau 
zu hoher außenwirtschaftlicher Ungleichgewichte, zu 
größerer Wechselkursstabilität und zur Eindämmung 
protektionistischer Gefahren. 

Auch fortgeschrittene Schwellenländer, die hohe Lei-
stungsbilanzüberschüsse verzeichnen, sollten durch 
Öffnung ihrer Märkte, aber auch durch eine angemes-
sene Wechselkurspolitik ihren Beitrag leisten, außen-
wirtschaftliche Ungleichgewichte in der Welt zu ver-
ringern und damit die Basis für einen ausgewogenen 
Wachstumsprozeß bei hoher Stabilität zu verbreitern. 
Der von der Organisa tion für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (OECD) initiierte Dialog 
mit den wichtigsten ostasiatischen Schwellenländern 
wird von der Bundesregierung unterstützt. Sie sieht in 
ihm einen zusätzlichen Weg, um den Konsens über 
die Vorteile einer multilateralen Weltwirtschaftsord-
nung zu verbreitern und zu stärken. 

39. Vordringliche Aufgabe in der europäischen 
Währungspolitik bleibt es für die Bundesregierung 
auch 1989, das Europäische Währungssystem (EWS) 
durch weiter zunehmende wirtschaft liche Konver-
genz und enge währungspolitische Zusammenarbeit 
zu festigen. Dazu zählt eine rasche Umsetzung der 
vom EG-Ministerrat im Juni 1988 verabschiedeten 
Richtlinie zur Liberalisierung des Kapitalverkehrs in 
der Gemeinschaft. Der Abbau noch bestehender Be-
schränkungen des Kapitalverkehrs, der für die mei-
sten Länder der Gemeinschaft bis Mitte 1990 wirksam 
werden soll, ist zusammen mit den bereits in Gang 
befindlichen Harmonisierungsbestrebungen im Fi-
nanzdienstleistungssektor ein wich tiger Schritt zu ei-
nem integrierten Finanzraum im europäischen  Bin-
nenmarkt. 

Der Europäische Rat hat im Juni 1988 in Hannover 
beschlossen, auf seiner Tagung in Mad rid im Juni 
1989 die Möglichkeiten zur Verwirklichung einer 
Wirtschafts- und Währungsunion zu erörtern. Dies soll 
auf der Basis eines Berichts des von ihm eingesetzten 
und unter dem Vorsitz des Präsidenten der EG-Kom-
mission stehenden Ausschusses erfolgen. Die Bundes-
regierung wird in Zusammenarbeit mit der Deutschen 
Bundesbank prüfen, welche Fortschritte auf dem Weg 
zur Wirtschafts- und Währungsunion in absehbarer 
Zeit realisierbar sind. Sie stimmt der Auffassung des 
Sachverständigenrats zu, daß das Ziel für diesen Pro-
zeß von Anfang an klar formuliert sein muß und vor-
eilige institutionelle Vereinbarungen vermieden wer-
den müssen (Ziffer 320 JG). 

Der Sachverständigenrat weist in diesem Zusammen-
hang zu Recht darauf hin, daß bei einer vorzeitigen 
Fixierung der Wechselkurse die Last der Anpassung 
vollständig von der nationalen Geld-, Finanz- und 
Lohnpolitik sowie der gemeinschaftlichen Regional-
politik zu tragen wäre (Ziffer 316 JG). Um so wich tiger 
ist es daher, daß zunächst die Grundlagen für eine 
verstärkte Konvergenz der Wi rtschaftspolitik geschaf-
fen und dauerhaft gesichert werden. 

Die mit einer Wirtschafts- und Währungsunion ver-
bundene Übertragung nationaler Souveränität in der 
Geld- und Währungspolitik auf die Gemeinschaft darf 
nach Ansicht der Bundesregierung nicht zu einer Auf-
weichung der Geldwertstabilität führen. Für ein künf-
tiges föderales europäisches Zentralbanksystem 
kommt es vor allem auf zweierlei an: zum einen auf 
Unabhängigkeit von Weisungen nationaler Regierun-
gen wie Gemeinschaftsorganen, zum anderen auf die 
Verpflichtung zur Wahrung eines stabilen Preisni- 
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veaus. Ebenso wie der Sachverständigenrat hält es 
auch die Bundesregierung für erforderlich, die Wi rt

-schafts- und Währungsintegration durch Fortschritte 
im politischen Einigungsprozeß zu ergänzen (vgl. 
Ziffer 320 JG). 

40. Mit der Schaffung des deutsch-französischen Fi-
nanz- und Wirtschaftsrates im vergangenen Jahr wird 
die Zusammenarbeit zwischen beiden Ländern weiter 
vertieft. Die Bundesregierung sieht in dem deutsch-
französischen Finanz- und Wi rtschaftsrat ein wichti-
ges Konsultativorgan. Sie erwartet davon positive 
Auswirkungen auf die Wi rtschaftsentwicklung und 
den inneren Zusammenhalt in der Europäischen Ge-
meinschaft. 

Den europäischen Binnenmarkt nach innen vollenden und 
nach außen offen halten 

41. Nach Verabschiedung des Reformpakets für die 
Finanz-, Agrar- und Strukturpolitik der Europäischen 
Gemeinschaft (EG) ist die Verwirklichung des EG

-

Binnenmarktes die wich tigste Aufgabe für die Euro-
päische Gemeinschaft in den kommenden Jahren. 
Schon das Hineinwachsen in den Binnenmarkt setzt 
beträchtliche Wachstumsimpulse frei. Diese sind um  
so größer, je mehr sich die Wirtschaft frei von staatli-
chen Eingriffen entfalten kann. Deshalb darf es in der 
Gemeinschaft nicht zu bürokratischer Überregulie-
rung kommen. Vielmehr macht das Zusammenwach-
sen zu einem gemeinsamen Binnenmarkt den Abbau 
nationaler Regulierungen auch in der Bundesrepublik 
Deutschland dringlich, um die Flexibilität der  Wirt-
schaft zu erhöhen. Die Bundesregierung wird a lles 
tun, um den Binnenmarkt im abgesteckten zeitlichen 
Rahmen zu verwirklichen. Alle Beteiligten müssen 
dazu ihren Beitrag leisten. Der Wille hierzu wurde 
beim Europäischen Rat in Rhodos im Dezember 1988 
erneut unterstrichen. 

Nachdem im vergangenen Jahr vor allem unter deut-
scher Präsidentschaft große Fortschritte erreicht wur-
den, sind in Zukunft insbesondere folgende Bereiche 
für die zeitgerechte Verwirklichung des europäischen 
Binnenmarktes Ende 1992 von wesentlicher Bedeu-
tung: 

— Die Einigung über die Harmonisierung der Mehr-
wert- und Verbrauchsteuern. Die Abschaffung der 
Grenzkontrollen wird ohne eine Angleichung der 
Sätze dieser Steuern nicht zu erreichen sein, da es 
sonst zu erheblichen Verlagerungen im Handel 
und für manche EG-Staaten zu hohen Steueraus-
fällen kommen könnte. Darüber hinaus unterstützt 
die Bundesregierung die Bemühungen der EG

-

Kommission, die steuerliche Erfassung von Kapi-
talerträgen zu gewährleisten. 

— Der geplante Wegfall der Personenkontrollen an 
den Binnengrenzen der Gemeinschaft. Hierbei 
werfen allerdings die Bekämpfung des Terroris-
mus und des organisierten Verbrechens sowie des 
Drogenhandels noch schwierige Fragen auf. In 
diesen Zusammenhang gehören auch in ihrer Effi-
zienz vergleichbare Kontrollen von Personen aus 
Drittländern an den Außengrenzen. 

Vorreiter bei der Abschaffung innergemeinschaft-
licher Grenzkontrollen sind die Staaten des soge-
nannten Schengener Abkommens, also die Bun-
desrepublik Deutschland, die Benelux-Staaten 
und Frankreich. Im Rahmen dieses Abkommens ist 
geplant, die Binnengrenzkontrollen für Personen 
möglichst bereits zum 1. Januar 1990 wegfallen zu 
lassen. 

— Die weitere Marktöffnung im Bereich des öffentli-
chen Auftragswesens. Noch im ersten Halbjahr 
1989 steht die Verabschiedung der Baukoordinie-
rungsrichtlinie an. Gleichzeitig werden schwer-
punktmäßig die Beratungen über die Richtlinien-
vorschläge für die sog. ausgenommenen Sektoren 
(Energie, Wasser und Verkehr sowie Telekommu-
nikation) fortgesetzt. Daneben wird die sog. Über

-

wachungsrichtlinie weiter behandelt. Weitere 
Schritte der Marktöffnung erstrecken sich auf den 
Dienstleistungsbereich, insbesondere die Archi-
tekten- und Ingenieurleistungen, sowie die Be-
schaffung von Verteidigungsgütern. 

— Weitere Fortschritte beim Abbau von technischen 
Handelshemmnissen. So sollen noch bestehende 
Handelshemmnisse beim Warenverkehr mit Ma-
schinen durch die EG-Maschinen-Richtlinie besei-
tigt werden. Sie beinhaltet vor allem eine Harmo-
nisierung von Sicherheitsvorschriften, deren Ni-
veau allerdings nicht geschmälert werden so ll. 

— Weitere Fortschritte beiden Arbeiten zur Anglei

-

chung der lebensmittelrechtlichen Vorschriften, 
vor allem im Bereich des Gesundheitsschutzes. 

— Die Harmonisierung wesentlicher Teile des Ban-
kenaufsichtsrechts, um die Voraussetzungen für 
die gegenseitige Anerkennung der nationalen 
Bankenaufsicht im integrierten Finanzraum zu 
schaffen. 

— Weitere Fortschritte zur Verwirklichung des Bin-
nenmarktes im Versicherungssektor. Mit der Ver-
abschiedung der Zweiten Koordinierungsrichtlinie 
für die Schadensversicherung ist vor allem bei den 
größeren gewerblichen Risiken eine Liberalisie

-

rung des Dienstleistungsverkehrs im Bereich der 
Versicherungswirtschaft verbunden. Nach Auffas-
sung der Bundesregierung sind auch bei den Mas

-

senrisiken, wie z. B. der Kfz-Versicherung, und bei 
der Lebensversicherung jetzt weitere Schritte er-
forderlich. 

— Die Vereinheitlichung des gewerblichen Rechts-
schutzes, insbesondere des Markenrechts und Pa-
tentrechts. 

42. Die Gemeinschaft muß auf dem Weg zur Ver-
wirklichung ebenso wie nach Vollendung des Binnen-
marktes nach außen offen bleiben. Dies liegt nicht nur 
im Interesse unserer Partner außerhalb der EG, son

-

dern kommt vor allem auch den Verbrauchern und 
der Wirtschaft in der Bundesrepublik Deutschland 
und in Europa zugute. Europrotektionismus oder eine 
„Festung Europa"-Politik würden das offene multila-
terale Handelssystem gefährden und den laufenden 
Gatt-Verhandlungen in der Uruguay-Runde zuwider-
laufen. 
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Die Vollendung des Binnenmarktes in der Gemein-
schaft wird sich auch zum Vorteil für die Drittlands

-

partner auswirken. Liberalisierungswirkungen erge-
ben sich vielfach schon im Zuge des Zusammenwach-
sens zum einheitlichen Binnenmarkt. Sie führen zu 
mehr Wettbewerb und fördern strukturelle Anpas-
sungsprozesse. Die Argumente, die für die Vollen-
dung des Binnenmarktes sprechen, gelten auch für 
eine nach außen offene Gemeinschaft: Durch den Ab-
bau von Schranken, die Produktion und Austausch 
von Waren und Dienstleistungen behindern, werden 
die internationale Arbeitsteilung gestärkt, das Wachs-
tum unterstützt und die Beschäftigung gefördert. Des-
halb setzt sich die Bundesregierung u. a. dafür ein, 
daß noch bestehende Schutzmaßnahmen einzelner 
EG-Mitgliedstaaten abgebaut werden; Harmonisie-
rung auf einem mittleren Niveau lehnt sie ab. 

Die Bundesregierung unterstreicht die Ablehnung 
des Sachverständigenrates (Ziffer 243 JG) von Rezi-
prozitäts-Vorstellungen, die auf die Forderung nach 
bilateralen oder sektoralen Gegenleistungen für den 
freien Zugang zum EG-Binnenmarkt oder auf das Er-
reichen eines Gleichgewichts in den Handelsströmen 
gerichtet sein könnten. Dies gilt z. B. für den Kommis-
sionsvorschlag für eine zweite Bankrechtskoordinie-
rungsrichtlinie, der die Zulassung von Tochterunter-
nehmen von Banken aus Drittländern an die Voraus-
setzung einer bilateralen Gegenseitigkeit knüpft. En-
gen Reziprozitäts-Überlegungen stehen im übrigen 
Verpflichtungen der Gemeinschaft im GATT und in 
anderen internationalen Organisationen sowie bilate-
rale Vereinbarungen entgegen. 

Nach Auffassung der Bundesregierung kann Rezipro-
zität nur im Sinne einer umfassenden, globalen Aus-
gewogenheit der Vorteile und Lasten verstanden wer-
den. Dies hat der Europäische Rat in Rhodos bekräf-
tigt. 

Die internationale Arbeitsteilung vertiefen 

43. Die Bewahrung und Stärkung des freien, multi-
lateralen Welthandelssystems bleibt eine vorrangige 
Aufgabe. Die Bundesregierung betrachtet wie der 
Sachverständigenrat (Ziffern 13 ff. JG) die protektio-
nistischen Bestrebungen sowie die sich verstärkenden 
Tendenzen in Richtung auf Bilateralisierung und Re-
gionalisierung des Welthandels mit Sorge. Sie wird 
daher auf nationaler wie auf internationaler Ebene mit 
Nachdruck dafür eintreten, daß die Grundprinzipien 
des freien Welthandels erhalten werden und verstärkt 
zur Anwendung kommen. In diesem Zusammenhang 
geht die Bundesregierung davon aus, daß das neue 
US-Handelsgesetz nur im Einklang mit bestehenden 
GATT-Regeln angewandt wird. 

Im Rahmen des allgemeinen Zoll- und Handelsab-
kommens (GATT) ist die laufende Uruguay-Runde 
der zentrale Ansatz zur Sicherung und Weiterent-
wicklung des multilateralen Handelssystems. Die 
Bundesregierung bedauert, daß es bei der Minister-
konferenz in Montreal vom 5. bis 8. Dezember 1988 
nicht gelungen ist, zu konkreten Zwischenergebnis-
sen in allen Verhandlungsbereichen zu gelangen. Sie 
begrüßt den Beschluß der GATT-Vertragsparteien, 

bei einer weiteren Tagung Anfang Ap ril 1989 einen 
erneuten Versuch zu unternehmen, in den noch strit-
tigen Fragen eine Einigung zu erreichen und damit 
doch noch ein Gesamtpaket von Halbzeit-Ergebnis-
sen zu verabschieden. Die Bundesregierung wird sich 
in Brüssel dafür einsetzen, daß die Gemeinschaft mit 
ausreichendem Spielraum an den weiteren Verhand-
lungen teilnehmen und damit ihrer weltwirtschaftli-
chen Verantwortung gerecht werden kann. 

Die Bundesregierung bleibt an einer Intensivierung 
des Handels mit allen Entwicklungsländern beson-
ders interessiert. Sie begrüßt daher, daß eine wach-
sende Anzahl dieser Länder die Teilnahme am inter-
nationalen Handel als wesentlichen Beitrag zur För-
derung ihrer Entwicklung ansieht. Sie unterstützt 
diese Bestrebungen, indem sie sich im Rahmen der 
GATT-Verhandlungsrunde zumal in den Bereichen, 
die für die Entwicklungsländer von besonderem Inter-
esse sind, für rasche Fortschritte einsetzt. Darüber hin-
aus setzt sich die Bundesregierung für wirksame und 
großzügige Präferenzregelungen der EG zugunsten 
der Entwicklungsländer ein, um deren Export nicht 
durch Zollschranken zu behindern. 

44. Die Bundesregierung ist um eine weitere Ver-
besserung der Rahmenbedingungen für p rivate Di-
rektinvestitionen bemüht. Zwischen den westlichen 
Industrieländern gilt es, den bisher erreichten Libera-
lisierungsgrad für p rivate Auslandsinvestitionen zu 
festigen und auszubauen, insbesondere durch eine 
Verstärkung des Prinzips der Inländerbehandlung im 
Rahmen der OECD. 

Im Verhältnis zu den Entwicklungsländern setzt die 
Bundesregierung ihr außenwirtschafts- und entwick-
lungspolitisches Instrumentarium dazu ein, die Vor-
aussetzungen für deutsche Direktinvestitionen in die-
sen Ländern zu verbessern. Ausländische Investitio-
nen bedeuten für die Entwicklungsländer einen wich-
tigen Transfer von langfristigem Kapital, Technologie 
und unternehmerischer Erfahrung, der es ihnen er-
laubt, ihre wirtschaftliche Entwicklung nachhaltig 
voranzubringen. Voraussetzung ist allerdings, daß 
diese Länder selbst einen günstigen und verläßlichen 
Rahmen für p rivate Investitionen schaffen. Zur Ver-
besserung des Rechtsschutzes für deutsche Investitio-
nen in der Dritten Welt sowie in Staatshandelsländern 
beabsichtigt die Bundesregierung, das Netz der bila-
teralen Investitionsförderungs- und Schutzverträge 
weiter auszubauen. 

Nach Unterzeichnung der Gemeinsamen Erklärung 
über die Herstellung offizieller Beziehungen zwi-
schen der Europäischen Gemeinschaft und dem Rat 
für Gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW) setzt sich die 
Bundesregierung in Brüssel dafür ein, die bilateralen 
Beziehungen zwischen der EG und einzelnen Mit-
gliedstaaten des RGW durch den Abschluß von Ab-
kommen im Bereich des Handels und der Kooperation 
zu vertiefen. Mit der Annahme des Abschließenden 
Dokumentes des Wiener Folgetreffens der Konferenz 
für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (KSZE) 
ist auch — auf deutsche Initiative — die Entscheidung 
gefallen, im Frühjahr 1990 in Bonn eine Konferenz 
über wirtschaftliche Zusammenarbeit in Europa abzu-
halten. Damit wurde zum ersten Mal eine KSZE-Fol-
gekonferenz im wirtschaftlichen Bereich vereinbart. 
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Für die deutsche Exportwirtschaft hat die Bedeutung 
der Absicherung von Exportkrediten durch Ausfuhr-
gewährleistungen des Bundes insbesondere in Län-
dern mit hohen politischen und wirtschaft lichen Risi-
ken wieder zugenommen. Trotz erheblich gestiegener 
Ausgaben für Schäden, insbesondere im Zusammen-
hang mit Umschuldungen für Entwicklungsländer, 
wird die Bundesregierung ihre flexible Deckungspoli-
tik fortsetzen. 

Die Bundesregierung wird Voraussetzungen dafür 
schaffen, Unternehmen, die Komponenten für kern-
technische Einrichtungen herstellen, gezielter kon-
trollieren zu können. Außerdem werden die Ausfuhr-
kontrollen im militärisch-strategischen Bereich ver-
stärkt, wobei ein erweiterter Informationsaustausch 
zwischen den Kontrollbehörden unter Einbeziehung 
der Sicherheitsbehörden vorgesehen ist. Insgesamt 
wird davon aber nur ein sehr kleiner Teil des deut-
schen Ausfuhrgüterangebots betroffen sein. Ferner 
sollen die Sanktionen für Verstöße gegen das Außen-
wirtschaftsgesetz verschärft werden. Außerdem sol-
len die Herstellung von biologischen und chemischen 
Waffen im Inland (soweit nicht schon eine Strafbarkeit 
nach dem Kriegswaffenkontrollgesetz besteht) und 
die Mitwirkung von Deutschen an der Herstellung im 
Ausland unter Strafe gestellt werden. 

Die deutsche außenwirtschaftliche Dienstleistungsin-
frastruktur (Botschaften, Auslandshandelskammern 
und die Bundesstelle für Außenhandelsinformation) 
dient nicht nur der deutschen Exportwirtschaft, son-
dern auch den Interessen der Importwirtschaft. So ste-
hen beispielsweise die deutschen Auslandshandels-
kammern mit ihrem Dienstleistungsangebot auch der 
Wirtschaft des jewei ligen Gastlandes zu Verfügung 
und helfen gerade den Schwellenländern bei der Er-
schließung des deutschen und europäischen 
Marktes. 

Das Verschuldungsproblem und die Politik für 
Entwicklungsländer 

45. Trotz Verbesserung der internationalen Rah-
menbedingungen ist die Wirtschaftslage zahlreicher 
Entwicklungs- und Schwellenländer auch aufgrund 
ihrer hohen Verschuldung nach wie vor kritisch. Es 
sind weiterhin erhebliche Anstrengungen aller Betei-
ligten notwendig, um die Probleme in absehbarer Zu-
kunft zu überwinden. 

Die Bundesregierung wird sich an der Weiterentwick-
lung der Schuldenstrategie und an der Suche nach 
Lösungsmöglichkeiten, die den jewei ligen Besonder-
heiten des Einzelfalls gerecht werden, aktiv beteili-
gen. Sie steht zu ihrer weltwirtschaftlichen Verant-
wortung für eine Verbesserung der Exportmöglich-
keiten der Entwicklungsländer und wird deren An-
passungs- und Reformbemühungen durch mehr 
Marktöffnung in den Industrieländern, durch Um-
schuldungsvereinbarungen im Rahmen des Pariser 
Clubs, durch ihre Entwicklungshilfeleistungen und 
durch ihre Beiträge zur Stärkung der internationalen 
Organisationen unterstützen. So beteiligt sich die 
Bundesregierung an der Erhöhung des Weltbank-Ka-
pitals entsprechend ihrem Anteil und wird einen Bei- 

trag zur Finanzierung der Erweiterten Strukturanpas-
sungsfazilität des IWF (ESAF) leisten. 

Die Bundesregierung tritt dafür ein, daß bei der Zu-
sammenarbeit mit den Entwicklungsländern die 
Aspekte des Umweltschutzes verstärkt berücksichtigt 
werden. 

Der besonders schwierigen Lage der ärmsten hoch-
verschuldeten Länder wird die Bundesregierung auch 
in Zukunft Rechnung tragen. Sie hat 25 der am wenig-
sten entwickelten Länder Forderungen aus der finan-
ziellen Zusammenarbeit in Höhe von 4,3 Mrd DM 
bereits erlassen. Darüber hinaus hat die Bundesregie-
rung beschlossen, weiteren Ländern der gleichen 
Gruppe sowie sechs ärmeren afrikanischen Ländern 
Entwicklungshilfeschulden in Höhe von insgesamt 
rund 3,5 Mrd DM zu erlassen. 

Des weiteren wird sie in Umsetzung der Empfehlun-
gen des Wirtschaftsgipfels von Toronto an den Pariser 
Club Zuschüsse an besonders arme und hochver-
schuldete afrikanische Länder zur Verringerung ihrer 
Zinslasten aus der Umschuldung von Forderungen 
gewähren, die auf den Bund im Wege der Entschädi-
gung bundesgedeckter Handelsforderungen überge-
gangen sind. Außerdem wird die Bundesregierung ab 
1989 die Kreditkonditionen für die finanzielle Zusam-
menarbeit verbessern. Hinzu kommen Beiträge zu in-
ternationalen Hilfeprogrammen. 

Die Bundesregierung erwartet von den Geschäftsban-
ken, daß sie sich entsprechend den Empfehlungen im 
Kommuniqué des Interims-Ausschusses des IWF vom 
September 1988 nicht aus der Entwicklungsländerfi-
nanzierung zurückziehen, sondern gegenüber den 
Schuldnerländern weiterhin eine Finanzierungsrolle 
wahrnehmen. Es liegt im eigenen Interesse der Ban-
ken, die Kreditbeziehungen zu den von Schulden-
problemen getroffenen Ländern nicht abreißen zu las-
sen. 

Im Mittelpunkt der Bemühungen um eine Bewälti-
gung der Schuldenkrise müssen die Eigenanstren-
gungen der betroffenen Länder selbst stehen. Nur 
wenn es diesen Ländern gelingt, ihre Spar- und Inve-
stitionsquote zu erhöhen, die Produktivität ihrer Inve-
stitionen zu steigern und die Kapitalflucht einzudäm-
men, wird es ihnen möglich sein, ihre Schuldendienst-
fähigkeit zu verbessern und aus der Verschuldung 
herauszuwachsen. Die Korrektur wirtschaftspoliti-
scher Fehlentwicklungen in diesen Ländern ist daher 
eine unabdingbare Voraussetzung. In diesem Zusam-
menhang verweist die Bundesregierung auf ihre Be-
reitschaft, im Dialog mit interessierten Staaten der 
Dritten Welt zur Unterstützung eines nachhaltigen 
Entwicklungsprozesses wirtschaftspoli tische und au-
ßenwirtschaftliche Beratung anzubieten (vgl. JWB 
1988, Ziffer 47). 

Das 1980 geschlossene „Übereinkommen zur Grün-
dung des Gemeinsamen Fonds für Rohstoffe" wird 
voraussichtlich Mitte 1989 in Kraft treten. Die Bundes-
regierung erneuert in diesem Zusammenhang ihren 
politischen Willen, die internationale Zusammenar-
beit auf dem Rohstoffsektor insbesondere mit den Ent-
wicklungsländern zu verbessern. Sie legt dabei das 
Schwergewicht auf Maßnahmen im Bereich der For- 
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schung, Entwicklung, Marktförderung und Diversifi-
zierung. 

III. Wettbewerbs- und Strukturpolitik 

Mehr Dynamik durch Strukturwandel 

46. Damit Realeinkommen steigen und mehr Be-
schäftigung erreicht wird, müssen sich Unternehmer, 
Selbständige und Arbeitnehmer immer wieder den 
sich ändernden Marktsituationen anpassen und mit 
neuen Produkten, kostengünstigen Produktionsver-
fahren und qualifizierter Arbeit Wettbewerbsvor-
sprünge erarbeiten. In einer wachsenden Wirtschaft 
sind die Bereitschaft und Fähigkeit, Neues in Ang riff 
zu nehmen und Altes, Unwirtschaftliches aufzugeben, 
größer. Die Voraussetzungen dafür haben sich durch 
den langanhaltenden Aufschwung verbessert. Im Zu-
sammenspiel von Wachstum und Strukturwandel 
können Lebensstandard und soziales Netz am besten 
aufrechterhalten werden, wegfallende Arbeitsplätze 
ersetzt und neue hinzugewonnen werden. 

47. Strukturwandel ist ein ständiger Prozeß des 
Überholens und Aufholens im nationalen und interna-
tionalen Wettbewerb zwischen den Unternehmen. 
Das Verarbeitende Gewerbe insgesamt hat sich hier 
nicht nur behauptet, sondern einen beachtlichen Zu-
wachs bei der Bruttowertschöpfung erzielt und auch 
zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen (vgl. Schaubil-
der S. 35 bis 37). Die Erfolge zahlreicher Unterneh-
men, die in den meisten Bereichen den Strukturwan-
del aus eigener Kraft ohne spezifische staatliche Un-
terstützung voranbringen, zeigen, daß dies der rich-
tige Weg ist, um im Wettbewerb zu bestehen. Ein-
drucksvolle Beispiele dafür liefern sowohl überwie-
gend mittelständisch strukturierte Branchen wie die 
kunststoffverarbeitende Indust rie, die feinmechani-
sche und optische Indust rie, die Gießereien und der 
Maschinenbau als auch Industriezweige mit überwie-
gend großen Unternehmen wie die Elektrotechnik, 
der Straßenfahrzeugbau und die chemische Indu-
strie. 

48. Trotz unbestreitbarer Fortschritte sind jedoch 
nach wie vor erhebliche Anstrengungen von allen 
Beteiligten notwendig, um den anhaltend hohen An-
passungserfordernissen gerecht zu werden und eine 
nachhaltige Verringerung der Arbeitslosigkeit zu er-
möglichen. Dazu gehört auch, daß Wettbewerb und 
Flexibilität am Arbeitsmarkt den Strukturanpassungs-
prozeß flankierend unterstützen. 

Es gilt, den Schwung des gegenwärtigen Wachstums-
prozesses für die Bewältigung des Strukturwandels in 
den Unternehmen, Branchen und Regionen zu nutzen 
(vgl. auch Ziffern 74-76 dieses Berichtes). Vorausset-
zung dafür ist eine Wirtschaftspolitik, die Wettbewerb 
und Eigeninitiative in den Vordergrund stellt, die  — 
national  wie international — offene Märkte schafft 
und sichert. Sie eröffnet neue Wachstums- und Be-
schäftigungschancen in allen Bereichen der Wirt- 

schaft. Der Sachverständigenrat fordert deshalb zu 
Recht und in Übereinstimmung mit den Ergebnissen 
der Strukturberichterstattung der wirtschaftswissen-
schaftlichen Forschungsinstitute Zurückhaltung in 
der sektoralen Strukturpolitik und Subventionsabbau 
(Ziffern 267 ff. und 404 JG; vgl. auch Stellungnahme 
der Bundesregierung zur Strukturberichterstattung 
vom 29. September 1988, BT-Drucksache 11/3017). 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung des Rates, 
daß mit staatlichen Subventionen und Markteingrif-
fen vielfältige gesamtwirtschaftliche Kosten und Ge-
fahren verbunden sind. Dem widersp richt auch nach 
Auffassung des Rates nicht, daß in Ausnahmesituatio-
nen zeitlich begrenzte Maßnahmen des Staates zur 
Flankierung des Strukturwandels gerechtfertigt sein 
können, um bruchartige Entwicklungen mit schwer-
wiegenden Folgen für die betroffenen Beschäftigten 
und Regionen zu vermeiden (Ziffern 267 ff. JG). 

Dies hat z. B. der Stahlindustrie die Bewältigung ihres 
besonders schwierigen Umstrukturierungsprozesses 
durch Anpassung ihrer Produktionsstrukturen und 
Kapazitäten an die Marktverhältnisse erleichtert. Die 
derzeit günstige Situation auf dem Stahlmarkt muß 
von den Unternehmen genutzt werden, um auf die-
sem Wege konsequent weiter zu gehen. Die strikte 
Einhaltung der Beihilfendiziplin durch die EG-Mit-
gliedstaaten ist dafür unerläßliche Voraussetzung. Die 
deutschen Unternehmen werden einen weiteren Teil 
der früher gezahlten Stahlbeihilfen in diesem Jahr 
zurückerstatten. 

49. Dienstleistungen werden für die gesamtwirt-
schaftliche Entwicklung in einem Land, das auf hohe 
Leistungsfähigkeit im internationalen Wettbewerb 
angewiesen ist, immer wichtiger. Dies wird nicht nur 
am steigenden Beitrag der p rivaten Dienstleistungs-
unternehmen zur gesamtwirtschaftlichen Wertschöp-
fung deutlich (vgl. Schaubild). Steigende Lebens-
erwartung, mehr Freizeit und höhere Realeinkommen 
verbessern die Chancen für Wachstum und Beschäfti-
gung bei den humanen Diensten sowie Dienstleistun

-

gen bei Kultur, Unterhaltung, Freizeit und Sport. Die 
überdurchschnittliche Expansion unternehmens-
orientierter Dienste sowie die zunehmende Bedeu-
tung der Service- und Wartungsbereiche im Waren-
produzierenden Gewerbe, aber auch in den klassi-
schen Dienstleistungsbereichen zeigen, wie eng se-
kundärer und tertiärer Sektor verflochten sind und 
wie wichtig ein leistungsfähiges Dienstleistungsange-
bot für die Wettbewerbsfähigkeit der gesamten Wirt-
schaft ist. Unternehmen begegnen dem intensiven in-
ternationalen Wettbewerb zunehmend durch die Ent-
wicklung „intelligenter" , humankapitalintensiver 
Waren und Dienstleistungen, durch neue, komplexere 
Produktions- und Organisationslösungen sowie durch 
Ausnutzung von Effizienzvorteilen durch die Ausglie-
derung spezieller Dienstleistungsfunktionen. Sie ge-
ben damit wichtige Impulse für die Entwicklung in 
den Dienstleistungsbereichen sowie in Zulieferbetrie-
ben.  
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Den Wettbewerb sichern und stärken 

50. Im dynamischen Wettbewerb sieht die Bundes-
regierung wie der Sachverständigenrat das Leitbild 
einer nach vorne gerichteten Wirtschaftspolitik für 
Wachstum und Beschäftigung (Ziffer 348 JG). Um den 
dynamischen Wettbewerb zu wahren und zu stärken, 
ist es nach Ansicht der Bundesregierung wie des Rates 
notwendig, daß gesetzliche Rahmenbedingungen im 
Lichte neuer Entwicklungen und institutioneller Re-
formen — wie insbesondere der Vollendung des ge-
meinsamen Binnenmarktes — überprüft und gegebe-
nenfalls angepaßt werden (Ziffer 235 JG). Die Bundes-
regierung wird deshalb in Kürze den gesetzgeberi-
schen Körperschaften eine Novelle zum Gesetz gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen vorlegen. 

51. Bei der Entscheidung der Bundesregierung, das 
Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) 
zu novellieren, war abzuwägen zwischen dem Wert 
stabiler rechtlicher Rahmenbedingungen und dem 
konkreten Änderungsbedarf, wie er sich seit der letz-
ten GWB-Novelle im Jahr 1980 ergeben hat. 

Anlaß zu begrenzten Korrekturen des Kartellgesetzes 
gibt insbesondere die Entwicklung im Lebensmittel-
handel. Wenn auch gegenwärtig auf der Nachfrage-
wie Anbieterseite wesentlicher Wettbewerb herrscht, 
so bereiten doch Ausmaß und Geschwindigkeit der 
Konzentrationsentwicklung im Lebensmitteleinzel-
handel Sorge. Um denkbaren künftigen Gefährdun-
gen des Wettbewerbs vorzubeugen und die Bekämp-
fung wettbewerbsschädlicher Verhaltensweisen zu 
erleichtern, soll das kartellgesetzliche Instrumenta-
rium der Fusions- und Verhaltenskontrolle im Rah-
men des gegenwärtigen Systems verbessert werden. 

Die Rechtfertigung der kartellrechtlichen Ausnahme-
bereiche Verkehr, Banken und Versicherungen sowie 
Versorgungswirtschaft im gegenwärtigen Umfang hat 
sich als immer weniger tragfähig erwiesen. Durch die 
Beseitigung nicht mehr gerechtfertigter Ausnahme-
tatbestände soll mehr Wettbewerb in diesen Sektoren 
ermöglicht werden. Die vorgesehenen Änderungen 
entsprechen zugleich der Entwicklung im europäi-
schen Recht, das zwar ein Kartellverbot mit begrenz-
ten Freistellungsmöglichkeiten, aber keine Bereichs-
ausnahmen für einzelne Wirtschaftssektoren kennt. 

Insgesamt hat sich das GWB bewährt; eine grundle-
gende Überarbeitung des Kartellgesetzes erscheint 
deshalb nicht notwendig. Da sich die endgültige Aus-
formung des europäischen Wettbewerbsrechts noch 
nicht mit hinreichender Deutlichkeit abzeichnet, wäre 
eine systematische Überarbeitung in europäischer 
Perspektive noch verfrüht. 

52. Die Bundesregierung setzt sich aktiv für den Er-
laß einer EG-Verordnung über die europäische Fu-
sionskontrolle ein. Sie muß auf Stärkung und Siche-
rung des Wettbewerbs im europäischen Binnenmarkt 
ausgerichtet sein und interventionistischen Zielset-
zungen eine klare Absage erteilen. Dabei bedürfen 
europäische und nationale Fusionskontrolle einer kla-
ren Abgrenzung, um Regelungslücken zu vermei-
den. 

53. Funktionsfähiger Wettbewerb, der vor allem 
dem Verbraucher dient, setzt ausreichende Markt-
transparenz voraus. Die Bundesregierung wird des-
halb Verbraucheraufklärung und -information för-
dern sowie die Verbraucherorganisationen weiter fi-
nanziell unterstützen. Das erstreckt sich auch auf die 
Aufklärung über umweltgerechteres Verhalten. EG- 
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Richtlinien, die dem wirksamen Verbraucherschutz 
dienen, sollen zügig in deutsches Recht umgesetzt 
werden. 

Leistungsträger Mittelstand für Europa stärken 

54. Kleine und mittlere Unternehmen sowie die 
freien Berufe tragen maßgeblich zur Wettbewerbs-
kraft und Anpassungsfähigkeit der deutschen Wirt-
schaft insgesamt bei. Die Entstehung eines einheitli-
chen europäischen Binnenmarktes stellt gerade für 
die mittelständische Wirtschaft ein zusätzliches 
Wachstumspotential dar. Offene Grenzen bieten viele 
Möglichkeiten, neue Märkte zu erschließen oder Ab-
hängigkeiten von einzelnen großen Abnehmern zu 
verringern. Um diese Chancen nutzen zu können, 
müssen sich kleine und mittlere Unternehmen sowie 
die freien Berufe durch unternehmerische Ini tiative 
dem daraus erwachsenden Anpassungsbedarf offen-
siv stellen. 

Im Rahmen der europäischen Mittelstandspolitik wird 
den kleinen und mittleren Unternehmen der Weg 
nach Europa durch spezifische Maßnahmen zum Aus-
gleich von Informationsdefiziten über den Binnen-
markt, insbesondere durch den Auf- und Ausbau ei-
nes Netzes von EG-Informationsstellen (Euro-Schal-
tern), und durch die Erleichterung EG-weiter Koope-
rationen geebnet. 

55. Mittelständische Unternehmen und selbständig 
Tätige sind zur Entfaltung ihrer Leistungsfähigkeit in 
besonderem Maße auf leistungsfördernde gesamt

-

wirtschaftliche Rahmenbedingungen angewiesen. 
Die konsequente Fortführung der Politik der Bundes-
regierung zur Stärkung der Marktkräfte und des 
Wettbewerbs trägt zur Mobilisierung der Leistungs-
potentiale bei kleinen und mittleren Unternehmen so-
wie freien Berufen bei. Sie eröffnet mit Blick auf den 
Binnenmarkt die besten Chancen für weiteres  Wachs

-

tum,  auch in der mittelständischen Wirtschaft. Um die 
Möglichkeiten zur Eigenfinanzierung eines steigen-
den Investitionsbedarfs zu verbessern, sind eine Re-
form der Unternehmensbesteuerung ebenso wie eine 
Begrenzung des Anstiegs der Lohnzusatzkosten auch 
wichtige mittelstandspolitische Anliegen. 

Die Bundesregierung wendet sich gegen zu weitge-
hende Regulierungen im künftigen europäischen Bin-
nenmarkt, die erfahrungsgemäß mittelständische Un-
ternehmen besonders belasten. Sie begrüßt es des-
halb, daß die Kommission auf ihr Drängen eine Mit-
telstandsrichtlinie vorgelegt hat, mit der mittelständi-
schen Kapitalgesellschaften Erleichterungen bei der 
Aufstellung, Prüfung und Offenlegung des Jahresab-
schlusses eingeräumt werden sollen. 

56. Die Bundesregierung wird ihre Anstrengungen 
zur Öffnung administrierter Märkte und zur Privatisie-
rung von marktgängigen Dienstleistungen der öffent-
lichen Hand verstärkt fortsetzen. Sie eröffnet damit 
der mittelständischen Wirtschaft und den freien Beru-
fen neue Tätigkeitsfelder und Handlungsspielräume 
und trägt so dazu bei, daß sich die besonders in der 
mittelständischen Wirtschaft vorhandene unterneh-
merische Dynamik und Initiative im Vorfeld des euro-
päischen Binnenmarktes entfalten kann. Die Bundes-

regierung sieht in der Einführung eines Dienstlei-
stungsabends einen Beitrag, um zu verbraucher- und 
familienfreundlicheren Öffnungszeiten in Handel und 
anderen Dienstleistungsbereichen zu gelangen. Sie 
geht davon aus, daß der vorliegende Gesetzentwurf 
jetzt im Deutschen Bundestag zügig beraten und ver-
abschiedet wird und noch im Frühjahr 1989 in Kraft 
treten kann. 

57. Wettbewerb, Dynamik und strukturelle Anpas-
sungsfähigkeit werden in unserer Volkswirtschaft 
durch eine hohe Zahl von Neugründungen selbstän-
diger Existenzen gestärkt. Die Bundesregierung setzt 
deshalb ihre Existenzgründungsförderung fort und 
hat das Eigenkapitalhilfeprogramm mit Einschrän-
kungen bei der Förderung von Betriebsübernahmen 
und tätigen Beteiligungen über 1988 hinaus um drei 
Jahre verlängert. 

Die Förderung von Beratungen und überbetrieblicher 
Qualifizierung dient der Verbesserung der Leistungs- 
und Wettbewerbsfähigkeit gerade kleinerer Betriebe 
und soll — nicht zuletzt mit Blick auf den europäi-
schen Binnenmarkt — auch einen Beitrag zu gleichen 
Startchancen im Wettbewerb zwischen Unternehmen 
unterschiedlicher Größenordnung leisten. Bei der 
Neugestaltung der Ende 1989 auslaufenden Richtli-
nien der Beratungsförderung wird die Bundesregie-
rung prüfen, wie einem beschleunigten Technologie- 
und Informationstransfer und einem besseren Um-
weltschutz Rechnung getragen werden kann. 

58. Den freien Berufen eröffnet die Libera lisierung 
des Niederlassungsrechts und des Dienstleistungsver-
kehrs in Europa neue Märkte und Chancen. Die Richt-
linie zur gegenseitigen Anerkennung der Hochschul-
diplome, für die unter deutscher Präsidentschaft ein 
gemeinsamer Standpunkt gefunden werden konnte, 
ist im Dezember vom Rat verabschiedet worden. Da-
mit ist die Voraussetzung für die wechselseitige EG

-

weite Öffnung der freien Berufe geschaffen. Die Bun

-

desregierung wird mit den Berufsorganisationen die 
Probleme und Chancen der freien Berufe im Hinblick 
auf den Binnenmarkt 1992 erörtern. 

Die Öffnung bisher ausschließlich dem Staat vorbe-
haltener Aufgabenfelder zugunsten freiberuflicher 
Sachveständiger auf dem Gebiet der technischen Si-
cherheit bei überwachungsbedürftigen Anlagen wird 
fortgesetzt. Bei der freiwilligen Kraftfahrzeugüberwa-
chung werden in Kürze durch Änderung der Straßen-
verkehrszulassungsordnung auch Organisationen 
von freiberuflichen Sachverständigen ihre Zulassung 
bei den Ländern beantragen können. 

Die Bundesregierung prüft, ob im Hinblick auf die 
sich wandelnde Wettbewerbssituation eine Öffnung 
der bisher auf die gewerbliche Wi rtschaft beschränk-
ten Förderprogramme des Bundes für die freien Be-
rufe in Betracht kommt. 

Mehr Wettbewerb im europäischen Verkehrsmarkt 

59. Ein qualitativ hochwertiges, flexibles und preis-
günstiges Angebot von Verkehrsleistungen ist eine 
entscheidende Voraussetzung für den Markterfolg 
der deutschen Wirtschaft im europäischen Binnen- 
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markt. Nur eine stärkere marktwirtschaftliche Orien-
tierung der Verkehrswirtschaft kann dem Standort 
Bundesrepublik Deutschland und dem leistungsfähi-
gen deutschen Verkehrsgewerbe auf Dauer eine gute 
Wettbewerbsposition im größeren europäischen Wi rt

-schaftsraum sichern. Dies gilt auch für die Eisenbah-
nen, denen der europäische Binnenmarkt bei Zu-
wachs der grenzüberschreitenden Transpo rte über 
größere Entfernung zusätzliche Chancen bietet. Der 
Sachverständigenrat plädiert deshalb zu Recht für dy-
namischen Wettbewerb auf den Verkehrsmärkten 
und für eine Deregu lierung der deutschen Verkehrs-
marktordnung (Ziffern 348 ff. JG). 

60. Im Zusammenhang mit der Einführung eines 
freien Verkehrsmarktes ohne mengenmäßige Be-
schränkungen ab 1993 setzt sich die Bundesregierung 
nachdrücklich für eine gleichzeitige Harmonisierung 
der Wettbewerbsbedingungen ein. Sie verweist auf 
die Auffassung des Sachverständigenrates, daß ein 
Festhalten an den derzeitigen nationalen Regulierun-
gen bei einer weitgehenden Deregu lierung des 
grenzüberschreitenden Straßengüterverkehrs ein 
ordnungspolitisches Spannungsverhältnis schafft (Zif-
fer 356 JG). Deshalb bleibt es Ziel der Bundesregie-
rung, Tarifdifferenzen zwischen dem nationalen und 
dem grenzüberschreitenden Straßengüter- und Bin-
nenschiffahrtsverkehr abzubauen. Mit den erweiter-
ten Möglichkeiten für Sonderabmachungen im See-
hafen-Hinterlandverkehr konnten in diesem Bereich 
die Spannungen bereits vermindert werden. Weitere 
Fortschritte sind hier jedoch notwendig, damit auch 
die deutschen Seehäfen sich im Wettbewerb mit den 
Häfen anderer EG-Länder behaupten können. 

Die Einführung von Referenztarifen anstelle von obli-
gatorischen Tarifen im grenzüberschreitenden Stra-
ßengüterverkehr innerhalb der EG ab Januar 1989 
verstärkt ebenfa lls den Wettbewerb. Die Bundesre-
gierung wird sicherstellen, daß die deutschen Trans-
portunternehmen tatsächlich auch die Möglichkeit er-
halten, die jährliche Aufstockung der EG-Genehmi-
gungen für den grenzüberschreitenden Straßengüter-
verkehr zu nutzen. Sie sieht darin - zusammen mit 
einer weiteren Ausdehnung der Tarifmargen — einen 
Schritt zur Anpassung des nationalen Verkehrs-
marktes an den europäischen Binnenmarkt. 

Bei der Harmonisierung der technischen und sozialen 
Vorschriften für den grenzüberschreitenden Straßen-
güterverkehr sowie der Kontrolle der Einhaltung die-
ser Vorschriften wurden im Ministerrat der EG bereits 
weitgehende Erfolge erzielt. Aus den unterschiedli-
chen fiskalischen Belastungen ergeben sich jedoch 
immer noch Wettbewerbsnachteile zu Lasten der 
deutschen Verkehrsunternehmer. Die Bundesregie-
rung setzt sich deshalb für eine Harmonisierung die-
ser Belastungen ein, wobei zugleich ein angemesse-
ner Beitrag des Straßengüterverkehrs zu den Kosten 
der Erhaltung und Erneuerung der Straßen gewähr-
leistet werden muß. Da ausreichende Fortschritte in 
der Gemeinschaft bisher nicht erzielt wurden, hat sie 
eine befristete nationale Straßenbenutzungsgebühr 
bei gleichzeitiger Absenkung der Kfz-Steuer für den 
Schwerlastverkehr ab Januar 1990 angekündigt. 

Wettbewerbsfähigkeit durch Forschung in den Unternehmen 
sichern 

61. Forschung und Entwicklung sind originäre Auf-
gaben der Unternehmen zur Erhaltung und Steige-
rung ihrer Wettbewerbsfähigkeit. Die deutsche Wirt-
schaft hat im Zuge der wirtschaftlichen Expansion und 
verbesserter wirtschaftspo litischer Rahmenbedingun-
gen ihre Forschungsanstrengungen auch im letzten 
Jahr spürbar verstärkt. Der Sachverständigenrat be-
tont zu Recht, daß die Bundesrepublik Deutschland 
hinsichtlich der Ausgaben für Forschung und Ent-
wicklung bezogen auf das Bruttosozialprodukt mit 
den USA und Japan in der Spitzengruppe liegt, und 
daß wenig Grund besteht, an der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit in den nächsten Jahren zu 
zweifeln (Ziffer 167 JG). Insbesondere der Anteil der 
privaten Wirtschaft an den Forschungsaufwendungen 
ist seit 1981 von 56 % auf 64 % (1988) gewachsen, ein 
Wert, der nur von Japan übertroffen wird. Hierzu hat 
auch die Bundesregierung mit ihrer marktwirtschaft-
lich ausgerichteten Forschungspolitik beigetragen. 
Gerade die modernen Technologien mit ihren schnel-
len Innovationszyklen erfordern Risikobereitschaft 
und unternehmerische Eigeninitiative auch im For-
schungsbereich, damit die technologische Wettbe-
werbsfähigkeit erhalten bleibt und neue Marktchan-
cen erschlossen bzw. rechtzeitig wahrgenommen 
werden (vgl. auch Ziffer 248 JG). 

62. Die Bundesregierung mißt dem innovatorischen 
Potential in allen Bereichen der Wirtschaft große Be-
deutung bei. Zur Förderung von Forschung und Ent-
wicklung in den kleinen und mittleren Unternehmen 
wird sie in Kürze eine neue Konzeption vorlegen. Ne-
ben der Stärkung von Forschungs- und Entwicklungs-
aktivitäten der Unternehmen gewinnen Informa tion 
und Beratung in neuen Technologiefeldern zuneh-
mend an Gewicht. Der Wissens- und Technologie-
transfer, dessen Bedeutung auch der Sachverständi-
genrat betont (Ziffer 248 JG), muß weiter verbessert 
werden, damit mittelständische Unternehmen den 
technologischen Herausforderungen schneller und 
besser begegnen können. Konkrete Ansatzpunkte 
sind unter anderem die Bereitstellung von Informatio-
nen zum Stand der Technik, z. B. in sog. Demonstra-
tionszentren, die Verbreitung der Kenntnisse über 
neue Technologien, insbesondere durch systemati-
sche Auswertung des in den nationalen Patentämtern 
und im Europäischen Patentamt gespeicherten tech-
nischen Wissens. Weiter geht es um die Zusammenar-
beit mit der Wissenschaft, die Steigerung der Lei-
stungsfähigkeit der Patentauslegestellen sowie Maß-
nahmen zur Verbesserung des Technologietransfers 
in strukturschwachen Regionen. Große Aufmerksam-
keit muß auch der Überwindung spezieller Innova-
tions- und Diffusionshemmnisse, vor allem bei beson-
ders wichtigen branchenübergreifenden Schlüssel-
technologien, und einer stärker innovationsorientier-
ten Qualifizierung gewidmet werden. 

Es bleibt eine wich tige Aufgabe für die Forschungs-
politik, kleine und mittlere Unternehmen aus allen 
Bereichen der Wirtschaft noch stärker in bestehende 
Forschungsprogramme, z. B. im Rahmen von Koope-
rationsvorhaben zwischen Unternehmen und Wissen-
schaft (Verbundforschung), zu integ rieren. Hierzu 
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sind zu Jahresbeginn wesentlich vereinfachte Förder-
bestimmungen für mittelständische Unternehmen bei 
der Projektförderung in Kraft getreten. 

Die Bundesregierung prüft zur Zeit, ob im Rahmen 
eines neuen befristeten Modellversuchs der Risikoka-
pitalmarkt für die Finanzierung technologieorientier-
ter Unternehmensgründungen aktiviert werden kann. 
Damit soll das in der Bundesrepublik Deutschland 
vorhandene Potential für solche Gründungen besser 
ausgeschöpft werden. 

Wichtige staatliche Aufgaben bleiben weiterhin die 
Grundlagenforschung und ihre Verzahnung mit der 
anwendungsorientierten Forschung und Entwick-
lung, der weitere Ausbau der Vorsorgeforschung 
(u. a. Umwelt-, Gesundheits- und Klimaforschung) so-
wie die Wahrung langfristiger Optionen z. B. in der 
Weltraum- und Fusionstechnologie. 

63. EUREKA mit seinem offenen Rahmen für Initia-
tiven aus Wirtschaft und Wissenschaft und das EG-
Rahmenprogramm für Forschung und Entwicklung 
bieten vielfältige Chancen, die Forschungskoopera-
tion in Europa zu stärken. Einen weiteren wichtigen 
Impuls für die Integration und die Schaffung gemein-
samer Märkte sieht die Bundesregierung in der deut-
schen Ratsinitiative, der frühzeitigen Festlegung ge-
meinsamer, weltweit geltender Standards Priorität zu 
geben. Sie begrüßt, daß das EUREKA-Projekt „Hoch-
auflösendes Fernsehen" durch den Europäischen Rat 
in Rhodos Anstöße zur Weiterentwicklung erhalten 
hat. 

Innovationen schaffen die Märkte von morgen 

64. Neue Technologien und ihre zunehmend brei-
tere Anwendung, insbesondere die Informationstech-
nik und Mikroelektronik, aber auch die Biotechnolo-
gie, neue Materialien sowie die Lasertechnik sind 
wichtige Antriebskräfte des wirtschaft lichen Struktur-
wandels. Sie eröffnen darüber hinaus neue Optionen, 
z. B. im kulturellen Bereich, beim Schutz der natürli-
chen Lebensgrundlagen, in Medizin, Verkehr, Ener-
gie sowie in Bildung und Wissenschaft. 

Die Bundesregierung wird im Frühjahr 1989 ihr be-
reits angekündigtes „Zukunftskonzept Informations-
technik" vorlegen. Neben forschungs- und technolo-
giepolitischen Zielsetzungen wird mit dieser Konzep-
tion das wirtschaftspolitische Ziel verfolgt, die breite 
und wirtschaftliche Anwendung der Informations-
technik weiter voranzubringen und das Potential der 
Informations- und Kommunikationstechnik zur Lö-
sung wichtiger Zukunftsaufgaben mehr als bisher 
auszuschöpfen. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß diese Ziele 
wirksam nur in einem wettbewerblichen Umfeld er-
reicht werden können. Es bedarf deshalb eines brei-
ten Ansatzes, der darauf gerichtet ist, unternehmeri-
sche Leistungsbereitschaft, Flexibilität und Verant-
wortlichkeit zu stärken. 

65. Im Zusammenhang mit dieser Politik kommt der 
Neuordnung des Post- und Fernmeldewesens beson-
dere Bedeutung zu. Zukünftig soll der Grundsatz des 
Wettbewerbs die Regel und das Monopol des staatli-

chen Anbieters die zu begründende Ausnahme sein. 
Die Auffassung des Sachverständigenrates, es handle 
sich bei der Neuordnung nur um einen „zaghaften 
Schritt" (Ziffer 246 JG), teilt die Bundesregierung 
nicht. Sie ist vielmehr überzeugt, daß die vorgesehene 
Marktöffnung im Fernmeldewesen bei allen Diensten 
— mit Ausnahme des Telefondienstes — , bei Endge-
räten sowie beim Mobilfunk und der Satellitenkom-
munikation zu mehr Wettbewerb und damit zu preis-
günstigeren und vielfältigeren Angeboten führen 
wird. Die Beibehaltung des Telefondienstmonopols 
dient im übrigen nicht nur, wie vom Sachverständi-
genrat dargestellt, dem flächendeckenden Angebot in 
diesem Bereich, sondern auch dem Ziel, die der Deut-
schen Bundespost darüber hinaus übertragenen Infra-
strukturaufgaben auf finanziell gesicherter Basis zu 
erfüllen. 

Da die künftigen Unternehmen der Deutschen Bun-
despost am offenen Wettbewerb teilnehmen können 
und zugleich das Telefondienstmonopol aufrecht er-
halten bleiben soll, hat die Bundesregierung im Ent-
wurf zum Poststrukturgesetz eine spezielle, über die 
Mißbrauchsaufsicht des Kartellrechts hinausgehende 
Kontrolle für die Deutsche Bundespost vorgesehen. 
Damit soll eine Beeinträchtigung der Wettbewerbs-
möglichkeiten p rivater Unternehmen verhindert wer-
den. 

Die Bundesregierung erwartet, daß die parlamentari-
sche Behandlung des Regierungsentwurfs eines Post-
strukturgesetzes in der ersten Hälfte dieses Jahres 
abgeschlossen wird, damit die Reform für ein lei-
stungsfähigeres Post- und Fernmeldewesen bereits 
Mitte 1989 in Kraft treten kann. Im Rahmen aktueller 
Liberalisierungsschritte bereitet die Bundesregierung 
die konkrete Umsetzung der Marktöffnung im Mobil-
funk, insbesondere durch die vorgesehene Zulassung 
eines zweiten Betreibers neben der Deutschen Bun-
despost im künftigen D-Funktelefonnetz, vor. 

In der EG wird sich die Bundesregierung mit Nach-
druck dafür einsetzen, daß der Marktzugang — mit 
Ausnahme des Telefondienstes — bei allen Diensten 
europaweit geöffnet wird. Durch die Sicherung des 
EG-Konzepts für einen offenen Marktzugang (ONP-
Open Network Provision) sollen in der Gemeinschaft 
wirksame Wettbewerbsbedingungen für p rivate An-
bieter geschaffen werden. Die Offnung der Fernmel-
debeschaffungsmärkte, die vollständige gemein-
schaftsweite Anerkennung der Zulassung von Fern-
meldegeräten und die zügige Erarbeitung gemeinsa-
mer Normen durch das neu geschaffene Institut für 
Telekommunikationsstandards ETSI sind weitere 
wichtige Anliegen im europäischen Rahmen. 

66. Mit ihrer Fachinformationspolitik verfolgt die 
Bundesregierung das Ziel, vor allem durch eine ent-
sprechende Gestaltung der Rahmenbedingungen die 
Voraussetzungen für eine wettbewerbsfähige, die 
Möglichkeiten der neuen Technologien ausnutzende 
Entwicklung der Informationsdienstleistungen zu ver-
bessern. Staatliches Engagement kann nur dort in Be-
tracht gezogen werden, wo ein aus übergeordneten 
gesellschaftlichen Gründen erforderliches Informa-
tionsangebot auf privatwirtschaftlicher Grundlage 
nicht zustande kommt. 
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67. Die Bundesregierung sieht in der Absicht der 
Daimler-Benz-AG zur Beteiligung an MBB eine 
Chance, das Airbusprogramm schrittweise in die volle 
industrielle Verantwortung zu überführen und dem-
entsprechend die Belastung des Bundeshaushalts ab-
zubauen. Die im Konzept enthaltene Zusage des Bun-
des, Wechselkursrisiken nach Umfang und Dauer be-
grenzt und im Zeitablauf abnehmend abzusichern, 
trägt auch der Auffassung des Sachverständigenrates 
Rechnung (Ziffer 268 JG). Die vorgesehene Beteili-
gung bedarf allerdings noch der wettbewerbsrechtli-
chen Überprüfung. Synergieeffekte und Kostenein-
sparungen, wie sie durch die beabsichtigte Neustruk-
turierung der deutschen Luft- und Raumfahrtindustrie 
möglich werden, müssen auf europäischer Ebene 
durch eine Verbesserung der bet riebswirtschaft lichen 
Strukturen im. Airbus-Bereich ergänzt werden. Die 
Bundesregierung unterstützt nachdrücklich die be-
gonnenen Reformen in der europäischen Luft- und 
Raumfahrtindustrie zur Erhöhung ihrer Effizienz und 
Verbesserung der Wettbewerbsposition. 

Lebenswerte Umwelt bewahren 

68. Der sparsame und schonende Umgang mit den 
natürlichen Ressourcen, die Bewahrung einer lebens-
werten Umwelt sowie auch die Besei tigung bereits 
eingetretener Umweltschäden gehören zu den ent-
scheidenden Voraussetzungen für die Aufrechterhal-
tung einer hohen Lebensqualität in der Bundesrepu-
blik Deutschland und sind damit auch ein Beitrag zur 
langfristigen Sicherung wirtschaft lichen Wachstums. 
Dem Sachverständigenrat ist daher zuzustimmen, 
wenn er den im internationalen Vergleich hohen Bela-
stungen der bundesdeutschen Wirtschaft mit Umwelt-
schutzkosten auch die ökonomischen Vorteile einer 
konsequenten, vorsorgeorientierten Umweltpolitik 
gegenüberstellt (Ziffer 172 JG). Er weist zu Recht dar-
auf hin, daß vorsorgender Umweltschutz langfristig 
kostengünstiger ist als nachträgliche Schadensbesei-
tigung. 

69. Ökologische Ziele lassen sich am wirkungsvoll-
sten und kostengünstigsten verwirklichen, wenn der 
Staat verläßliche umweltpolitische Rahmenbedingun-
gen setzt, das verantwortliche Handeln im einzelnen 
jedoch soweit wie möglich den Unternehmen, Bür-
gern und Gemeinden überläßt. Marktwirtschaftli-
chen, am Verursacherprinzip orientierten umweltpoli-
tischen Instrumenten kommt dabei besondere Bedeu-
tung zu. Die Bundesregierung prüft deshalb u. a., wel-
che Möglichkeiten für eine Verbesserung der markt-
wirtschaftlichen Instrumente — wie der Abwasserab-
gabe und der Kompensationslösung der TA-Luft — 
bestehen. Sie prüft auch die Ausdehnung der im Ge-
wässerschutz schon vorhandenen verschuldensunab

-

hängigen Gefährdungshaftung auf Luft und Boden für 
besonders schwerwiegende Umweltrisiken. 

Eine wirkungsvolle umweltpolitische Vorsorge durch 
die Wirtschaft setzt möglichst genaue und umfas-
sende Kenntnisse über die verursachten Umweltbela-
stungen, die gesetzlichen Anforderungen und die 
technischen Möglichkeiten des Umweltschutzes vor-
aus. Darum werden mit der Wirtschaft neue Informa-
tionskonzepte insbesondere für kleine und mittlere 

Betriebe entwickelt. Mit der Förderung von Demon-
strationsvorhaben durch das Investitionsprogramm 
zur Verminderung von Umweltbelastungen und dem 
Programm „Umweltforschung und -technologie " will 
die Bundesregierung die Grundlagen für eine um-
weltverträgliche Produktion und Entsorgung verbes-
sern.  

Von besonderer Bedeutung für den weiteren Ausbau 
der Umweltvorsorgepolitik der Bundesregierung ist 
die Umsetzung der EG-Richtlinie über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (WP). Die Bundesregierung 
hat den Entwurf eines „UVP-Gesetzes", das Mindest-
anforderungen für die Durchführung der UVP formu-
liert, beschlossen. Durch die zusammenfassende Prü-
fung und Darstellung aller umweltrelevanten Auswir-
kungen der dort genannten Vorhaben wird die UVP 
zu einer wesentlichen Verbesserung der Informa-
tions- und Entscheidungsgrundlagen der zuständigen 
Behörden führen. 

70. Die Bundesregierung wird voraussichtlich im er-
sten Halbjahr 1989 einen Gesetzentwurf zur Novellie-
rung des Bundesimmissionsschutzgesetzes vorlegen. 
Durch verstärkte Einbeziehung p rivater Sachverstän-
diger und Stärkung der rechtlichen Stellung des Be-
triebsbeauftragten für Immissionsschutz wird die Prü-
fung und Überwachung von Industrieanlagen weiter 
verbessert. Andere Schwerpunkte der Novelle sollen 
Verbesserungen der flexiblen Kompensationsmög-
lichkeiten, die Überarbeitung der Vorschriften für 
nichtgenehmigungsbedürftige Anlagen und die Nor-
mierung von Betreiberpflichten nach Stillegung einer 
Anlage sein. 

Durch die Novellierung des Bundesnaturschutzgeset-
zes sollen die Instrumente des Naturschutzes weiter 
verbessert und der ökologischen Funktion des Natur-
haushaltes stärker Rechnung getragen werden. Die 
Bundesregierung beabsichtigt, die Nove lle bis zur 
Sommerpause vorzulegen. Darüber hinaus müssen 
Lösungen entwickelt werden, die das wi rtschaftliche 
Eigeninteresse an Maßnahmen des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege stärken. In diesem Zusam-
menhang gewinnt auch die verstärkte Berücksichti-
gung des Umweltschutzes in der landwirtschaftlichen 
Erzeugung an Bedeutung. 

Zur Lösung der nach wie vor drängenden abfallwirt-
schaftlichen Entsorgungsprobleme haben sich Ende 
September 1988 Vertreter der Wirtschaft, der Ge-
werkschaften und der kommunalen Spitzenverbände 
sowie die Umweltminister des Bundes und der Länder 
auf ein Konzept zur Bewäl tigung der Sonderabfall-
probleme verständigt. Danach hat die Vermeidung 
und Wiederverwertung von Sonderabfällen Vorrang 
vor der Entsorgung. Zur Beschleunigung des notwen-
digen Ausbaues der Entsorgungsinfrastruktur werden 
zur Zeit allgemeine Verwaltungsvorschriften (TA-Ab-
fall) vorbereitet. Der Entwurf eines ersten Teils für den 
Bereich „Sonderabfallentsorgung" liegt bereits vor. 

Der kritische Zustand von Nord- und Ostsee macht es 
erforderlich, bereits eingeleitete oder konkret ge-
plante Maßnahmen zu verschärfen bzw. zu beschleu-
nigen. Mit dem Zehn-Punkte-Programm zum Schutz 
von Nord- und Ostsee hat die Bundesregierung hierzu 
ein umfassendes und ausgewogenes Konzept vorge- 
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legt. Um die Finanzierung vorrangiger Maßnahmen 
zu erleichtern, hat die Bundesregierung Umwelt-
schutzmaßnahmen in den Förderkatalog des Gesetzes 
zum Ausgleich unterschiedlicher Wirtschaftskraft in 
den Ländern aufgenommen. 

Mit der Novellierung des Chemikaliengesetzes, zu 
der die Bundesregierung bis zur Sommerpause einen 
Gesetzentwurf vorlegen wird, sollen u. a. die Kenn-
zeichnungs- und Mitteilungspflichten erweitert und 
die Eingriffsschwellen für Verbote und Beschränkun-
gen zum Schutze des Verbrauchers gesenkt werden. 

71. Die Bundesregierung hat stets betont, daß bei 
der friedlichen Nutzung der Kernenergie Sicherheit 
Vorrang vor wirtschaft lichen Überlegungen hat. 
Hierzu gehört auch die gesicherte Entsorgung. Die 
hohen Sicherheitsstandards deutscher Kernkraft-
werke werden ständig überprüft und weiterentwik-
kelt. Die Reaktorsicherheitskommission hat im No-
vember 1988 ihren Abschlußbericht zur Überprüfung 
aller deutschen Kernkraftwerke vorgelegt. Darin wer-
den auch die in jüngster Zeit bekanntgewordenen 
Störfälle berücksichtigt. In Zukunft wird die Öffent-
lichkeit in kürzeren Abständen über Störfälle unter-
richtet. 

Als eine Konsequenz aus den Ereignissen um die 
Firma Transnuklear ist eine Neuordnung der Kern-
energiewirtschaft eingeleitet wörden. Darüber hinaus 
werden derzeit von der Bundesregierung umfassende 
Regelungen zur staatlichen Kontrolle in allen Berei-
chen der Konditionierung, Lagerung und Beförderung 
schwach- und mittelradioaktiver Abfälle umgesetzt. 
Insgesamt werden die jewei ligen Verantwortlichkei-
ten eindeutig festgelegt. Die qualitative und quantita-
tive Erfassung sämtlicher Abfallströme soll ständig 
gewährleistet sein. Auch durch die von der Bundesre-
gierung beschlossene Einrichtung des Bundesamtes 
für Strahlenschutz werden die Voraussetzungen für 
die Wahrnehmung der staatlichen Genehmigungs- 
und Aufsichtsfunktion verbessert. 

72. Auf internationaler Ebene tritt die Bundesregie-
rung weiterhin offensiv für eine Politik der Umwelt-
vorsorge ein. Die Harmonisierung der umweltpoliti-
schen Anforderungen in der Europäischen Gemein-
schaft auf hohem Niveau wird gerade im Hinblick auf 
den einheitlichen Binnenmarkt 1992 eine besonders 
wichtige Rolle spielen. Die Bundesregierung hält ein 
international abgestimmtes Vorgehen im Umwelt-
schutz sowohl aus Umwelt- als auch aus wettbewerbs-
politischen Gründen für wichtig. Da die bisher auf der 
Ebene der Gemeinschaft vereinbarten Grenzwerte 
und Zeitpläne im Kraftfahrzeugbereich noch nicht 
ausreichen, wird sie auf weitere Fortschritte drängen. 
Neben der Durchsetzung des Standes der Technik zur 
Emmissionsverminderung bei Personen- und Last-
kraftwagen wird die Weiterentwicklung des EG-Ge-
wässerschutzes im Mittelpunkt der Harmonisierungs-
bemühungen der Bundesregierung stehen. 

Zur Lösung der v ielfältigen Umweltprobleme reicht 
der Rahmen der Europäischen Gemeinschaft alleine 
nicht aus. Die Bundesregierung mißt der gesamteuro-
päischen Kooperation — unter Einschluß der osteuro-
päischen Staaten — sowie der Zusammenarbeit in in-
ternationalen Organisationen große Bedeutung bei. 

So wird im Rahmen der Umweltorganisation der Ver-
einten Nationen UNEP ein Übereinkommen zur Rege-
lung des grenzüberschreitenden Transpo rtes gefährli-
cher Abfälle erarbeitet. 

Die in der letzten Zeit zunehmend erkannten Gefah-
ren für die Erdatmosphäre und das K lima erfordern 
besonders intensive internationale Kooperation und 
Abstimmungen. Ein positives Beispiel hierfür ist das 
Montrealer Protokoll, das im Rahmen der UNEP die 
Reduzierung von Produktion und Verbrauch der 
Fluorchlorkohlenwasserstoffe (FCKW) bis 1999 auf 
die Hälfte der 1986 verbrauchten Menge vereinbart 
hat. Die Bundesregierung hat auf EG-Ebene eine In-
itiative mit dem Ziel ergriffen, das Montrealer Proto-
koll so zu verschärfen, daß eine FCKW-Reduzierung 
um mindestens 85 v. H. vereinbart wird. Die wegen 
der Schäden im Zusammenhang mit dem Ozonabbau 
in der Stratosphäre erforderliche Reduzierung von 
Fluorchlorkohlenwasserstoffen ist nötig, weil diese 
Stoffe zu dem das Klima beeinflussenden Treibhaus-
effekt beitragen. Die Bundesregierung mißt den Ar-
beiten der Enquête-Kommission des Deutschen Bun-
destages „Vorsorge zum Schutz der Erdatmosphäre" 
große Bedeutung bei. 

Belebung des Wohnungsmarktes 

73. Die ersten Daten zur Gebäude- und Wohnungs-
zählung im Rahmen der Volkszählung 1987 bestäti-
gen die Einschätzung der Bundesregierung, daß der 
Wohnungsbestand in der Bundesrepublik seit der 
letzten Zählung 1968 umfangreicher und besser ge-
worden ist. Die Wohnungspolitik der Bundesregie-
rung hat sich bewährt. 

In den letzten zwei Jahren hat die Nachfrage nach 
Miet- und Eigentümerwohnungen wieder deutlich 
zugenommen. Neugründungen von Haushalten 
durch geburtenstarke Jahrgänge, ein rasch anschwel-
lender Zustrom von Aussiedlern und vor allem eine 
wachsende Wohnkaufkraft durch die kräftig gestiege-
nen Realeinkommen sind wesentliche Ursachen hier-
für. 

Mittlerweile sind die Wohnungsleerstände weitge-
hend abgebaut; vor allem in wirtschaftsstarken Bal-
lungsräumen zeigen sich Anspannungen auf den 
Wohnungsmärkten. Der Anstieg der Baugenehmi-
gungen — über 10 v. H. im Jahre 1988 — zeigt, daß die 
Investoren auf diese veränderte Situation reagieren. 

Dennoch gibt es Probleme bei solchen Personen, die 
der besonderen Hilfe des Staates bedürfen, wie z. B. 
junge Familien, Aussiedler und Zuwanderer. Die Be-
wältigung dieser Probleme obliegt in erster Linie den 
Ländern und Gemeinden, die hierfür ihre wohnungs-
politischen Instrumente und Mittel einzusetzen ha-
ben; dazu gehört auch die Bereitstellung von ausrei-
chendem Bauland. 

Der Bund beteiligt sich 1989 finanziell an der Bewäl-
tigung dieser Probleme mit einem Fördervolumen für 
neue Maßnahmen des sozialen Wohnungsbaus von 
1,05 Mrd DM. Außerdem beläßt er den Ländern 
rd. 250 Mio DM aus vorzeitig zurückgezahlten Woh-
nungsbaudarlehen zur erneuten Verwendung im so- 
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zialen Wohnungsbau. Ein besonderer Schwerpunkt 
der Bundesförderung liegt bei der Wohnraumbeschaf-
fung für Aussiedler. Die Bundesregierung beteiligt 
sich mit Zuschüssen an entsprechenden Sonderpro-
grammen der Länder. Im Bundeshaushalt 1989 ist ein 
Verpflichtungsrahmen in Höhe von 750 Mio DM ein-
gestellt. 

Zusammen mit dem gleich hohen Mittelanteil der 
Länder sollen damit 30.000 zusätzliche Wohnungen 
für Aussiedler geschaffen werden. Bei anhaltendem 
Aussiedlerzustrom ist die Bundesregierung bereit, 
den bereits für 1990 vorgesehenen Mitteleinsatz von 
weiteren 375 Mio DM zu verstärken. Sie wird darüber 
im Frühjahr 1989 beschließen. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß der Bun-
desrat im Februar 1989 einer Regelung zustimmt, wo-
nach den Ländern mit der sogenannten vereinbarten 
Förderung ein neues Förderinstrument an die Hand 
gegeben wird. Dieser neue Weg ermöglicht es Bewil-
ligungsbehörde und Bauherrn, mit entsprechend 
niedrigem Förderaufwand in freier vertraglicher Ab-
sprache auch kürzere und weniger intensive Miet-
preis- und Belegungsbindungen als im herkömmli-
chen sozialen Wohnungsbau zu vereinbaren. Die För-
derung der  Stadt- und Dorferneuerung wird fortge-
setzt. 

Regionale Anpassungsprobleme überwinden 

74. Die Bundesregierung teilt die Auffassung des 
Sachverständigenrates, der sich gegen eine zentrali-
stisch betriebene Regionalpolitik ausspricht und die 
im Grundgesetz verankerte Zuständigkeit der Länder 
und Regionen für Maßnahmen der regionalen Struk-
turpolitik betont (Ziffer 405 JG). Sie sieht aber — wie 
der Rat (Ziffer 420 JG) — auch eine Koordinierungs-
notwendigkeit. Die Bund-Länder-Gemeinschaftsauf-
gabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk-
tur" trägt diesen Erfordernissen Rechnung, indem sie 
den strukturschwachen Regionen im Rahmen eines 
weitgefaßten Förderkonzepts Hilfen zur Selbsthilfe 
anbiete. Diese müssen von den Regionen in eigener 
Initiative flexibel genutzt und den jeweiligen Gege-
benheiten entsprechend eingesetzt werden. 

Um Wachstums- und Beschäftigungspotentiale in den 
strukturschwachen Regionen zu mobilisieren, Hemm-
nisse für einen positiven Strukturwandel zu beseiti-
gen und sich neuen Marktbedingungen dynamisch 
anzupassen, ist die Eigeninitiative der Verantwortli-
chen vor Ort — in den Ländern und Regionen — uner-
läßliche Voraussetzung. Gefordert ist deshalb vor al-
lem die Initiative der Länder, Kommunen, der priva-
ten Wirtschaft und ihrer Verbände und der Gewerk-
schaften. Öffentliche Hilfen des Bundes können im-
mer nur Hilfe zur Selbsthilfe sein. Dabei sind Hilfen 
zur Stärkung der Wachstumskräfte und zur Schaffung 
neuer Arbeitsplätze in den betroffenen Regionen 
grundsätzlich besser als Erhaltungssubventionen für 
langfristig nicht mehr wettbewerbsfähige Arbeits-
plätze. 

75. Die regionale Entwicklung wird sowohl von der 
Strukturschwäche in pe ripheren, überwiegend länd-
lich geprägten Regionen als auch vom sektoralen 

Strukturwandel insbesondere in altindustriellen Re-
gionen, deren Entwicklung der Sachverständigenrat 
analysiert (Ziffern 378 ff. JG), erheblich beeinflußt. 
Dem trägt die „Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur" Rechnung. Sie 
soll ab 1991 im Zusammenhang mit dem Wegfall der 
regionalen Investitionszulage um jährlich 500 Mio DM 
erhöht werden. Die Bundesregierung wird dabei dar-
auf hinwirken, daß das Zonenrandgebiet auch künftig 
vorrangig gefördert wird. So soll insbesondere das 
Zonenrandgebiet an den erhöhten Gemeinschaftsauf-
gabe-Mitteln entsprechend seinem bisherigen Anteil 
beteiligt werden. Darüber hinaus sollen steuerfreie 
Rücklagen nach § 3 Zonenrandförderungsgesetz 
künftig nicht nur in besonderen Ausnahmefällen zu-
gelassen werden. 

Mit der Ruhrgebietskonferenz Ende Februar 1988 und 
dem Saargespräch Anfang Juli 1988 unter Vorsitz des 
Bundeskanzlers sind wich tige Anstöße für die Bewäl-
tigung des Strukturwandels in den „alten" Industrie-
regionen gegeben worden. Diese haben maßgeblich 
zu einer Aufbruchstimmung und dem auch vom Rat 
hervorgehobenen Umdenkprozeß (Ziffer 416 JG) bei-
getragen. Die rasche und effiziente Umsetzung der 
dort beschlossenen Maßnahmen eröffnet den Regio-
nen gute Chancen für ihre weitere wirtschaft liche Ent-
wicklung. Die Bundesregierung hat zusammen mit 
den Ländern für eine zügige Verwirklichung Sorge 
getragen. Die Bilanz sowohl für das Ruhrgebiet als 
auch für das Saarland ist positiv. 

Der Bund-Länder-Planungsausschuß für regionale 
Wirtschaftsstruktur hat den Ergebnissen der Ruhrge-
bietskonferenz entsprechend zusätzliche Regional-
mittel zur Schaffung von neuen wettbewerbsfähigen 
Arbeitsplätzen und zur Förderung der wirtschaftsna-
hen Infrastruktur für die vom Strukturwandel beson-
ders betroffenen „alten" Industrieregionen zur Verfü-
gung gestellt. Davon begünstigt sind die Montanre-
gionen in Nordrhein-Westfalen, im Saarland, in Bay-
ern und in Niedersachsen; für sie werden von 1988 bis 
1993 zusätzliche Mittel in Höhe von 1 Mrd DM bereit-
stehen. Für die Arbeitsmarktregion Aachen/Jülich 
war bereits vorher ein Sonderprogramm über insge-
samt 200 Mio DM beschlossen worden. Außerdem 
werdenden Montanregionen die Mittel aus dem EG-
Programm RESIDER in Höhe von 160 Mio DM in 
vollem Umfang zufließen. 

76. Um einer Auseinanderentwicklung künftiger 
Wachstumsmöglichkeiten und Zukunftschancen zwi-
schen den einzelnen Bundesländern gegenzusteuern, 
ist das Gesetz zum Ausgleich unterschiedlicher Wirt-
schaftskraft in den Ländern beschlossen worden, das 
für die Zeit ab 1989 jährliche Finanzhilfen des Bundes 
von 2,45 Mrd DM für Investitionen an eine Reihe von 
Ländern, deren Wirtschaftskraft einen Rückstand ge-
genüber dem Bundesdurchschnitt aufweist, vorsieht. 
Die Laufzeit beträgt 10 Jahre; für 1992 und 1995 ist 
eine Überprüfung vorgesehen. Die Bundesregierung 
geht davon aus, daß die Länder die Finanzhilfen vor

-

rangig in strukturschwachen Landesteilen, insbeson-
dere auch im Zonenrandgebiet, einsetzen und daß die 
Mittel vor allem kommunalen Trägern zugute kom-
men. Die Höhe der Mittel, die Dauer der Maßnahme 
sowie der breite Förderkatalog sollen den begünstig- 
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ten Ländern und Regionen den wirtschaftlichen Auf-
holprozeß erleichtern. 

Diese Maßnahme wird vom Sachverständigenrat in 
die Nähe des Finanzausgleichs gerückt (Zif-
fer 270 ff. JG). Der entscheidende Unterschied liegt 
jedoch darin, daß diese Strukturhilfen den Ländern 
gerade nicht zum allgemeinen Haushaltsausgleich 
zur Verfügung stehen, sondern entsprechend 
Art. 104 a Abs. 4 GG st rikt zweckgebunden für be-
stimmte Investitionen der Länder und Gemeinden zur 
Stärkung der regionalen Wirtschaftskraft einzusetzen 
sind. Der Förderkatalog läßt den Ländern bei der Aus-
wahl der strukturverbessernden Investitionen Ent-
scheidungsspielraum, um Prioritäten zu setzen, die 
der jeweiligen Problemlage angemessen sind. Auch 
dies gehört zur verstärkten Eigenverantwortlichkeit 
der Länder. 

Sichere, wi rtschaftliche und umweltgerechte 
Energieversorgung 

77. Für die Bundesregierung bleibt die sichere und 
umweltgerechte Energieversorgung zu international 
wettbewerbsfähigen Bedingungen wesentliches Ziel 
ihrer Energiepoli tik. Besondere Bedeutung hat die ra-
tionelle Nutzung von Energie. Der bei einem beacht-
lichen Anstieg des Bruttosozialprodukts fast unverän-
derte Energieverbrauch in den Jahren 1987 und 1988 
zeigt, daß Energie trotz des derzeit reichlichen Ange-
bots auf den Weltmärkten und der stark gesunkenen 
Energiepreise weiter ra tionell und sparsam eingesetzt 
wird. Die Bundesregierung fordert Haushalte und Un-
ternehmen auf, in ihren Anstrengungen zur rationel-
len Energieverwendung fortzufahren. 

78. Der Sachverständigenrat hat erneut die Höhe 
der Subventionen für die deutsche Steinkohle kriti-
siert (Ziffern 241, 267 JG). Auch die Bundesregierung 
sieht dieses Problem. Damit die deutsche Steinkohle 
weiter einen wichtigen Beitrag zur deutschen Ener-
gieversorgung leisten kann, ist sie gleichwohl bereit, 
dem Steinkohlebergbau weiterhin die notwendige 
Unterstützung zu gewähren. Hüttenvertrag und Jahr-
hundertvertrag sichern diesen Beitrag. 

In der Kohlerunde Ende 1987 bestand Einvernehmen, 
daß die Förderung der deutschen Steinkohle durch 
Stillegung von 13-15 Mio t Kapazität an die geänder-
ten Marktbedingungen angepaßt werden muß. Die 
von den Unternehmen dazu vorgesehenen Anpas-
sungsmaßnahmen sind bereits eingeleitet. Sie werden 
von der Bundesregierung und den Bergbauländern so 
flankiert, daß der Prozeß sozialverträglich abläuft. 

Für die Jahre 1989 bis 1991 werden den Bergbauun-
ternehmen im Rahmen des zum Hüttenvertag verein-
barten Kokskohleplafonds rund 10,9 Mrd DM zur Ver-
fügung gestellt. Die Bergbauunternehmen haben sich 
verpflichtet, alle zumutbaren Anstrengungen zu un-
ternehmen, um die Produktivität des deutschen Stein-
kohlebergbaus zu steigern. 

Vor allem aufgrund des nicht vorhergesehenen Öl-
preisverfalls ist ein Konzept zur Stabilisierung des 
Verstromungsfonds erforderlich. Die finanzielle Lage 
des Fonds ist durch folgende Maßnahmen verbessert 

worden: Der Kohlepfennig ist mit Zustimmung des 
Bundestages für 1989 auf 8,5 v. H. erhöht worden. Die 
Bergbauunternehmen haben zugesagt, ihre Preise 
stabil zu halten. Die Erhöhung der Steuer auf in der 
Verstromung eingesetztes schweres Heizöl auf 
55,00 DM/t wird auch den Fonds entlasten. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß auch die 
Elektrizitätswirtschaft zu ihrer Verantwortung für den 
Jahrhundertvertrag steht, und fordert, daß auch die 
Stromwirtschaft einen eigenen substantiellen Beitrag 
zur finanziellen Stabilisierung des Fonds leistet. Dies 
ist nicht zuletzt aufgrund der Verpflichtung der Strom-
wirtschaft zur Sicherung der Elektrizitätsversorgung 
gerechtfertigt. Die Bundesregierung verhandelt hier-
über mit der Elektrizitätswirtschaft und in diesem Zu-
sammenhang auch darüber, wie die Aufstockungs-
mengen für den Vertragszeitraum 1991-1995 auf die 
anschließenden Jahre gestreckt werden können. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß auch die 
übrigen Beteiligten, insbesondere die Bergbauländer, 
ihren Beitrag zur dauerhaften Stabilisierung der Koh-
leverstromung und zur Lösung der finanziellen 
Schwierigkeiten leisten. Die Bundesregierung hat für 
eine solche Gesamtlösung ihre Bereitschaft erklärt, 
insbesondere die Erblastenregelung bef ristet fortzu-
setzen. 

Die gemeinsame Nutzung von Kohle und Kernenergie 
ist die wirtschaftliche und politische Grundlage des 
Jahrhundertvertrages. Ein hoher Versorgungsanteil 
deutscher Steinkohle ist im Interesse wettbewerbsfä-
higer Strompreise wirtschaftlich nur tragbar, wenn 
zugleich die preisgünstige Kernenergie genutzt wer-
den kann. Die Bundesregierung fordert deshalb alle 
Beteiligten — insbesondere auch die Länder mit 
Steinkohlerevieren — auf, zu dem Konsens in der 
Energiepolitik über die Nutzung von Kohle und Kern-
energie zurückzufinden. 

79. Die Bundesregierung fördert die Forschung und 
die Entwicklung von Technologien zur Nutzung der 
erneuerbaren Energien durch umfangreiche finan-
zielle Hilfen. Diese Hilfen sind so ausgestaltet, daß für 
förderungswürdige Projekte ausreichend Mittel zur 
Verfügung stehen. Die Bundesregierung teilt die Auf-
fassung des Sachverständigenrates, daß die großen 
Preisunterschiede der erneuerbaren Energien zu den 
konkurrierenden konventionellen Energien nicht 
durch staatliche Hilfen ausgeglichen werden können 
(Ziffer 248 JG). Sie hat die Gründung eines Forums für 
Zukunftsenergien eingeleitet, das von Wirtschaft und 
Wissenschaft getragen werden soll. Dieses Forum soll 
Initiativen für erneuerbare Energien bündeln und ih-
ren politischen Stellenwert deutlich machen. Für die 
Anlaufphase des Forums stellt der Bundeshaushalt 
Mittel bereit. 

Die Bundesregierung wird 1989 die Novelle zur Bun-
destarifordnung Elektrizität vorlegen. Ziel sind kun-
denfreundliche, kostenorientierte Stromtarife, die 
auch stärkere Anreize für ein sparsames und rationel-
les Verbrauchsverhalten schaffen. 
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Berliner Wirtschaft für Europa stärken 

80. Wirtschaftspolitisches Ziel der Bundesregierung 
ist es, dazu beizutragen, daß Ber lin bei Vollendung 
des europäischen Binnenmarktes nicht in eine ökono-
mische Randposition gerät, sondern die Chancen des 
größeren europäischen Wirtschaftsraumes nutzen 
kann. Die Anerkennung Berlins als integ rierter Be-
standteil der EG in der „Gemeinsamen Erklärung EG/ 
RGW" unterstützt die Bemühungen der Ber liner Wirt-
schaft, die geographische Position an der Nahtstelle 
zwischen EG und RGW als Standortvorteil einzuset-
zen. Die Bundesregierung wird die Berlinförderung 
als Nachteilsausgleich für die besondere Lage der 
Stadt fortführen. 

Innerdeutsche Wirtschaftsbeziehungen ausbauen 

81. Die innerdeutschen Wirtschaftsbeziehungen 
bleiben ein wichtiges stabilisierendes Element in den 
Gesamtbeziehungen der beiden Staaten. Die Bundes-
regierung ist daher bestrebt, der rückläufigen Ten-
denz im innerdeutschen Handel entgegenzuwirken. 

Beide Seiten müssen Anstrengungen unternehmen, 
um die Struktur des Handels zu verbessern und z. B. 
durch engere bet riebliche Zusammenarbeit dem Aus-
tausch von Waren und Dienstleistungen neue Impulse 
verleihen. Einer verstärkten Zusammenarbeit im 
Energie- und Umweltbereich kommt darüber hinaus 
wachsende Bedeutung zu. 
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Anlage 

A. Rückblick auf die Jahresprojektion 1988 1 ) 
sowie die tatsächlich eingetretene 
Entwicklung 

1. Die gesamtwirtschaftliche Entwicklung ist 1988 
erheblich günstiger verlaufen als vor Jahresfrist unter 
dem Eindruck des erheblichen Kursverfalls auf den 
Aktienmärkten und der Devisenmarktturbulenzen 
allgemein unterstellt worden war. Die Erwartungen 
der Wirtschaft waren um die Jahreswende 1987/88 
stark eingetrübt und die meisten Prognosen hatten 
eine Stagnation oder zumindest eine Wachstumsab-
schwächung gegenüber 1987 vorausgeschätzt. Die 
Jahresprojektion der Bundesregierung war von einer 
Fortsetzung des Wirtschaftswachstums etwa in der 
gleichen Größenordnung wie 1987, also von 1 1/2 bis 
2 v. H., ausgegangen. 

Tatsächlich nahm das Bruttosozialprodukt 1988 im 
Vergleich zum Vorjahr nach den ersten vorläufigen 
Ergebnissen des Statistischen Bundesamtes real um 
3,4 v. H. zu. Die Hauptgründe für diese starke Abwei-
chung zwischen projiziertem und tatsächlichem 
Wachstumsergebnis dürften in der adäquaten Reak-
tion der Wirtschafts-, Finanz- und Geldpolitik in der 
Bundesrepublik Deutschland und in anderen wichti-
gen Industrieländern zu suchen sein, worauf auch der 
Sachverständigenrat hinweist (Ziffer 180 JG). Zusam-
men mit der erheblich verbesserten Konstitution der 
Volkswirtschaften und einer günstigeren Ausgangs-
lage Ende 1987 führte dies dazu, daß die erwarteten 
Folgen der im Herbst 1987 verzeichneten Turbulen-
zen auf den internationalen Finanzmärkten nicht ein-
traten (vgl. Ziffer 2 dieses Berichts). Es kam vielmehr 
weltweit wie in der Bundesrepublik Deutschland zu 
einer deutlichen Wachstumsbeschleunigung. Die 
1988 erreichte Zunahme des Sozialprodukts von real 
3,4 v. H. in der Bundesrepublik ist das höchste Wachs-
tum in den 80er Jahren. übertroffen worden war diese 
zuletzt 1979 mit 4 v. H. 

Möglich wurde dieses erfreulich gute Ergebnis, weil 
erstmals seit langer Zeit alle großen volkswirtschaftli-
chen Nachfrageaggregate — Verbrauch, Investitio-
nen und Ausfuhren — deutlich positive Wachstums-
beiträge lieferten. Zwar haben auch einige unvorher-
sehbare Sondereinflüsse den Anstieg der gesamtwirt-
schaftlichen Produktion begünstigt. Hier sind vor al-
lem die außerordentlich milde Witterung Anfang des 
Jahres, die guten Ernten im zweiten Halbjahr 1988 
sowie die im Hinblick auf die Gesundheitsstrukturre-
form vorgezogene Inanspruchnahme von Gesund-
heitsleistungen zu nennen. Aber auch unter Berück-
sichtigung dieser Effekte verlief die Wirtschaftstätig-
keit dynamischer als erwartet. Dabei blieb das ganze 
Jahr von einer deutlichen Aufwärtsentwicklung ge-
kennzeichnet, selbst wenn die Wirtschaftsaktivitäten 
gegen Jahresende in ein etwas ruhigeres Fahrwasser 
geraten sein könnten. Insgesamt sind damit Anfang 
1989 die Aussichten für eine Fortsetzung der Auf-
wärtsentwicklung günstig. 

1 ) Jahreswirtschaftsbericht der Bundesregierung (Drucksache 
11/1733) 

Wie schon in den beiden Jahren zuvor nahm die In-
landsnachfrage mit real 3,7 v. H. überproportional 
zum Sozialprodukt zu. Ein solcher überdurchschnittli-
cher Anstieg war zwar auch in der Jahresprojektion 
erwartet worden ( +2 1/2 bis + 3 v. H.), das Ausmaß des 
Anstiegs wurde allerdings bei weitem unterschätzt. 
Dabei blieb der Anstieg des P rivaten Verbrauchs mit 
real 2,7 v. H. im unteren Bereich der Jahresprojektion 
(+ 2 1/2 bis + 3 1/2 v. H.), und die reale Zunahme des 
Staatsverbrauchs entsprach mit 1,8 v. H. in etwa der 
Obergrenze der Projektionsmarge von + 1 bis 
+ 2 v. H.. Erheblich kräftiger als erwartet haben dage-
gen die Anlageinvestitionen mit real 5,4 v. H. (Jahres-
projektion: + 1 bis + 2 v. H.) zugenommen. Hierzu 
trugen sowohl die Ausrüstungsinvestitionen mit real 
+ 6,6 v. H. (Jahresprojektion: + 2 bis + 3 v. H.) als 
auch die Bauinvestitionen mit einem realen Anstieg 
von 4,5 v. H. (Jahresprojektion: + 1/2 bis + 1 1/2 v. H.) 
bei. 

Auch in der Betrachtung nach den großen volkswirt-
schaftlichen Sektoren verlief die Investitionsentwick-
lung in allen Bereichen erheblich günstiger als vor 
Jahresfrist angenommen. Am kräftigsten expandier-
ten die Anlageinvestitionen mit real 6,4 v. H. im Unter-
nehmenssektor (Jahresprojektion: + 2 bis + 3 v. H.). 
Ihr Anteil am Bruttosozialprodukt lag 1988 mit 
12,6 v. H. um mehr als einen Prozentpunkt höher als 
1982 und erreichte damit den höchsten Stand seit 
1972. Auch im Wohnungsbau und bei den öffentlichen 
Investitionen, bei denen die Jahresprojektion jeweils 
nur von geringfügigen Zuwächsen ausgegangen war, 
konnten mit 4,4 v. H. bzw. 2,5 v. H. merkliche An-
stiegsraten verzeichnet werden. 

Wie oft in Zeiten kräftigen Wachstums gingen starke 
Impulse von der Vorratsbildung aus. Diese entspre-
chen nach den vorläufigen Ergebnissen des Statisti-
schen Bundesamtes alleine gut 1/2 v. H.-Punkt des 
Wirtschaftswachstums von 3,4 v. H.. Allerdings schla-
gen sich hierin auch die Fehler und Unschärfen der 
Verwendungsrechnung des Sozialprodukts nieder, 
für die zu diesem frühen Zeitpunkt erheblich weniger 
statistische Informationen vorliegen als für die Entste-
hungsrechnung. 

Wegen der Umstellung des statistischen Berichtssy-
stems beim Außenhandel in den EG- und EFTA-Län-
dern zu Beginn des letzten Jahres sind die Angaben 
über Entwicklung und Niveau von Aus- und Einfuhr 
diesmal mit beträchtlichen Unsicherheiten behaftet. 
Dennoch ist es offensichtlich, daß die inländische Pro-
duktionstätigkeit aufgrund der kräftigen Belebung 
des Welthandels erhebliche Impulse vom Ausland er-
fahren hat. Die Berechnungen des Statistischen Bun-
desamtes weisen einen Anstieg der Ausfuhren von 
Waren und Dienstleistungen von real 5,1 v. H. aus, der 
damit deutlich höher ausfiel, als in der Jahresprojek-
tion (+ 1 1/2 bis + 2 1/2 v. H.) erwartet worden war. 
Noch kräftiger haben freilich die Importe zugenom-
men. Angesichts des deutlichen Anstiegs der Gesamt-
nachfrage (Inlandsnachfrage und Ausfuhren) — diese 
nahm real um 4,1 v. H. statt wie projektiert um 2 bis 
3 v. H. zu — , expandierten die Einfuhren von Waren 
und Dienstleistungen mit real 6,3 v. H. deutlich stärker 
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als erwartet (Jahresprojektion: + 4 bis + 5 v. H.). Ent-
sprechend den Projektionsvorstellungen wirkte die 
Entwicklung des Außenbeitrags somit erneut kon-
traktiv auf das Wirtschaftswachstum; aufgrund der 
deutlich günstigeren Exporttätigkeit fiel dieser Effekt 
mit 0,2 v. H. des Bruttosozialprodukts allerdings nied-
riger als erwartet aus (Jahresprojektion: 1 /2 bis 1 v. H. 
des Bruttosozialprodukts). 

2. Das kräftigere Wirtschaftswachstum ging sowohl 
mit einem stärkeren Anstieg der Produktivität als auch 
der Beschäftigung einher. Während die Produktivität 
(hier: Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigen) um 
knapp 3 v. H. stieg (Jahresprojektion: + rd. 1 1/2v. H.), 
nahm die Zahl Erwerbstätiger um 143 Tsd oder gut 
1 /2 v. H. zu; in der Jahresprojektion war nur von einer 
Ausweitung der Erwerbstätigenzahl um rd. 60 Tsd 
ausgegangen worden. Im Verlauf des Jahres stieg die 
Zahl der Erwerbstätigen sogar noch deutlicher; so war 
sie nach vorläufigen Schätzungen des Statistischen 
Bundesamtes gegen Jahresende um rd. 170 Tsd höher 
als ein Jahr zuvor. Bei weiterhin leicht rückläufiger 
Zahl der statistisch zusammengefaßten Gruppe 
„Selbständige und mithelfende Familienangehörige" 
betrug die Zunahme der Zahl beschäftigter Arbeit-
nehmer im Jahresdurchschnitt 158 Tsd; die Zahl der 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten ist sogar 
noch spürbar stärker gestiegen. Zu einer Ausweitung 
der Beschäftigung kam es vor allem in den Dienstlei-
stungsbereichen; im Produzierenden Gewerbe ergab 
sich im Jahresverlauf, aber noch nicht im Jahres-
durchschnitt, wieder eine Aufstockung der Beleg-
schaftszahlen. 

Noch stärker als die Arbeitskräftenachfrage nahm 
1988 wiederum das Erwerbspersonenangebot zu. 
Hierbei spielte nicht zuletzt die unerwartet rasch 
wachsende Zahl von Aussiedlern eine Rolle. Die Zahl 
der Arbeitslosen war mit 2,24 Mio im Jahresdurch-
schnitt daher leicht (um 13 Tsd) höher als im Jahr 
zuvor; damit fiel sie freilich spürbar geringer aus, als 
in der Jahresprojektion (+ 60 Tsd) unterstellt worden 
war. Im Verlauf hat die Arbeitslosigkeit kräftig abge-
nommen. So gab es am Jahresende rd. 118 Tsd Ar-
beitslose weniger als 12 Monate zuvor. 

3. Die Preisentwicklung verlief 1988 im Rahmen der 
Projektionserwartungen. Bei nur geringfügiger Zu-
nahme der Lohnstückkosten (0,2 v. H.) und der Ein-
fuhrpreise (0,6 v. H.) belief sich der Anstieg der Ver-
braucherpreise in der Abgrenzung der Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnung auf 1,4 v. H.. Der auf 
einem festen Warenkorb beruhende Preisindex für die 
Lebenshaltung aller p rivaten Haushalte lag im Jah-
resdurchschnitt 1988 um 1,2 v. H. höher als 1987. Die 
Jahresprojektion war von einem Anstieg der Verbrau-
cherpreise um rd. 1 v. H. ausgegangen. Die Zunahme 
des Preisindex der gesamten Inlandsnachfrage hielt 
sich mit + 1,4 v. H. im Rahmen der Erwartungen (Jah-
resprojektion: + rd. 1 1/2 v. H.). 

Der die Verteuerung der inländischen gesamtwirt-
schaftlichen Wertschöpfung messende Preisindex des 
Bruttosozialprodukts fiel mit 1,9 v. H. (Jahresprojek-
tion: + rd. 1 1/2 v. H.) leicht höher als erwartet aus. Bei 
stark unterproportionalem Lohnstückkostenanstieg 
hat hierzu vor allem die Entwicklung der außenwirt-
schaftlichen Austauschverhältnisse, der sog. terms of 

trade, beigetragen, weil die Unternehmen ihre Aus-
fuhrpreise stärker erhöhen konnten, als die Import-
preise zugenommen haben. 

4. Kräftigeres reales Wachstum und ein geringfügig 
stärkerer Anstieg der gesamtwirtschaftlichen Preis-
rate führten zu einer nominalen Zunahme des Brutto-
sozialprodukts, die mit 5,4 v. H. erheblich über die 
Vorstellungen der Jahresprojektion (+ 3 bis 
+ 3 1/2 v. H.) hinausging. 

Dies gilt für die Inlandsnachfrage, die nominal um 
5,2 v. H. (Jahresprojektion: 3 1/2 bis 4 v. H.) zunahm, 
wie für den Außenbeitrag. Der Außenbeitrag ging 
nominal nicht, wie projektiert, auf eine Größenord-
nung von 100 bis 104 Mrd DM oder rd. 5 v. H. des 
Bruttosozialprodukts zurück; er weitete sich vielmehr 
auf rd. 121 Mrd DM aus. Sein Anteil am Bruttosozial-
produkt stieg damit leicht auf 5,7 v. H. an. Einmal fiel 
die reale Rückführung geringer als erwartet aus (vgl. 
Ziffer 1 dieser Anlage), zum anderen haben sich die 
terms of trade günstiger entwickelt als angenommen. 
Der Leistungsbilanzüberschuß ging daher auch nicht 
auf rd. 3 1 /2 v. H. des Bruttosozialprodukts zurück, son-
dern verharrte bei einer Größenordnung um 
rd. 4 v. H.. 

5. Parallel zur stärkeren Erhöhung des nominalen 
Sozialprodukts nahm auch das Volkseinkommen mit 
5,7 v. H. erheblich kräftiger als erwartet (+ 3 bis 
+ 3 1/2 v. H.) zu. Die Steigerung der Bruttolohn- und 
-gehaltssumme je beschäftigten Arbeitnehmer lag mit 
3,0 v. H. an der Obergrenze der vorausgeschätzten 
Marge (+ 2 1/2 bis + 3 v. H.). Aufgrund der stärkeren 
Beschäftigungsausweitung ging der Anstieg der 
Summe der gesamten Bruttoeinkommen aus unselb-
ständiger Arbeit mit 3,8 v. H. etwas über die Annahme 
der Jahresprojektion (+ 3 bis + 3 1/2 v. H.) hinaus. Für 
die gesamten Bruttoeinkommen aus Unternehmertä-
tigkeit und Vermögen, für die ebenfalls ein Anstieg 
von 3 bis 3 1/2 v. H. erwartet worden war, ergab sich 
eine überaus deutliche Steigerung von 10,0 v. H.. 

6. Die Zunahme der Ausgaben von Gebietskörper-
schaften und Sozialversicherung entsprach mit 
4,3 v. H. der Obergrenze der Jahresprojektion (+ 3 1 /2 
bis + 4 1/2 v. H.). Während sich dabei die Aufwendun-
gen für den Staatsverbrauch mit + 3,1 v. H. an der 
Untergrenze der Projektionsmarge von + 3 bis 
+ 4 v. H. hielten und die Einkommens- und Vermö-
gensübertragungen mit + 5,1 v. H. am oberen Rand 
der Erwartungen (Jahresprojektion: + 4 bis + 5 v. H.) 
blieben, war der Anstieg der öffentlichen Investitio-
nen mit 4,2 v. H. erheblich kräftiger als vor einem Jahr 
erwartet (+ 2 bis + 3 v. H.). 

Aufgrund der günstigen Wirtschaftsentwicklung nah-
men die öffentlichen Einnahmen trotz der zu Jahres-
beginn in Kraft getretenen Steuersenkung mit 
3,6 v. H. recht kräftig zu (Jahresprojektion: + 1 1 /2 bis 
+ 2 1/2 v. H.). Dies gilt insbesondere für die Steuerein-
nahmen, die mit 4,1 v. H. (Jahresprojektion: + 1 bis 
+ 2 v. H.) die Erwartungen deutlich übertrafen. Die 
Sozialbeiträge haben mit 4,5 v. H. entsprechend der 
Obergrenze der Jahresprojektion (+ 3 1/2 bis + 4 1/2 
v. H.) zugenommen. Vor allem wegen des weit-
gehenden Ausfalls des überwiesenen Bundesbank-
gewinns waren die sonstigen Einnahmen um 
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4,6 v. H. (Jahresprojektion: — 5 bis — 6 v. H.) niedriger 
als im Jahr zuvor. 

Aufgrund der sehr viel günstigeren Einnahmesituation 
erhöhte sich das Finanzierungsdefizit erheblich weni-
ger als vor Jahresfrist unterstellt worden war. In der 
Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nung nahm das Defizit von Gebietskörperschaften und 
Sozialversicherung um weniger als 8 Mrd DM auf 43 1/2 
Mrd DM oder 2 v. H. des Bruttosozialprodukts zu. In der 
Jahresprojektion war dagegen von einer Defizitauswei-
tung um ca. 20 Mrd DM auf 52 bis 58 Mrd DM oder 
2 1 /2 v. H. des Bruttosozialprodukts ausgegangen wor-
den. Innerhalb der Gesamtentwicklung kam es zu einer 
geringen Ausweitung des Defizits bei den Gebietskör-
perschaften und zu einem rückläufigen Überschuß im 
Sozialversicherungsbereich. 

7. Neben dem Staat hatte 1988, verglichen mit den 
Erwartungen der Jahresprojektion, auch der Unter-
nehmenssektor (einschl. Wohnungswirtschaft) einen 
erheblich geringeren Finanzierungsbedarf. Trotz ei-
ner kräftigen Ausweitung der Bruttoinvestitionen 
ging sein Finanzierungsdefizit nochmals zurück, da 
die Eigenmittel noch erheblicher gestiegen sind. Die 
Geldvermögensbildung der p rivaten Haushalte nahm 
wie erwartet leicht zu. Der somit insgesamt leicht hö-
here inländische Überschuß der Geldvermögensbil-
dung über die Investitionen schlug sich in einem ent-
sprechend höheren Forderungsaufbau gegenüber der 
übrigen Welt nieder. Ihr Finanzierungsbedarf, Ge-
genstück des Leistungsbilanzüberschusses, nahm aus 
den in Ziffer 4 erwähnten Gründen nochmals zu statt 
wie ursprünglich erwartet ab. 
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Internationaler Vergleich ausgewählter Wirtschaftsdaten 

1984 1985 1986 1987 1988 4 ) 1984 1985 1986 1987 1988 4) 

Wirtschaftswachstum Verbraucherpreise 
Veränderung gegenüber dem Vorjahr in v. H. 1 ) Veränderung gegenüber dem Vorjahr in v. H. 2 ) 

Bundesrepublik 
Deutschland 	 + 3,3 + 	1,9 + 2,3 + 	1,8 + 3,4 + 2,5 + 2.1 - 0,5 + 0,5 + 1,4 

USA 	  + 6,8 + 3,4 + 2,8 + 3,4 + 33/4 + 3,8 + 3,4 + 2,4 + 4,5 + 4 1/4 

Japan 	 + 5,1 + 4,9 + 2,4 + 4,3 + 53/4 + 2,1 + 2,1 + 0,5 - 0,1 0 

Frankreich 	 + 	1,3 + 	1,7 + 2,1 + 2,3 + 3 1/2 + 7,2 + 5,7 + 2,6 + 3,2 + 2 1/2 

Großbritannien 	 + 2,2 + 3,5 + 3,2 + 4,3 + 4 1/4 + 4,8 + 5,2 + 4,4 + 3,8 + 4 1/2 

Italien 	 + 3,2 + 2,9 + 2,9 + 3,1 + 33/4 +11,1 + 9,3 + 5,9 + 4,8 + 5 

Kanada 	 + 6,3 + 4,6 + 3,2 + 4,0 + 4 1/4 + 4,4 + 4,0 + 3,7 + 3,7 + 3 1/2 

Spanien 	 + 	1,8 + 2,3 + 3,3 + 5,5 + 5 +10,9 + 8,3 + 8,7 + 5,4 + 43/4 

Niederlande 	 + 3,2 + 2,4 + 2,1 + 	1,3 + 23/4 + 2,5 + 2,6 + 0,3 - 0,4 + 	3/4 

Schweden 	 + 4,0 + 2,1 + 	1,1 + 2,4 + 2 1/2 + 8,3 + 7,3 + 4,5 + 5,5 + 6 

Schweiz 	 + 	1,8 + 4,1 + 2,8 + 2,3 + 23/4 + 3,3 + 3,7 + 0,3 + 1,5 + 2 

Belgien 	 + 2,2 + 0,9 + 2,0 + 2,1 + 3 1/4 + 6,1 + 4,8 + 0,5 + 2,0 + 	1 1/4 

Österreich 	 + 1,3 + 2,6 + 	1,4 + 	1,5 + 3 1/2 + 5,8 + 3,5 + 2,0 + 0,9 + 2 

Dänemark 	 + 4,4 + 4,2 + 3,3 - 1,0 0 + 6,4 + 4,9 + 3,4 + 4,1 + 43/4 

Finnland 	 + 3,3 + 3,5 + 2,3 + 3,8 + 4 + 6,9 + 5,9 + 3,2 + 4,1 + 5 1/4 

Norwegen 	 + 5,7 + 5,3 + 4,2 + 0,5 + 	3/4 + 6,6 + 5,8 + 7,5 + 8,1 + 53/4 

OECD-Länder 
insgesamt 	 + 4,9 + 3,4 + 2,7 + 3,3 + 4 + 5,0 + 4,5 + 2,8 + 3,6 + 33/4 

Arbeitslose Leistungsbilanz 
in v. H. aller Erwerbspersonen 3 ) in v. H. des BSP bzw. BIP 

Bundesrepublik 
Deutschland 	 8,1 8,2 7,9 7,9 7,7 1,6 2,6 4,4 4,0 rd. 4 

USA 	  7,5 7,1 7,0 6,2 5 1/2 - 2,8 - 2,9 - 3,3 - 3,4 - 2,7 

Japan 	 2,7 2,6 2,8 2,8 2 1/2 2,8 3,7 4,4 3,6 2,8 

Frankreich 	 9,9 10,2 10,4 10,5 10 1/4 - 0,2 - 0,1 0,4 - 0,6 - 0,6 

Großbritannien 	 11,4 11,6 11,7 10,3 8 1/2 0,6 0,9 0 - 0,6 - 2,9 

Italien 	 9,3 9,3 10,3 11,0 11 1/4 - 0,6 - 0,9 0,4 - 0,1 - 0,5 

Kanada 	 11,3 10,5 9,6 8,9 73/4 0,6 - 0,4 - 2,1 - 1,9 - 	1,7 

Spanien 	 20,1 21,5 21,0 20,5 19 1/2 1,3 1,7 1,8 0 - 0,8 

Niederlande 	 15,4 14,2 13,2 12,6 12 1/2 5,2 3,2 2,6 1,5 1,9 

Schweden 	 2,6 2,4 2,2 1,9 1 3/4 0,4 - 1,2 0,6 - 0,5 - 	1,0 	!, 

Schweiz 	 1,0 0,8 0,7 0,7 3/4 4,8 5,6 5,0 4,1 3,4 

Belgien 	 13,0 12,0 11,3 11,2 10 1/2 - 0,1 0,8 2,6 2,0 2,3 

Österreich 	 3,8 3,6 3,1 3,8 33/4 - 0,3 - 0,2 0,3 - 0,2 - 0,1 

Dänemark 	 10,1 9,0 7,8 7,8 8 1/2 - 3,0 - 4,6 - 5,2 - 2,9 - 2,3 

Finnland 	 5,2 5,0 5,2 5,1 43/4 0 - 	1,3 - 	1,1 - 2,3 - 2,7 

Norwegen 	 3,2 2,6 2,0 2,0 3 5,3 5,3 - 6,4 - 5,0 - 4,4 

OECD-Länder 
insgesamt 	 8,4 8,3 8,2 7,9 7 1/4 - 0,7 - 0,6 - 0,2 - 0,4 - 0,4 

1) Bruttosozialprodukt bzw. Bruttoinlandsprodukt in konstanten Preisen 
2) Deflator des Privaten Verbrauchs 
3) Nationale Definition der Arbeitslosen 
4) Schätzungen der OECD, für Bundesrepublik Deutschland amtliche Angaben bzw. eigene Berechnungen 

Quellen: OECD, für Bundesrepublik Deutschland nationale Quellen 



Drucksache 11/3917 	Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode 

Gegenüberstellung der tatsächlichen Entwicklung im Jahre 1988 
mit der Jahresprojektion der Bundesregierung 

Jahresprojektion Tatsächliche 
Entwicklung 5 ) 

- Veränderung gegenüber dem Vorjahr in v. H. - 

Entstehung des Sozialprodukts 
Bruttoinlandsprodukt 
in Preisen von 1980 (BIP) 	  + 1 1/2 bis + 2 + 3,4 

Erwerbstätige 	  bis zu + 1/2 + 0,6 
Arbeitszeit je Erwerbstätigen 	  - 1/2 bis - 1 - 0,2 

BIP je Erwerbstätigen 	  + rd. 1 1/2 + 2,9 
BIP je Erwerbstätigenstunde 	  + 2 	bis + 2 1/2 + 3,1 

nachrichtlich: 

Arbeitslosenquote in v. H. 	A 1) 	  (rd. 9) (8,7) 

B 2) 	  (rd. 8) (7, 7) 

Verwendung des Sozialprodukts in jeweiligen Preisen 
Privater Verbrauch 	  + 3 1/2 bis + 4 1/2 + 4,2 
Staatsverbrauch 	  + 3 	bis + 4 + 3,1 
Bruttoanlageinvestitionen 	  + 2 1/2 bis + 3 1/2 + 7,0 
Vorratsveränderung (Mrd DM) 	  (+ 8 	bis + 12) (+ 22,9) 

Inlandsnachfrage 	  + 3 1/2 bis + 4 + 5,2 
Außenbeitrag (Mrd DM) 	  (+102 bis + 106) 4 ) (+121,3) 

(in v. H. des BSP) 	  (+ rd. 5) (+ 5,7) 

Bruttosozialprodukt 	  + 3 	bis + 3 1/2 + 5,4 

In Preisen von 1980 
Privater Verbrauch 	  + 2 1/2 bis + 3 1/2 + 2,7 
Staatsverbrauch 	  + 1 	bis + 2 + 1,8 
Bruttoanlageinvestitionen 	  + 1 	bis + 2 + 5,4 
Ausrüstungen 	  + 2 	bis + 3 + 6,6 
Bauten 	  + 1/2 bis + 1 1/2 + 4,5 

Inlandsnachfrage 	  + 2 1/2 bis + 3 + 3,7 
Ausfuhren 	  + 1 1/2 bis + 2 1/2 + 5,1 
Einfuhren 	  + 4 	bis + 5 + 6,3 

Bruttosozialprodukt 	  + 1 1/2 bis + 2 + 3,4 

Preisentwicklung 
Privater Verbrauch 	  + rd. 1 + 1,4 
Inlandsnachfrage 	  + rd. 11/2 + 1,4 
Bruttosozialprodukt 	  + rd. 1 1/2 + 1,9 

Verteilung des Volkseinkommens 

Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 	  + 3 	bis + 3 1/2 + 3,8 
Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen 	 + 3 	bis + 3 1/2 + 10,0 

Volkseinkommen 	  + 3 	bis + 3 1/2 + 5,7 

nachrichtlich: 

Bruttolöhne- und -gehälter je beschäftigtem Arbeitnehmer 	 + 2 1/2 bis + 3 + 3,0 

Beschäftigte Arbeitnehmer 	  bis zu + 1/2 + 0,7 

Verfügbares Einkommen der p rivaten Haushalte 3 ) 	 + 3 1/2 bis + 4 1/2 + 4,1 

Sparquote 	  (12//2) 4) (12,3) 

1) Bezogen auf die unselbständigen Erwerbspersonen 
2) Bezogen auf alle Erwerbspersonen 
3) Ohne nichtentnommene Gewinne der Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit 
4) Angepaßt an die inzwischen revidierten Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes für 1987 
5) Erstes vorläufiges Ergebnis des Statistischen Bundesamtes; Stand: Januar 1989 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode  Drucksache 11/3917 

Einnahmen und Ausgaben des Staatssektors 
im Jahre 1988 

(in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung) 

Jahres- Tatsäch- 
projektion liche 
der Bundes- Entwick- 
regierung lung 4) 

— Veränderung gegenüber 
dem Vorjahr in v. H. — 

Einnahmen 

Steuern 	  + 1 	bis + 2 + 4,1 

Sozialbeiträgel) 	 + 31/2 bis + 4 1/2 + 4,5 

Sonstige Einnahmen 	 — 5 	bis — 6 — 4,6 

Einnahmen insgesamt 	 + 1 1/2 bis + 2 1/2 + 3,6 

Ausgaben 

Staatsverbrauch 	 + 3 	bis + 4 + 3,1 

Einkommens- und 
Vermögens- 
übertragungen 2) 	 + 4 	bis + 5 + 5,1 

Investitionen 	 + 2 	bis + 3 + 4,2 

Ausgaben insgesamt 	 + 31/2 bis + 4 1/2 + 4,3 

Finanzierungssaldo 
Mrd DM 	  —53 	bis —59 3) —43,4 

(in v. H. des BSP) 	 (— rd. 2 1/2) (— 2,0) 

1) Einschließlich Beiträge an einen unterstellten Pensionsfonds 
2) Einschließlich Zinsen 
3) Angepaßt an  die inzwischen revidierten Ergebnisse des Statisti-

schen Bundesamtes für 1987 
4) Erstes vorläufiges Ergebnis des Statistischen Bundesamtes; Stand: 

Januar 1989 
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B. Jahresprojektion 1989 

8. Wie der Sachverständigenrat und die meisten an-
deren Beobachter ist die Bundesregierung davon 
überzeugt, daß die Wirtschaft der Bundesrepublik 
Deutschland im Einklang mit der Entwicklung in den 
anderen Industrieländern auch 1989 auf Expansions-
pfad bleibt (Ziffer 197 JG). Die kräftigsten Impulse 
dürften dabei von den Unternehmensinvestitionen 
und den Exporten ausgehen. Damit bestehen gute 
Aussichten, daß sich der in den letzten Jahren zu be-
obachtende Beschäftigungsanstieg fortsetzt. Bei der 
Preisentwicklung zeichnen sich zwar etwas höhere 
Raten als in der jüngeren Vergangenheit ab, insge-
samt dürfte das Preisklima aber weiter ruhig bleiben. 
Wenig Änderungen sind dagegen bei den außenwirt-
schaftlichen Überschüssen zu erwarten. 

Dies ist der Tenor nahezu aller um die Jahreswende 
bekannten Prognosen. Für das wirtschaftliche  Wachs

-

turn  reicht das Meinungsspektrum des Sachverständi-
genrates, der Forschungsinstitute und der internatio-
nalen Organisationen nahezu einheitlich von 2 bis 
2 1/2 v. H.. Dies läßt angesichts der in Rechnung zu 
stellenden Fehlermargen gesamtwirtschaftlicher Vor-
ausschätzungen darauf schließen, daß das Urteil über 
die Wachstumsaussichten 1989 nahezu einhellig aus-
fällt. Ob man mehr zum oberen oder zum unteren 
Ende neigt, hängt im wesentlichen von der Bewertung 
der Risiken ab, die zweifellos auch für dieses Jahr 
bestehen. Die Bundesregierung ist der Auffassung, 
daß es gute Aussichten für das Erreichen eines Wachs-
tums in einer Größenordnung von etwa 2 1/2 v. H. 
gibt. 

Keine Prognose kommt ohne Annahmen aus. Diese 
können sich, wie das abgelaufene Jahr gezeigt hat, im 
Nachhinein als falsch herausstellen. Dann können 
auch die vorausgeschätzten Ergebnisse schwerlich 
zutreffen. Zur Beurteilung einer gesamtwirtschaftli-
chen Vorausschätzung gehört daher das Wissen um 
die zugrundegelegten Annahmen und Bedingungen, 
die zum Zeitpunkt der Prognoseaufstellung als wahr-
scheinlich angesehen werden. 

Zu den außenwirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
der Jahresprojektion gehört die Annahme einer im 
Vergleich zum Vorjahr etwas gemäßigteren Auswei-
tung von Welthandel und Wirtschaftswachstum in den 
Industrieländern. Weltweit dürften die von der Geld-
und Finanzpolitik ausgehenden Impulse etwas nach-
lassen. In der Jahresprojektion wird weiterhin unter-
stellt, daß sich die außenwirtschaftlichen Ungleichge-
wichte zwischen den großen Wirtschaftsregionen wei-
ter verringern, wodurch sowohl heftige Kursaus-
schläge auf den Devisenmärkten als auch stärker auf-
keimende Protektionismustendenzen vermieden wer-
den können. Bei den Rohstoffpreisen werden keine 
starken Bewegungen erwartet, für den Ölpreis wurde 
mit einer Stabilisierung auf einem gegenüber 1988 
etwas höheren Niveau gerechnet. 

Zu den binnenwirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
gehört die Annahme, daß die Haushalte der Gebiets-
körperschaften den Planungen entsprechend vollzo

-

gen werden und daß die Ausgabenbegrenzungen im 
Sozialversicherungsbereich greifen. Ferner wird un-
terstellt, daß die im Vergleich zur reichlichen Geldver

-

sorgung der letzten Jahre angestrebte Rückführung 
des Wachstums der Geldmenge erreicht wird; dabei 
wird davon ausgegangen, daß die von der Deutschen 
Bundesbank anvisierte langsamere Zunahme der 
Geldbestände kein Hindernis für die Fortsetzung des 
Wachstums darstellt und möglicherweise aufkeimen-
den Inflationsgefahren entgegenwirkt. Insbesondere 
wird mit keinem weiteren fühlbaren Zinsanstieg ge-
rechnet. Hinsichtlich der autonomen Entscheidungen 
der Tarifvertragsparteien geht die Jahresprojektion 
von einer Orientierung am Verteilungsspielraum aus, 
was eine Fortsetzung der in den letzten Jahren ver-
folgten moderaten Lohnentwicklung bedeuten 
würde. 

9. Das Wachstum der deutschen Wirtschaft wird 
auch und gerade von der außenwirtschaftlichen Ent-
wicklung — der Importnachfrage der Handelspartner 
und den Wechselkursrelationen — entscheidend mit

-

beeinflußt. Das abgelaufene Jahr hat dies erstmals seit 
1985 wieder im positiven, wachstumsverstärkenden 
Sinn gezeigt. Auch 1989 dürfte vom Exportwachstum 
direkt und indirekt ein erheblicher Beitrag zur wirt-
schaftlichen Entwicklung ausgehen. Nach überwie-
gender Ansicht wird das Expansionstempo des Welt-
handels mit real + 5 bis über 7 v. H. kräftig bleiben. 
Dahinter steht die Annahme, daß sich das Wachs-
tumstempo von Nachfrage und Produktion in den In-
dustrieländern, das sich im abgelaufenen Jahr auf rd. 
4 v. H. belaufen haben dürfte, insgesamt auf rd. 3 v. H. 
verlangsamen wird. Zu Recht weist der Sachverstän-
digenrat darauf hin, daß diese Tempoverlangsamung 
nur zum Teil als konjunkturelle Abschwächung ge-
wertet werden kann. Zum Teil ist sie Reflex von im 
Jahr 1988 wirksam gewesenen Sonderfaktoren (Zif-
fern 180, 210 JG). 

In den Vereinigten Staaten dürfte sich der Wirt-
schaftsaufschwung weiter fortsetzen, wenn auch In-
vestitionen und Ausfuhr vermutlich nicht mehr die 
hohen Zuwachsraten wie 1988 erreichen. Zudem steht 
die Wirtschaftspolitik dort im Hinblick auf die Budget-
und Leistungsbilanzdefizite vor erheblichen Konsoli-
dierungsaufgaben. Auch in Japan ist mit einem im 
Vergleich zum Vorjahr geringeren Produktionsan-
stieg zu rechnen, wenn auch das Wachstum voraus

-

sichtlich erneut überdurchschnittlich verlaufen wird. 
In Westeuropa dürfte sich die Expansion der Wirt-
schaftsaktivitäten mit wenig geändertem Grund-
tempo fortsetzen. Dies gilt insbesondere für Frank-
reich, Italien und Spanien. Im Vereinigten Königreich 
wird sich demgegenüber angesichts steigender Infla-
tionsraten und zunehmender außenwirtschaftlicher 
Ungleichgewichte das Wachstumstempo voraussicht-
lich verlangsamen. Die Impulse für den Welthandel, 
die von den OPEC-Ländern und den nichtölexportie-
renden Entwicklungsländern ausgehen, dürften sich 
nicht wesentlich erhöhen. Die Importmöglichkeiten 
der hochverschuldeten Entwicklungsländer sind nach 
wie vor stark eingeschränkt. Demgegenüber wird das 
Wachstum in einigen Schwellenländern, namentlich 
im pazifischen Bereich, voraussichtlich sehr kräftig 
bleiben. 

Die deutschen Exportmärkte dürften 1989 etwa im 
Gleichschritt mit dem Welthandelsvolumen expandie

-

ren. Regional- und Warenstruktur der deutschen Ex- 
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porte, wie die Ausfuhrschwerpunkte auf dem europäi-
schen Markt bzw. bei Investitionsgütern, wirken sich 
weiter vorteilhaft aus. Unterstellt ist dabei, daß 1989 
bei der preislichen Wettbewerbsfähigkeit, gemessen 
am realen effektiven Wechselkurs der D-Mark, keine 
wesentliche Änderung eintritt. Auf den europäischen 
Märkten könnte es unter diesen Bedingungen sogar 
eher zu Marktanteilsgewinnen kommen, während bei 
den Exporten in den US-Dollarraum — wegen der 
starken Aufwertung der D-Mark gegenüber dem US

-

Dollar seit 1985 — noch mit Marktanteilsverlusten zu 
rechnen sein dürfte. 

Unter Zugrundelegung dieser Annahmen und unter 
Berücksichtigung leicht anziehender Exportpreise so-
wie weiterhin unterproportional zunehmender 
Dienstleistungsexporte geht die Jahresprojektion von 
einer 

nominalen Zunahme der Ausfuhr von Waren und 
Dienstleistungen von 6 1/2 bis 7 1 /2 v. H. 

aus (1988: + 7,3 v. H.). Real würde dies einem Anstieg 
um 4 bis 5 v. H. entsprechen (1988: 5,1 v. H.). Wegen 
der statistisch bedingten Unschärfe in der Ausgangs-
datenbasis (vgl. Ziffer 1 dieser Anlage), aber auch 
wegen fortbestehender außenwirtschaftlicher Un-
gleichgewichte ist die Prognose der Ausfuhrentwick-
lung für 1989 freilich mit Risiken behaftet. 

10. Neben der Ausfuhrentwicklung werden vom An-
stieg der Inlandsnachfrage auch 1989 wesentliche 
Wachstumsimpulse ausgehen. Das damit verbundene 
kräftige Einfuhrwachstum wird den wirtschaftlichen 
Aktivitäten der Handelspartner zugute kommen. In-
dessen dürfte sich der Abbau des realen Außenbei-
trags, nach der erheblichen Reduzierung in den letz-
ten Jahren, allenfalls in engen Grenzen fortsetzen. 

11. Ein überproportionaler Beitrag zum Wachstum 
des Bruttosozialprodukts dürfte 1989 erneut von den 
Unternehmensinvestitionen ausgehen. Bei günstigen 
Exportaussichten und hohem Auslastungsgrad der 
vorhandenen Kapazitäten verbessert sich das Investi-
tionsklima deutlich. Vorteilhafte Fremd- und Eigenfi-
nanzierungsbedingungen begünstigen diese Ent-
wicklung. Für eine kräftige Ausweitung der Unter-
nehmensinvestitionen spricht die Notwendigkeit, die 
Wettbewerbsfähigkeit bei sich verstärkenden interna-
tionalen und europäischen Anstrengungen um die Er-
schließung neuer Märkte zu erhalten und zu stärken. 
Die hohe Investitionsbereitschaft im konkurrierenden 
Ausland sowie die anstehende Schaffung eines ge-
meinsamen Binnenmarktes in Europa sind dabei hin-
reichender Anlaß, die Produktionsanlagen auf den 
neuesten technischen Stand zu bringen. 

Sektoral ist nach den vorliegenden Umfragen zu den 
Investitionsabsichten in diesem Jahr mit einer diffe-
renzierten Entwicklung zu rechnen. Nach den Ergeb-
nissen des Ifo-Investitionstests dürften sich die Brutto-
anlageinvestitionen des Verarbeitenden Gewerbes 
und des Baugewerbes 1989 deutlich beschleunigen. 
Auf eine Abschwächung der Investitionsabsichten ge-
genüber 1988 weisen dagegen die vorliegenden Pla-
nungen für Bundesbahn und -post hin. Nach den Um-
fragen des Deutschen Industrie- und Handelstages 
und des Ifo-Instituts planen auch die Unternehmen im 
Energiebereich sowie im Handel nach z.T. beträchtli

-

cher Dynamik in den letzten Jahren für 1989 eine ver-
langsamte Gangart bei ihrer Investitionstätigkeit. Da-
gegen deuten die Meldungen aus vielen Dienstlei-
stungsbereichen auf beachtliche Mehrinvestitionen 
hin. Ein günstiges Bild über die künftige Investitions-
entwicklung zeigen auch die Auftragseingänge für 
Ausrüstungsgüter in wichtigen Investitionsgüterin-
dustrien wie z. B. im Maschinenbau und in der elek-
trotechnischen Industrie. Ebenso vermitteln die ge-
werblichen Bauaufträge den Eindruck einer weiter 
kräftig aufwärtsgerichteten Investitionstätigkeit der 
Unternehmen. 

Mit der in Gang gekommenen größeren Dynamik bei 
den gewerblichen Anlageinvestitionen bestehen gute 
Aussichten, daß sich das notwendige Wachstum der 
Kapazitäten — unabdingbare Voraussetzung für eine 
Beibehaltung des mittelfristigen Wachstumspfades — 
in  Zukunft wieder beschleunigt. Unter besonderer Be-
rücksichtigung der witterungsbedingten Basiseffekte 
bei den Bauinvestitionen geht die Jahresprojektion 
von einem Anstieg der Bruttoanlageinvestitionen der 
Unternehmen um real 4 bis 6 v. H. (nach 6,4 v. H. im 
Vorjahr) aus. Dabei dürften sich — normales Winter-
wetter unterstellt — die Ausrüstungsinvestitionen we-
sentlich kräftiger als die Bauinvestitionen der Wirt-
schaft entwickeln, die zu Beginn des Vorjahres durch 
die milde Witterung stark begünstigt worden waren. 

Die schwierige analytische Trennung der Bauaktivitä-
ten 1988 in eine Witterungs- und eine Konjunktur-
komponente erschwert wegen der in Rechnung zu 
stellenden Basiseffekte auch die Abschätzung der 
Entwicklung der Wohnungsbauinvestitionen. Wäh-
rend im bisherigen Verlauf der 80er Jahre — bedingt 
durch eine zeitweise schwache Entwicklung der Ein-
kommen, über längere Zeit hohe Realzinsen, niedrige 
Immobilienpreise, zwischenzeitlich sinkende Bevöl-
kerungszahlen, Abbau des sozialen Mietwohnungs-
baus sowie das zeitweilige Auftreten von Leerständen 

die Wohnungsbauinvestitionen unter Schwankun-
gen insgesamt stark zurückgegangen waren, betrug 
der Anstieg im Jahre 1988 4,4 v. H.. Wenngleich die-
ser beträcht liche Zuwachs weitgehend durch das 
milde Winterwetter im 1. Quartal 1988 erklärt werden 
kann, so könnte sich insgesamt doch eine positive 
Tendenzwende abzeichnen. Angesichts günstiger Fi-
nanzierungsbedingungen und verbesserter Einkom-
mensperspektiven wegen der verstärkten Gesamt-
konjunktur sowie wegen der bisherigen und noch 
1990 wirksam werdenden Steuersenkungen sind die 
Baugenehmigungen für Einfamilienhäuser bereits 
seit Mitte 1987 gestiegen. Auch im Mietwohnungsbau 
könnte in Zukunft wegen steigender Bevölkerungs- 
und Haushaltszahlen eine Belebung eintreten. Regio-
nal und bei bestimmten Wohnungsteilmärkten sind 
bereits wieder Engpässe aufgetreten. Insbesondere 
der starke Zuzug von Übersiedlern sowie Aussiedlern 
läßt eine kräftige Belebung der Nachfrage nach 
Wohnraum erwarten. Deutliche Impulse auf den Miet-
wohnungsbau dürften in diesem Zusammenhang vom 
beschlossenen Wohnungsbauprogramm für Aussied-
ler ausgehen. Es sieht mit Zuschüssen von Bund und 
Ländern bis zu 1,5 Mrd DM die Schaffung von 30 Tsd 
Wohnungen in diesem Jahr vor. Zu einer Stärkung der 
Wohnungsbauinvestitionen tragen daneben in zuneh-
mendem Maße die Reparatur- und Modernisierungs- 
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arbeiten am wachsenden Bestand bei. Unter Berück-
sichtigung dieser Einflüsse wird in der Jahresprojek-
tion ein Anstieg der Wohnungsbauinvestitionen von 
real 1 1/2 bis 2 1/2 v. H. als wahrscheinlich unterstellt. 

Für eine erfolgreiche Wachstums- und Beschäfti-
gungspolitik sind auch Qualität und Umfang der öf-
fentlichen Investitionen wichtig. Zwar hat sich der 
Bedarf gewandelt und frühere Schwerpunkte öffentli-
cher Investitionstätigkeit haben an Bedeutung verlo-
ren. Weiterhin notwendig und von zunehmender 
Wichtigkeit sind dagegen öffentliche Investitionen 
zur Bereitstellung einer modernen Infrastruktur, zur 
Erschließung von Gewerbeflächen, zur Verbesserung 
des Umweltschutzes und zur Stadterneuerung. Viele 
private Investitionen werden oft erst durch komple-
mentäre öffentliche Investitionen rentabel. Impulse 
erhalten die kommunalen Investitionen auch 1989 
durch die Städtebauförderung von Bund und Län-
dern. Auch die erweiterten Kreditmöglichkeiten der 
Gemeinden im Rahmen des KfW-Programms werden 
weiter zu einer Stützung der öffentlichen Investitio-
nen beitragen. Die günstigere Konjunkturentwick-
lung der letzten Jahre und die positiven Aussichten 
für 1989 haben im übrigen die Einnahmesituation der 
Gemeinden generell verbessert. Investitionszurück-
haltung wegen eines schwachen Einnahmenflusses 
wäre daher unbegründet. Auch für die Abschätzung 
der öffentlichen Investitionen sind witterungsbe-
dingte Basiseffekte bei den Bauinvestitionen zu be-
rücksichtigen. Wegen der verbesserten Finanzlage 
der Gemeinden wird dennoch ein nochmaliger realer 
Zuwachs von um rd. 1 v. H. angenommen, nachdem 
die öffentlichen Investitionen 1988 mit 2,5 v. H. recht 
spürbar zugenommen haben. 

Diese Annahmen für die reale Entwicklung der Anla-
geinvestitionen der Unternehmen, der Wohnungs-
wirtschaft und des Staates ergeben unter Einrech-
nung eines wieder leicht anziehenden Preisanstiegs 
für Ausrüstungen und Bauten in der Jahresprojektion 
einen 

nominalen Anstieg der Anlageinvestitionen von 5 
bis 7 v. H. 

(nach 7,0 v. H. im Vorjahr). Real entspräche dies einer 
Zunahme von insgesamt 3 bis 4 v. H. (nach 5,4 v. H. im 
Vorjahr). Dabei wird der reale Anstieg der Ausrü-
stungsinvestitionen auf 5 1/2 bis 6 1/2v. H. und der Bau-
investitionen basisbedingt auf 1 1/2 bis 2 1/2 v. H. ver-
anschlagt. 

Hinsichtlich der Vorratsbildung der Unternehmen 
wird angesichts der weiterhin günstigen konjunktu-
rellen Lage 1989 eine Aufstockung der Lagerbestände 
an Rohstoffen, Vormaterialien, Halbwaren und Fertig-
produkten erwartet. 

12. Die Einschätzung der Entwicklung des Privaten 
Verbrauchs hat für 1989 einen gegenüber 1988 vor-
aussichtlich schwächeren Anstieg des verfügbaren 
Einkommens der Privaten Haushalte zu berücksichti-
gen. Die Bruttolohn- und -gehaltssumme dürfte in die-
sem Jahr mit 3 bis 3 1/2v. H. etwas weniger stark als im 
Vorjahr zunehmen. Wegen der 1989 wirksam werden-
den beschleunigten Arbeitszeitverkürzungen ist näm-
lich mit rd. 2 1/2 v. H. mit einer niedrigeren Anhebung 
der Durchschnittsverdienste zu rechnen. Die Beschäf

-

tigung dürfte dagegen, ähnlich wie im Vorjahr, um 1/2 
bis 1 v. H. zunehmen. Hinsichtlich der Sozialbeiträge 
der Arbeitnehmer geht die Jahresprojektion wegen 
der beitragsdämpfenden Wirkungen der Gesund-
heitsstrukturreform von einem unterproportionalen 
Anstieg aus. Die Lohnsteuer wird dagegen progres-
sionsbedingt wieder überproportional zur Auswei-
tung der Bruttolöhne und -gehälter zunehmen. Die 
Nettolohn- und -gehaltssumme dürfte dann um rd. 
2 1/2 v. H. wachsen. 1988 hatte sie wegen der in Kraft 
getretenen Steuersenkung sogar etwas stärker als die 
Bruttogröße expandiert. Die vom Staat geleisteten 
Übertragungseinkommen werden mit ca. 3 bis 4 v. H. 
weniger kräftig steigen als 1988. Maßgeblich hierfür 
sind die in Kraft getretenen Leistungseinschränkun-
gen im Bereich der gesetzlichen Krankenversiche-
rung und der Bundesanstalt für Arbeit sowie ein ge-
ringerer effektiver Anstieg der Renten. Für die ent-
nommenen Gewinne und Vermögenseinkommen der 
privaten Haushalte wird im Einklang mit der allge-
meinen Ertragsentwicklung ein Anstieg von 4 bis 
6 v. H. unterstellt. Insgesamt könnte das verfügbare 
Einkommen der p rivaten Haushalte 1989 damit um rd. 
3 bis 4 v. H. zunehmen. In welchem Maße dabei der 
nominale Private Verbrauch expandiert, hängt vom 
Sparverhalten der P rivaten Haushalte ab. Wegen der 
in Kraft getretenen Änderungen im steuerlichen Be-
reich, möglicher Ausgaben im Vorgriff auf die bevor-
stehende Einkommensteuersenkung 1990 sowie an-
gesichts der derzeit hohen Konsumneigung spricht 
vieles für einen leichten Rückgang der Sparquote. 
Daher könnte der Zuwachs des 

nominalen Privaten Verbrauchs 1989 bei ca. 4 bis 
5 v. H. 

liegen (nach 4,2 v. H. im Vorjahr). Real bedeutet dies 
unter Berücksichtigung des leicht höheren Preisan-
stiegs (siehe Ziffer 15 dieser Anlage) eine Steigerung 
von 2 bis 2 1/2 (nach 2,7 v. H. im Vorjahr). 

13. Nach den Haushaltsplänen der Gebietskörper-
schaften und den längerfristigen Tariflohnvereinba-
rungen im öffentlichen Dienst ist für 1989 mit einem 
nur wenig geänderten Ausgabenanstieg bei den öf-
fentlichen Personal- und Sachausgaben zu rechnen. 
Für die Sachleistungen im Sozialversicherungsbe-
reich, wo im vergangenen Jahr bei Arznei-, Heil- und 
Hilfsmitteln sowie Zahnersatz Leistungen angesichts 
der bevorstehenden Reform der gesetzlichen Kran-
kenversicherung vorweggenommen und daher er-
hebliche Ausgabenzuwächse verbucht wurden, ist 
1989 mit einer merklich verhalteneren Zunahme zu 
rechnen. Die Jahresprojektion geht demnach von ei-
ner 

nominalen Zunahme des Staatsverbrauchs um 2 
bis 2 1 /2 v. H. 

aus (1988: 3,1 v. H.). Real bedeutet dies einen Anstieg 
von rd. 1 v. H. (1988: 1,8 v. H.). 

14. Aus den Projektionsannahmen für die Entwick-
lung von Ausfuhr- und Binnennachfrage errechnet 
sich für die volkswirtschaftliche Gesamtnachfrage ein 
nominaler Zuwachs von 4 1/2 bis 5 1/2 v. H. (nach 5,7 
v. H. im Vorjahr). Nach Abzug der voraussichtlichen 
Preisniveausteigerung verbleibt ein realer Anstieg 
der Gesamtnachfrage um 2 1/2 bis 3 1/2 v. H. (1988: 
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4,1 v. H.). Ein solcher Zuwachs dürfte unter der An-
nahme weitgehender Konstanz des realen effektiven 
Wechselkurses und einer damit gegenüber 1988 we-
nig veränderten Einfuhrelastizität zur Erhöhung der 
Einfuhr von Waren und Dienstleistungen um real 4 1/2 
bis 5 1/2 v. H. führen. Die Einfuhrpreise werden vor-
aussichtlich im Jahresverlauf 1989 nur mäßig steigen. 
Bei den Preisen für Energieimporte könnte es, ausge-
hend von einem niedrigen Niveau, zu einer gewissen 
Anpassung nach oben kommen. Die Weltmarktpreise 
für Industrierohstoffe dürften sich nach dem steilen 
Anstieg im Vorjahr nunmehr kaum verändern. Etwas 
deutlicher könnten demgegenüber bei weiterhin gün-
stiger Weltkonjunktur und den absehbaren Preisten-
denzen bei ausländischen Anbietern die Einfuhr-
preise für Fertigwaren zunehmen. 

Unter Berücksichtigung dieser Annahmen dürften die 
Einfuhren von Waren und Dienstleistungen in nomi-
naler Rechnung um rd. 7 bis 8 v. H. steigen. Daraus 
ergibt sich in der Jahresprojektion ein 

nominaler Außenbeitrag in der Größenordnung 
von 124 bis 128 Mrd DM. 

Gemessen als Anteil am Bruttosozialprodukt würde er 
mit rd. 5 1/2 v. H. etwa ebenso hoch wie im Vorjahr 
ausfallen. Der Sachverständigenrat geht sogar von ei-
nem Anstieg des nominalen Außenbeitrags auf etwa 
6 v. H. des BSP aus (Ziffer 209 JG), eine Entwicklung, 
die dann nicht ausgeschlossen werden kann, wenn es 
auch 1989 zu einer Verbesserung der terms of trade 
kommen sollte. Die Unsicherheiten auf diesem Gebiet 
sind freilich als besonders groß einzustufen. In realer 
Rechnung dürften die außenwirtschaftlichen Ober-
schüsse 1989 nicht weiter zurückgehen. Bei einer 
Wertung dieser Entwicklung ist allerdings zu berück-
sichtigen, daß der Außenbeitrag in konstanten Preisen 
von 5 1/2 v. H. des Bruttosozialprodukts 1985 auf 
2 1/2 v. H. 1988 gesunken ist. 

Insgesamt errechnet sich aus den Projektionsannah-
men über Inlandsnachfrage und Außenbeitrag im 
Jahresdurchschnitt 1989 ein 

Anstieg des nominalen Bruttosozialprodukts um 
rd. 4 1 /2 v. H. 

(1988: 5,4 v. H.). 

15. Die Preisentwicklung wird 1989 zwar ruhig blei-
ben, aber nicht mehr so günstig wie in den drei vor-
hergegangenen Jahren ausfallen. Wenn der Sachver-
ständigenrat feststellt, die Phase, in der bei der Teu-
erungsrate eine Null vor dem Komma stand, sei zu 
Ende (Ziffer 207 JG), dann bedeutet dies nicht, daß 
jetzt wieder von einer grundlegenden Beschleuni-
gung des Preisauftriebs auszugehen ist. Zu Recht 
weist der Rat darauf hin, daß in den zurückliegenden 
Jahren Sondereinflüsse, vor allem der Rückgang der 
Ölpreise, aber auch die Aufwertung der D-Mark 
preisdämpfend gewirkt hatten. Im Jahresdurchschnitt 
1989 wird von den Einfuhrpreisen nach den heute 
absehbaren Tendenzen eher ein preiserhöhender Ein-
fluß ausgehen. Hinzu kommt, daß die Anhebung meh-
rerer Verbrauchsteuern 1989 einmalig preisniveauer-
höhend wirken wird. Nicht auszuschließen ist, daß es 
in Teilbereichen der Wirtschaft mit besonders hoher 
Kapazitätsauslastung zu engpaßbedingten Preisanhe

-

bungen kommt, denen allerdings die zunehmende 
Flexibilisierung des Produktionsprozesses entgegen-
wirkt. Preisbewegungen dürften sich aber vor allem 
angesichts weiterhin moderat steigender Lohnstück-
kosten und intensiven Wettbewerbs durch ausländi-
sche Anbieter in relativ engen Grenzen halten. Weit-
gehend ruhig werden sich aufgrund der absehbaren 
Tendenzen bei den EG-Marktordnungspreisen und 
aufgrund der guten Ernten die Nahrungsmittelpreise 
entwickeln, worauf auch der Sachverständigenrat 
hinweist (Ziffer 207 JG). Alles in allem könnte das 
Preisklima damit in der Grundtendenz günstig blei-
ben, was nicht zuletzt auch Erfolg des Fortdauerns der 
seit mehreren Jahren bet riebenen moderaten Lohn-
politik ist. Unter diesen Annahmen könnte der 

Anstieg der Verbraucherpreise 1989 auf 2 bis 
2 1 /2 v. H. 

begrenzt werden (1988: 1,4 v. H.). 

Der Preisindex der letzten inländischen Verwendung 
dürfte im Vergleich dazu mit rd. 2 v. H. etwas schwä-
cher zunehmen, da die Preise der übrigen Komponen-
ten der Inlandsnachfrage durch die Sondereinflüsse 
der Verbrauchsteuererhöhung praktisch nicht bela-
stet werden. Für den Preisindex des Bruttosozialpro-
dukts, der ein Maßstab für die Verteuerung der inlän-
dischen Wertschöpfung ist, und zwar bewertet zu 
Marktpreisen, bei denen sich auch Änderungen von 
Verbrauchsteuersätzen niederschlagen können, wird 
ebenfalls von einem Anstieg um 2 v. H. ausgegangen. 

16. Den Annahmen der Jahresprojektion für das no-
minale Bruttosozialprodukt und seine Preisverände-
rung würde im Jahresdurchschnitt 1989 

ein reales Wachstum des Bruttosozialprodukts 
von rd. 2 1 /2 v. H. 

entsprechen. Die Inlandsnachfrage könnte dabei 
etwa im gleichen Maße zunehmen. 

Die Lage am Arbeitsmarkt ist zur Zeit nur unzurei-
chend zu analysieren. Nach ersten Ergebnissen der 
letzten Volkszählung waren im Mai 1987 rd. 26,9 Mio 
Personen erwerbstätig. Diese Zahl liegt um etwa 1 
Mio höher als die bisher für diesen Zeitpunkt auf der 
Basis der Fortschreibung der Volkszählungsergeb-
nisse 1970 im Rahmen der laufenden Statistik ermit-
telte Zahl. Gegenwärtig kann noch nicht gesagt wer-
den, wie sich diese Differenz auf die Entwicklung der 
Erwerbstätigenzahlen in den Jahren 1970 bis 1987 
zeitlich verteilt. Zwar wird, wie die Volkszählungser-
gebnisse zeigen, das Niveau der Erwerbstätigenzahl 
durch die laufende Statistik nicht korrekt wiedergege-
ben. Jedoch ist davon auszugehen, daß die bisher er-
rechneten Zahlen am aktuellen Rand den Verlauf und 
die Veränderung der Erwerbstätigkeit und damit die 
konjunkturelle Tendenz einigermaßen zutreffend ab-
bilden. 

Für die Arbeitsproduktivität, d. h. das Bruttoinlands-
produkt je Erwerbstätigen, dürfte im Einklang mit bis-
herigen zyklischen Erfahrungen und angesichts des 
inzwischen erreichten hohen Auslastungsgrades des 
Produktionspotentials eine im Vergleich zum Vorjahr 
verlangsamte Zunahme zu erwarten sein. Nicht zu-
letzt infolge der witterungsbedingten Sondereffekte 
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nahm 1988 das Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstäti-
gen um knapp 3 v. H. zu. Wegen des so erreichten 
hohen Produktivitätsniveaus und aufgrund der in die-
sem Jahr wirksam werdenden erheblichen tariflichen 
Arbeitszeitverkürzungen dürfte 1989 mit ca. 1 1/2 bis 
2 v. H. nur ein wesentlich schwächerer Zuwachs der 
Arbeitsproduktivität je Erwerbstätigen erreicht wer-
den. Da der Abbau der Kurzarbeit im Laufe des Jahres 
1988 weit fortgeschritten ist und die Zahl der offenen 
Stellen wieder steigt, kann von einer weiteren kräfti-
gen Zunahme der Zahl der Beschäftigten ausgegan-
gen werden. Nach vorübergehendem Rückgang deu-
ten auch die Beschäftigungspläne im Bereich des Pro-
duzierenden Gewerbes wieder auf eine Aufstockung 
der Belegschaften hin. In der Jahresprojektion wird 
außerdem davon ausgegangen, daß der seit einigen 
Jahren zu beobachtende kräftige Anstieg der Arbeits-
plätze im Dienstleistungsbereich 1989 anhält. Insge-
samt könnte 

die Zahl der Erwerbstätigen erneut um rd.  1 /2v. H. 
oder ca. 150 Tsd zunehmen. 

Dies würde im Verlauf zwar wachstumsbedingt eine 
leichte Verlangsamung des Anstiegs bedeuten, we-
gen des hohen Überhangs dürfte die Beschäftigungs-
ausweitung im Jahresdurchschnitt aber etwa ebenso 
hoch wie 1988 ausfallen. Da aus strukturellen Grün-
den ein weiterer leichter Rückgang der Zahl Selbstän-
diger und mithelfender Familienangehöriger erwartet 
wird, würde die Zahl beschäftigter Arbeitnehmer mit 
1/2 bis 1 v. H. noch etwas kräftiger als die Gesamtzahl 
aller Erwerbstätigen zunehmen. 

Dieser weiter steigenden Arbeitskräftenachfrage 
steht allerdings nach wie vor eine ähnlich starke Aus-
weitung des Arbeitskräfteangebots gegenüber. Zwar 
spielt die demographische Komponente wegen sin-
kender Jahrgangsstärken der in das erwerbsfähige 
Alter hineinwachsenden Jugendlichen eine immer 
geringer werdende Rolle; die deutsche Bevölkerung 
im Alter von 15 bis unter 65 Jahren wächst 1989 kaum 
noch. Mehr als ausgeglichen wird diese Entwicklung 
jedoch durch den seit längerer Zeit zu beobachtenden 
Anstieg der Frauenerwerbsquote, durch das Heran-
wachsen der sog. zweiten Gastarbeitergeneration so-
wie durch die vermehrte Zuwanderung aus der DDR, 
von Deutschstämmigen aus osteuropäischen Ländern 
und von Asylsuchenden. Der Effekt dieser Einflüsse 
auf den Anstieg des potentiellen Erwerbspersonenan-
gebots von 1989 wird auf insgesamt fast 200 Tsd ge-
schätzt. Dadurch wird sich der Abbau der Arbeitslo-
sigkeit verzögern. Allerdings ist nur schwer voraus-
sehbar, inwieweit sich die rechnerische Zunahme der 
Erwerbsbevölkerung auf dem Arbeitsmarkt in diesem 
Jahr tatsächlich bemerkbar macht. Ein Teildes wach-
senden Angebots steht dem Arbeitsmarkt wegen viel-
fältiger und oft notwendiger Qualifizierungsanstren-
gungen kurzfristig noch nicht zur Verfügung. In der 
Jahresprojektion wird unterstellt, daß trotz steigenden 
Erwerbspersonenangebots insgesamt ein leichter 
Rückgang der Zahl der Arbeitslosen erreicht werden 
kann. Im Jahresdurchschnitt 1989 könnte damit 

die Arbeitslosenquote bei 8 1 /2 v. H. der unselb-
ständigen Erwerbspersonen bzw. bei rd. 7 1 /2v. H. 
aller Erwerbspersonen 

liegen. 

17. Das Volkseinkommen dürfte sich gemäß den An-
nahmen der Jahresprojektion um rd. 4 v. H. und damit 
etwas schwächer erhöhen als das nominale Bruttoso-
zialprodukt, da sowohl die indirekten Steuern als auch 
die Abschreibungen im Jahre 1989 überproportional 
zunehmen werden. Bei der Abschätzung der Vertei-
lung des Volkseinkommens auf die Primäreinkom-
men wurde — ausgehend von den bereits getroffenen 
Tariflohnvereinbarungen und in der Erwartung, daß 
die bisher moderate Lohnentwicklung sich fortsetzt — 
von  einer Zunahme der Bruttolöhne und -gehälter je 
beschäftigten Arbeitnehmer in Höhe von gut 2 1 /2 v. H. 
ausgegangen. Berücksichtigt man daneben, daß ei-
nerseits die Beschäftigung weiter deutlich expandie-
ren wird und andererseits die Beiträge der Arbeitge-
ber zur sozialen Sicherung aufgrund der absehbaren 
Entlastungen bei den Beitragssätzen zur gesetzlichen 
Krankenversicherung unterproportional ansteigen 
dürften, so könnte die 

Zunahme des Bruttoeinkommens aus unselbstän-
diger Arbeit 3 bis 3 1 /2 v. H. 

betragen (nach 3,8 v. H. im Vorjahr). Unter diesen 
Annahmen ergäbe sich für das als Differenz zwischen 
dem Volkseinkommen und dem Bruttoeinkommen 
aus unselbständiger Arbeit zu errechnende 

Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen eine Zunahme von ca. 5 bis 6 v. H. 

(1988: + 10,0 v. H.). 

Damit würden nach den Annahmen der Jahresprojek-
tion die Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit 
und Vermögen, die in dieser Abgrenzung auch die 
Vermögenseinkommen des Staates (einschließlich 
der Abführung von Bundesbankgewinnen) sowie al-
ler Bevölkerungsgruppen, also auch der Arbeitneh-
mer und Nichterwerbstätigen, enthalten, weiterhin 
stärker als die Einkommen aus unselbständiger Arbeit 
zunehmen, wenn auch nicht mehr so deutlich wie im 
Durchschnitt der bisherigen Aufschwungsperiode. 
Die seit 1982 eingetretene Verbesserung der Unter-
nehmereinkommen war nach der vorausgegangenen 
beträchtlichen Verschlechterung der Ertragslage 
nach Auffassung der Bundesregierung eine wichtige 
Vorbedingung für die inzwischen eingetretene deutli-
che Zunahme von Investitionen und Beschäftigung. 

18. Das Ausgabenwachstum des Staates insgesamt 
dürfte sich in diesem Jahr auf 2 1 /2 bis 3 1/2 v. H. (nach 
4,3 v. H. im Jahr 1988) spürbar abschwächen und 
damit die nominale Zunahme des Bruttosozialpro-
dukts wieder deutlicher unterschreiten. Wie die Haus-
haltsplanungen von Gebietskörperschaften und Sozi-
alversicherungen zeigen, ist für diese Entwicklung in 
erster Linie die Rückführung der Ausgabendynamik 
im Sozialversicherungsbereich entscheidend, insbe-
sondere die erwarteten ausgabensenkenden Wirkun-
gen der Reform im Gesundheitswesen. Außerdem 
kommt es zu begrenzten Leistungseinschränkungen 
im Bereich der Bundesanstalt für Arbeit. Bei den Ge-
bietskörperschaften wird trotz höherer Belastungen 
infolge zusätzlicher Übertragungen an die Europäi-
sche Gemeinschaft und an die Bundesanstalt für Ar-
beit der Zuwachs bei den laufenden Ausgaben nur 
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wenig höher ausfallen als im Vorjahr. In der Betrach-
tung nach den großen volkswirtschaftlichen Ausgabe-
kategorien — Staatsverbrauch, Einkommens- und 
Vermögensübertragungen sowie Bruttoinvestitionen 
— ist durchgehend mit geringeren Zuwachsraten als 
1988 zu rechnen. 

Bei den öffentlichen Einnahmen wird mit 5 1/2 bis 
6 1/2 v. H. ein Anstieg erwartet, der deutlich über dem 
des Vorjahres liegt (3,6 v. H.). Bei der Zunahme des 
Steueraufkommens um 6 1/2 bis 7 1 /2 v. H. schlagen vor 
allem die Verbrauchsteuererhöhung sowie die wieder 
progressive Wirkung des Lohn- und Einkommensteu-
ertarifs zu Buche. Die Sozialbeiträge dürften als Folge 
des schwächeren Wachstums der Bruttolohn- und 
-gehaltssumme und der sich abzeichnenden teilwei-
sen Absenkung der Krankenversicherungsbeiträge, 
bei allerdings höheren Beiträgen zur Krankenversi-
cherung der Rentner, erheblich weniger stark steigen 
als im Vorjahr. Für die übrigen Einnahmen ergibt sich 
wegen der Abführung aus einem wieder deutlichen 
Bundesbankgewinn — nach seinem praktischen Aus-
fall im Vorjahr — eine stark überproportionale Zu-
nahme. 

Aus den Annahmen über Ausgaben- und Einnahmen-
entwicklung errechnet sich eine erhebliche Rückfüh-
rung des Finanzierungsdefizits von Gebietskörper-
schaften und Sozialversicherung (in der Abgrenzung 
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung) von 

43 1/2 Mrd DM im Vorjahr (2 v. H. des BSP) auf 12 bis 
16 Mrd DM oder weniger als 1 v. H. des BSP. Da 
dahinter für die Sozialversicherung eine Erhöhung 
der Überschußposition steht, bedeutet dies für die Ge-
bietskörperschaften einen deutlich geringeren Defi-
zitabbau als für den öffentlichen Gesamthaushalt. 

19. Diesem erheblich sinkenden Finanzierungsbe-
darf des Staates steht nach den Annahmen der Jah-
resprojektion eine leicht rückläufige Geldkapitalbil-
dung der privaten Haushalte gegenüber. Wie oben 
dargelegt, ist nämlich für 1989 ein Rückgang der 
Sparquote der p rivaten Haushalte gegenüber 1988 zu 
erwarten. Der Unternehmenssektor, und hier insbe-
sondere die Wohnungswirtschaft mit ihrer vergleichs-
weise niedrigen Selbstfinanzierungsquote, könnten 
andererseits einen höheren Fremdmittelbedarf als in 
den letzten Jahren aufweisen und so den per Saldo 
geringeren Nettokapitalbedarf des Staates absorbie-
ren. Die eigenen Mittel der Unternehmen werden vor-
aussichtlich nicht mehr so rasch wie zuletzt steigen, 
während die Bruttoinvestitionen weiterhin zügig ex-
pandieren dürften. Der Finanzierungsüberschuß der 
inländischen Sektoren zusammengenommen dürfte 
sich danach kaum ändern, so daß auch der Forde-
rungsaufbau gegenüber der übrigen Welt in Höhe des 
Leistungsbilanzüberschusses etwa dem der Vorjahre 
entsprechen wird. 
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Gesamtwirtschaftliche Entwicklung in den Jahren 1985 bis 1988 
und Eckwerte der Jahresprojektion 1989 

1985 1986 4 ) 1987 4 ) 1988 5 ) 1989 6) 

- Veränderung gegenüber dem Vorjahr in v. H. - 

Entstehung des Sozialprodukts 
Bruttoinlandsprodukt 
in Preisen von 1980 (BIP) 	  + 2,0 + 2,3 + 	1,9 + 3,4 + rd. 2 1/2 

Erwerbstätige 	  + 0,7 + 	1,0 + 0,7 + 0,6 + rd. 	1/2 
Arbeitszeit je Erwerbstätigen 	 - 0,7 - 0,7 - 1,0 - 0,2 - 	1/2 bis - 1 
BIP je Erwerbstätigen 	  + 1,3 + 	1,3 + 	1,2 + 2,9 + rd. 2 
BIP je Erwerbstätigenstunde 	 + 2,0 + 2,1 + 2,2 + 3,1 + rd. 2 1/2 
nachrichtlich: 
Arbeitslosenquote in v. H. 	A 1) 	 (9,3) (9,0) (8,9) (8,7) (rd. 81/2) 

B 2 ) 	 (8, 2) (7, 9) (7,9) (7, 7) (rd. 71/2) 
Verwendung des Sozialprodukts 
in jeweiligen Preisen 
Privater Verbrauch 	  + 3,5 + 2,9 + 4,1 + 4,2 + 	4 	bis + 	5 
Staatsverbrauch 	  + 4,4 + 4,6 + 3,8 + 3,1 + 	2 	bis + 	21/2 
Bruttoanlageinvestitionen 	  + 	1,7 + 4,6 + 3,1 + 7,0 + 	5 	bis + 	7 
Vorratsveränderung (Mrd DM) 	 (- 0,7) (+ 	2,1) (+10,5) (+22,9) (+ 22 	bis + 26) 

Inlandsnachfrage    	 + 2,9 + 3,8 + 	4,3 + 	5,2 + rd. 4 1/2 
Außenbeitrag (Mrd DM) 	  (+80,2) (+114,5) (+111,1) (+121,3) (+124 	bis +128) 

(in v. H. des BSP) 	 (+ 4,3) (+ 	5,9) (+ 	5,5) (+ 	5,7) (+ rd. 5 1/2) 

Bruttosozialprodukt 	  + 4,2 + 5,5 + 3,9 + 5,4 + rd. 4 1/2 
In Preisen von 1980 
Privater Verbrauch 	  + 1,4 + 3,4 + 3,5 + 2,7 + 	2 	bis + 	2 1/2 
Staatsverbrauch 	  + 2,1 + 2,5 + 	1,6 + 	1,8 + rd. 1 
Bruttoanlageinvestitionen 	  + 0,1 + 3,3 + 	1,8 + 5,4 + 	3 	bis + 	4 
Ausrüstungen 	  + 9,4 + 4,1 + 4,0 + 6,6 + 	51/2 bis + 	61/2 
Bauten 	  - 5,6 + 2,7 + 0,2 + 4,5 + 	1 1/2 bis + 	21/2 

Inlandsnachfrage 	  + 0,8 + 3,6 + 3,1 + 3,7 + rd. 2 1/2 
Ausfuhren 	  + 6,8 + 0,0 + 0,8 + 5,1 + 	4 	bis + 	5 
Einfuhren 	  + 3,7 + 3,6 + 4,9 + 6,3 + 	41/2 bis + 	51/2 
Außenbeitrag (in v. H. des BSP) 	 (+ 5,4) (+ 4,2) (+ 	3,0) (+ 	2,7) + rd. 2 1/2 

Bruttosozialprodukt 	  + 1,9 + 2,3 + 	1,8 + 3,4 + rd. 2 1/2 
Preisentwicklung 
Privater Verbrauch 	  + 2,1 - 0,5 + 0,5 + 	1,4 + 	2 	bis + 	21/2 
Inlandsnachfrage 	  + 2,0 + 0,2 + 	1,2 + 	1,4 + rd. 2 
Bruttosozialprodukt 	  + 2,2 + 3,1 + 2,0 + 1,9 + rd. 2 
Verteilung des Volkseinkommens 
Bruttoeinkommen 
aus unselbständiger Arbeit 	 + 3,9 + 5,1 + 3,9 + 3,8 + 	3 	bis + 	31/2 

Bruttoeinkommen 
aus Unternehmertätigkeit und Vermögen 	 + 6,2 + 9,1 + 4,0 +10,0 + 	5 	bis + 	6 

Volkseinkommen 	  + 4,6 + 6,3 + 3,9 + 5,7 + rd. 4 
nachrichtlich: 
Bruttolöhne und -gehälter 
je beschäftigten Arbeitnehmer 	 + 2,9 + 3,8 + 3,0 + 3,0 + rd. 2 1/2 

Beschäftigte Arbeitnehmer 	  + 0,8 + 	1,2 + 0,9 + 0,7 + 	1/2 bis + 	1 
Verfügbares Einkommen der 
Privaten Haushalte i) 	  + 3,4 + 3,9 + 4,2 + 4,1 + 	3 	bis + 	4 

Sparquote 	  (11,4) (12,2) (12,4) (12,3) (11 1/2) 

1) Bezogen auf die unselbständigen Erwerbspersonen 
2) Bezogen auf alle Erwerbspersonen 
3) Ohne nichtentnommene Gewinne der Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit 
4) Vorläufige Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes 
5) Erstes vorläufiges Ergebnis des Statistischen Bundesamtes; Stand: Januar 1989 
6) Jahresprojektion 
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Einnahmen und Ausgaben des Staatssektors 

(in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung) 

1985 1986 1 ) 1987 1 ) 1988 2) 1989 3 ) 

- Veränderung gegenüber dem Vorjahr in v. H. - 

Einnahmen 

Steuern 	  + 4,7 + 2,9 + 3,9 + 4,1 + 61/2 bis + 7 1/2 

Sozialbeiträge 4 ) 	  + 5,1 + 5,4 + 3,9 + 4,5 + 2 1/2 bis + 3 1/2 

Sonstige Einnahmen 	  + 4,3 + 2,0 - 7,9 - 4,6 +16 	bis +18 

Einnahmen insgesamt 	 + 4,8 + 3,8 + 2,9 + 3,6 + 5 1/2 bis + 6 1/2 

Ausgaben 

Staatsverbrauch 	  + 4,4 + 4,6 + 3,8 + 3,1 + 2 	bis + 2 1/2 

Einkommens- und Vermögens- 
übertragungen 5) 	  + 2,2 + 3,4 + 4,2 + 5,1 + 3 	bis + 4 

Investitionen 	  + 2,1 + 9,8 + 2,8 + 4,2 + 2 1/2 bis + 3 1/2 

Ausgaben insgesamt 	 + 3,1 + 4,2 + 3,9 + 4,3 + 2 1/2 bis + 3 1/2 

Finanzierungssaldo in Mrd DM 	 -20,9 -25,3 -35,7 -43,4 -12 	bis -16 

(in v. H. des BSP) 	  (- 	1,1) (- 	1,3) (- 	1,8) (- 2,0) (- rd. 	1/2) 

1) Vorläufige Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes 
2) Erstes vorläufiges Ergebnis des Statistischen Bundesamtes; Stand: Januar 1989 
3) Jahresprojektion 
4) Einschließlich Beiträge an einen unterstellten Pensionsfonds 
5) Einschließlich Zinsen 


